BETEILIGUNGSVERFAHREN

Anlage 1

Fassung KDG aktuell Neufassung KDG Kommentar / Begriindung
(Anderungen im Verhiltnis zur aktuellen Fassung des
KDG sind in roter Schrift gekennzeichnet.)
Inhaltsiibersicht Inhaltsiibersicht Wird zu gegebener Zeit erginzt

Hinweis allgemein:

Verweise innerhalb des KDG werden
iiberpriift, wenn der Gesetzestext fertig
gestellt ist!

Praambel Praambel

Aufgabe des Datenschutzes ist es, die Grund-
rechte und Grundfreiheiten natiirlicher Personen
und insbesondere deren Recht auf Schutz perso-
nenbezogener Daten bei der Verarbeitung dieser
Daten zu schiitzen.

'Aufgabe des Datenschutzes ist es, die Grundrechte und
Grundfreiheiten natiirlicher Personen und insbesondere
deren Recht auf Schutz personenbezogener Daten bei der
Verarbeitung dieser Daten zu schiitzen. “Fiir die katholi-
sche Kirche ist der Schutz der personenbezogenen Daten
ein unerldsslicher Bestandteil des in can. 220 des Codex
Turis Canonici (CIC) anerkannten Rechts auf den Schutz
der eigenen Intimsphére.

Die Prdambel wird um einen neuen Satz 2
ergénzt. Die Ergdnzung erfolgt, um auf die
Grundlagen des Datenschutzes im gesamt-
kirchlichen Recht der katholischen Kirche
hinzuweisen. Can. 220 CIC lautet in deut-
scher Ubersetzung:

., Niemand darf den guten Ruf, den jemand
hat, rechtswidrig schédigen und das Recht
einer jeden Person auf den Schutz der ei-
genen Intimsphdre (intimitas) verletzen.

Die Bestimmung gehort zu dem Katalog
der ,,Rechte und Pflichten aller Glaubi-
gen“ und verdeutlicht, dass der Schutz der
Intimsphére des Einzelnen, zu dem we-
sentlich der Schutz seiner personenbezo-
genen Daten gehort, der katholischen




Kirche aufgrund eigener Uberzeugung ein
herausragendes Anliegen ist.

Dieses Gesetz iiber den Kirchlichen Daten-
schutz (KDG) wird erlassen aufgrund des ver-
fassungsrechtlich garantierten Rechts der katho-
lischen Kirche, ithre Angelegenheiten selbststén-
dig innerhalb der Schranken des fiir alle gelten-
den Gesetzes zu ordnen und zu verwalten. Die-
ses Recht ist auch europarechtlich geachtet und
festgeschrieben in Art. 91 und Erwédgungsgrund
165 der Verordnung (EU) 2016/679 des Europé-
ischen Parlaments und des Rates vom 27. April
2016 zum Schutz natiirlicher Personen bei der
Verarbeitung personenbezogener Daten, zum
freien Datenverkehr und zur Aufhebung der
Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-Grundverord-
nung) — EU-DSGVO, Art. 17 des Vertrages iiber
die Arbeitsweise der Europdischen Union
(AEUV). In Wahrnehmung dieses Rechts stellt
dieses Gesetz den Einklang mit der EU-DSGVO
her.

3Dieses Gesetz iiber den Kirchlichen Datenschutz (KDG)
wird erlassen aufgrund des verfassungsrechtlich garan-
tierten Rechts der katholischen Kirche, ihre Angelegen-
heiten selbststindig innerhalb der Schranken des fiir alle
geltenden Gesetzes zu ordnen und zu verwalten. *Dieses
Recht ist auch europarechtlich geachtet und festgeschrie-
ben in Art. 91 und Erwigungsgrund 165 der Verordnung
(EU) 2016/679 des Europédischen Parlaments und des Ra-
tes vom 27. April 2016 zum Schutz natiirlicher Personen
bei der Verarbeitung personenbezogener Daten, zum frei-
en Datenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie
95/46/EG  (Datenschutz-Grundverordnung) - EU-
DSGVO) sowie in Art. 17 des Vertrages iiber die Arbeits-
weise der Europiischen Union (AEUV). °In Wahrneh-
mung dieses Rechts stellt dieses Gesetz den Einklang mit
der EU-DSGVO her.

Bei den Anderungen in Satz 4 der Priam-
bel handelt es sich um redaktionelle Ande-
rungen.

Kapitel 1 Kapitel 1
Allgemeine Bestimmungen Allgemeine Bestimmungen
§1 §1 Die Anderung der Uberschrift erfolgt mit
Schutzzweck SehutzrweekZweck Blick auf den Wortlaut des Satz 2 der Vor-

schrift, der vom ,,Zweck dieses Gesetzes
spricht, dient also lediglich der Harmoni-
sierung mit Satz 2.




Zweck dieses Gesetzes ist es, den Einzelnen' da-
vor zu schiitzen, dass er durch die Verarbeitung
seiner personenbezogenen Daten in seinem Per-
sonlichkeitsrecht beeintrdchtigt wird, und den
freien Verkehr solcher Daten zu ermdglichen.

!Zur Erfiillung des kirchlichen Auftrages ist die Verarbei-
tung personenbezogener Daten durch kirchliche Stellen
erforderlich. 2Zweck dieses Gesetzes ist es, den Einzel-
nen? davor zu schiitzen, dass er durch die Verarbeitung
seiner personenbezogenen Daten in seinem Personlich-
keitsrecht beeintrachtigt wird, und den freien Verkehr
solcher Daten zu ermdglichen.

Die (vielfach geforderte) Definition des
,Kkirchlichen Auftrags®, der an verschiede-
nen Stellen dieses Gesetzes Erwihnung
findet, kann aufgrund der Dimension des
kirchlichen Auftrags und seiner Vielge-
staltigkeit hier nicht erfolgen. Mit dem neu
eingefiigten Satz 1 ist jedoch eine Zielvor-
gabe beabsichtigt; es wird verdeutlicht,
dass die Verarbeitung personenbezogener
Daten auf die Erflillung des kirchlichen
Auftrages hin ausgerichtet ist. Allerdings
kann der kirchliche Auftrag nicht als
Rechtsgrundlage fiir jede Verarbeitung
personenbezogener Daten herangezogen
werden.
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Im Interesse einer besseren Lesbarkeit wird nicht ausdriicklich in geschlechtsspezifische Personenbezeichnungen differenziert. Die gewidhlte ménnliche Form schlieft eine

adédquate weibliche Form gleichberechtigt ein.
Ubernahme FuBnote 1




§2

Sachlicher Anwendungsbereich

§2

Sachlicher Anwendungsbereich

(1) Dieses Gesetz gilt fiir die ganz oder teil-
weise automatisierte Verarbeitung personen-
bezogener Daten sowie fiir die nichtautomati-
sierte Verarbeitung personenbezogener Daten,
die in einem Dateisystem gespeichert sind oder
gespeichert werden sollen.

(2) Soweit besondere kirchliche oder beson-
dere staatliche Rechtsvorschriften auf perso-
nenbezogene Daten einschlieBlich deren Verof-
fentlichung anzuwenden sind, gehen sie den
Vorschriften dieses Gesetzes vor, sofern sie
das Datenschutzniveau dieses Gesetzes nicht
unterschreiten.

(3) Die Verpflichtung zur Wahrung des
Beicht- und Seelsorgegeheimnisses, anderer
gesetzlicher Geheimhaltungspflichten oder an-
derer Berufs- oder besonderer Amtsgeheim-
nisse, die nicht auf gesetzlichen Vorschriften
beruhen, bleibt unberiihrt.

(3) Die Verpflichtung zur Wahrung des Beichtgeheim-
nisses und des Seelsorgegeheimnisses, anderer gesetzli-
cher Geheimhaltungspflichten oder anderer Berufs-
oder besonderer Amtsgeheimnisse, die nicht auf gesetzli-

chen Vorschriften beruhen, bleibt unberiihrt.

Diese redaktionelle Anderung soll verdeut-
lichen, dass es sich bei Beichtgeheimnis
und Seelsorgegeheimnis nicht um syno-
nyme Begrifflichkeiten, sondern um Unter-
schiedliches handelt. Wihrend das Beicht-
geheimnis die pflichtmédBige Verschwie-
genheit ausschlieBlich des Geistlichen in
Bezug auf alles, was ihm in der Beichte an-
vertraut wird, meint und bedingungslos gilt,
unterfallen dem Seelsorgegeheimnis sdmtli-
che pastoralen Berufsgruppen.

Sowohl im deutschen Zivil- als auch im
Strafprozess sind Geistliche in Ansehung
desjenigen, was ihnen bei Ausiibung der




Seelsorge anvertraut ist, zur Verweigerung
des Zeugnisses berechtigt. Fiir den Strafpro-
zess folgt dies aus § 53 Abs. 1 Nr. 1 StPO,
fiir den Zivilprozess aus § 383 Abs. 1 Nr. 4
ZPO.

Wer Geistlicher im Sinne dieser Vorschrif-
ten ist, bestimmt sich grundsétzlich nach
der Funktion, kirchenamtlich (d.h. durch
den Bischof beauftragt) einen Seelsorgeauf-
trag wahrzunehmen. Auch Pastoralreferen-
tinnen und Pastoralreferenten, nicht-ordi-
nierte Seelsorgerinnen und Seelsorger usw.
kommen deshalb als Inhaber von Zeugnis-
verweigerungsrechten in Frage.
Demgegeniiber meint das Beichtgeheimnis
die pflichtmiBige Verschwiegenheit des
Geistlichen in Bezug auf alles, was ihm in
der Beichte anvertraut wird. Das Beichtge-
heimnis ist im Kirchenrecht verankert.




§3
Organisatorischer
Anwendungsbereich

§3
Organisatorischer
Anwendungsbereich

(1) Dieses Gesetz gilt fiir die Verarbeitung per-
sonenbezogener Daten durch folgende kirchli-
che Stellen:

a) die Diozese, die Kirchengemeinden, die
Kirchenstiftungen und die Kirchengemein-
deverbinde,

b) den Deutschen Caritasverband, die Dioze-
san-Caritasverbdnde, ihre Untergliederun-
gen und ihre Fachverbiande ohne Riicksicht
auf thre Rechtsform,

c¢) die kirchlichen Korperschaften, Stiftungen,
Anstalten, Werke, Einrichtungen und die
sonstigen kirchlichen Rechtstrager ohne
Riicksicht auf ihre Rechtsform.

(2) Dieses Gesetz findet Anwendung auf die
Verarbeitung personenbezogener Daten, so-
weit diese im Rahmen der Tatigkeiten eines
Verantwortlichen oder eines Auftragsverarbei-
ters erfolgt, unabhingig davon, wo die Verar-
beitung stattfindet, wenn diese im Rahmen o-
der im Auftrag einer kirchlichen Stelle erfolgt.

(2) Dieses Gesetz findet Anwendung auf die Verarbei-
tung personenbezogener Daten, soweit diese im Rahmen
der Tatigkeiten eines kirchlichen Verantwortlichen oder
eines-Auftragsverarbeiters erfolgt, unabhangig davon, wo
die Verarbeitung stattfindet,swenn-dieseimRahmen-oder

im Auftrag ciner kirchlichen Stelle erfolgt.

Der letzte Halbsatz der bisherigen Fassung
entfallt aufgrund der
vorangegangenen Prizisierung (,,eines kirch-
lichen Verantwortlichen oder Auftragsverar-
beiters®).




§4

Begriffsbestimmungen

Begriffsbestimmungen

§4

Im Sinne dieses Gesetzes bezeichnet der Aus-
druck:

Im Sinne dieses Gesetzes bezeichnet der Ausdruck:

1. ,,personenbezogene Daten* alle Informatio-
nen, die sich auf eine identifizierte oder identi-
fizierbare natiirliche Person (im Folgenden
,betroffene Person‘) beziehen; als identifizier-
bar wird eine natiirliche Person angesehen, die
direkt oder indirekt, insbesondere mittels Zu-
ordnung zu einer Kennung wie einem Namen,
zu einer Kennnummer, zu Standortdaten, zu ei-
ner Online-Kennung oder zu einem oder meh-
reren besonderen Merkmalen, die Ausdruck
der physischen, physiologischen, genetischen,
psychischen, wirtschaftlichen, kulturellen oder
sozialen Identitdt dieser natiirlichen Person
sind, identifiziert werden kann;

2. ,besondere Kategorien personenbezogener
Daten* personenbezogene Daten, aus denen
die rassische und ethnische Herkunft, politi-
sche Meinungen, religidse oder weltanschauli-
che Uberzeugungen oder die Gewerkschafts-
zugehorigkeit hervorgehen, sowie genetische
Daten, biometrische Daten zur eindeutigen
Identifizierung einer natiirlichen Person, Ge-
sundheitsdaten oder Daten zum Sexualleben o-
der der sexuellen Orientierung einer natiirli-
chen Person. Die Zugehdrigkeit zu einer Kir-
che oder Religionsgemeinschaft ist keine be-
sondere Kategorie personenbezogener Daten.

2. ,besondere Kategorien personenbezogener Daten*
personenbezogene Daten, aus denen die rassische und
ethnische Herkunft, politische Meinungen, religiose oder
weltanschauliche Uberzeugungen oder die Gewerk-
schaftszugehorigkeit hervorgehen, sowie genetische Da-
ten, biometrische Daten zur eindeutigen Identifizierung
einer natiirlichen Person, Gesundheitsdaten oder Daten
zum Sexualleben oder der sexuellen Orientierung einer
natiirlichen Person. Die Zugehorigkeit zu einer Kirche o-
der Religionsgemeinschaft ist keine besondere Kategorie

personenbezogener Daten.

Vor dem Hintergrund der aktuellen gesell-
schaftlichen Diskussion besteht zwar viel-
fach ein ,,Unbehagen® gegeniiber dem Be-
griff ,,rassische Herkunft“. Allerdings findet
sich die Begrifflichkeit auch in Art. 9 Abs. 1
DSGVO sowie in Art. 3 Abs. 3 GG. Solange
hier keine Anderung erfolgt, sollte auch die
Formulierung im KDG beibehalten werden,
um keine ungewollte Regelungsliicke entste-
hen zu lassen.




9.,,Verantwortlicher* die natiirliche oder juris-
tische Person, Behorde, Einrichtung oder an-
dere Stelle, die allein oder gemeinsam mit an-
deren tiber die Zwecke und Mittel der Verar-
beitung von personenbezogenen Daten ent-
scheidet;

9. ,,Verantwortlicher* die natiirliche oder juristische Per-
son, Behorde, Einrichtung oder andere Stelle, die allein
oder gemeinsam mit anderen iiber die Zwecke und Mittel
der Verarbeitung von personenbezogenen Daten ent-
scheidet; sind die Zwecke und Mittel dieser Verarbeitung
durch kirchliches oder staatliches Recht vorgegeben, so
kann der Verantwortliche beziehungsweise konnen die
bestimmten Kriterien seiner Benennung nach diesem
Recht vorgesehen werden.

Die Ergidnzung erfolgt zum Zwecke der An-
gleichung an die DSGVO, vgl. Art. 4 Nr. 7 2.
Halbsatz DSGVO. Aufgrund dieser Neurege-
lung kénnen im Rahmen der jeweiligen Re-
gelung Zwecke und Mittel der Datenverar-
beitung prézisiert und der Verantwortliche
bestimmt werden.

24.  , Beschiftigte” insbesondere

a) Kleriker und Kandidaten fiir das Weiheamt,

b) Ordensangehorige, soweit sie auf einer
Planstelle in einer Einrichtung der eigenen
Ordensgemeinschaft oder aufgrund eines
Gestellungsvertrages titig sind,

¢) in einem Beschiftigungsverhiltnis oder in
einem kirchlichen Beamtenverhéltnis ste-
hende Personen,

d) zu ihrer Berufsbildung tdtige Personen mit
Ausnahme der Postulanten und Novizen,

e) Teilnehmende an Leistungen zur Teilhabe
am Arbeitsleben sowie an Abkldrungen der
beruflichen Eignung oder Arbeitserprobun-
gen (Rehabilitanden),

24.  ,Beschiftigte” insbesondere

a) Kleriker und Kandidaten fiir das Weiheamt,

b) Ordensangehorige, soweit sie auf einer Planstelle in
einer Einrichtung der eigenen Ordensgemeinschaft o-
der aufgrund eines Gestellungsvertrages tétig sind,

c) in einem Beschéftigungsverhiltnis oder in einem
kirchlichen Beamtenverhiltnis stehende Personen,

d) zu ihrer Berufsbildung titige Personen mit Ausnahme
der Postulanten und Novizen,

e) Teilnehmende an Leistungen zur Teilhabe am Ar-
beitsleben sowie an Abklarungen der beruflichen Eig-
nung oder Arbeitserprobungen (Rehabilitanden),

f) in anerkannten Werkstitten fiir Menschen mit Behin-
derungen titige Personen,




f) in anerkannten Werkstitten fiir Menschen
mit Behinderungen tétige Personen,

g) nach dem Bundesfreiwilligendienstgesetz
oder dem Jugendfreiwilligendienstegesetz
oder in vergleichbaren Diensten titige Per-
sonen sowie Praktikanten,

h) Personen, die wegen ihrer wirtschaftlichen
Unselbststindigkeit als arbeitnehmeréhnli-
che Personen anzusehen sind; zu diesen ge-
horen auch die in Heimarbeit Beschéftigten
und die ihnen Gleichgestellten,

1) 1) sich fiir ein Beschiftigungsverhiltnis
Bewerbende sowie Personen, deren Be-
schiftigungsverhiltnis beendet ist.

g) nach dem Bundesfreiwilligendienstgesetz oder dem
Jugendfreiwilligendienstegesetz oder in vergleichba-
ren Diensten tétige Personen sowie Praktikanten,

h) Personen, die wegen ihrer wirtschaftlichen Unselbst-
standigkeit als arbeitnehmerdhnliche Personen anzu-
sehen sind; zu diesen gehdren auch die in Heimarbeit
Beschiftigten und die ihnen Gleichgestellten,

1) sich fiir ein Beschiftigungsverhaltnis Bewerbende so-
wie Personen, deren Beschiftigungsverhiltnis been-
det ist,

j) Leiharbeitnehmerinnen und Leiharbeitnehmer im
Verhiltnis zum Entleiher,

k) Personen, die ehrenamtlich bei den in § 3 Abs. 1 ge-
nannten kirchlichen Stellen titig sind.

Der Beschiftigtenbegriff wird unter lit. j) um
Leiharbeitnehmerinnen und Leiharbeitneh-
mer erweitert, dies allerdings nur, soweit ihr
Verhiltnis zum Entleiher betroffen ist.
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Der Beschiftigtenbegriff wird unter lit. k) um
die im kirchlichen Bereich gro3e Gruppe der
ehrenamtlich titigen Personen erweitert, die
vom Wortlaut des § 4 Nr. 24 bislang nicht er-
fasst sind. Auch diese Gruppe ist den beson-
deren datenschutzrechtlichen Gefahren aus-
gesetzt, denen der besondere Beschéftigten-
datenschutz in § 53 KDG Rechnung trégt.
Ehrenamtliche werden damit auch in den per-
sonlichen Geltungsbereich des
§ 53 einbezogen.

Hinweis:

Bereits § 2 Abs. 1 KDG-DVO regelt:

Zu den bei der Verarbeitung personenbezogener Da-
ten tdtigen Personen im Sinne des § 5 KDG gehoren
die in den Stellen gemdf3 § 3 Absatz 1 KDG Beschiif-
tigten im Sinne des § 4 Ziffer 24. KDG sowie die dort
ehrenamtlich tdtigen Personen (Mitarbeiter im Sinne
dieser Durchfiihrungsverordnung, im Folgenden: Mit-
arbeiter).

Kapitel 2 Kapitel 2
Grundsitze Grundsitze
§5 §5
Datengeheimnis Datengeheimnis

Den bei der Verarbeitung personenbezogener
Daten tdtigen Personen ist untersagt, diese un-
befugt zu verarbeiten (Datengeheimnis). Diese
Personen sind bei der Aufnahme ihrer Tétig-
keit auf das Datengeheimnis und die Einhal-
tung der einschligigen Datenschutzregelungen
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schriftlich zu verpflichten. Das Datengeheim-
nis besteht auch nach Beendigung ihrer Tatig-
keit fort.

§6
Rechtméfigkeit der
Verarbeitung
personenbezogener Daten

§6
RechtméaBigkeit der
Verarbeitung
personenbezogener Daten

(1) Die Verarbeitung personenbezogener Da-
ten ist nur rechtméfBig, wenn mindestens eine
der nachstehenden Bedingungen erfiillt ist:

a) Dieses Gesetz oder eine andere kirchliche
oder eine staatliche Rechtsvorschrift er-
laubt sie oder ordnet sie an;

b) die betroffene Person hat in die Verarbei-
tung der sie betreffenden personenbezoge-
nen Daten fiir einen oder mehrere be-
stimmte Zwecke eingewilligt;

c¢) die Verarbeitung ist fiir die Erfiillung eines
Vertrags, dessen Vertragspartei die be-
troffene Person ist, oder zur Durchfiihrung
vorvertraglicher Maflnahmen erforderlich,
die auf Anfrage der betroffenen Person er-
folgen;

d) die Verarbeitung ist zur Erflillung einer
rechtlichen Verpflichtung erforderlich, der
der Verantwortliche unterliegt;

e) die Verarbeitung ist erforderlich, um le-
benswichtige Interessen der betroffenen
Person oder einer anderen natiirlichen Per-
son zu schiitzen;
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f) die Verarbeitung ist fiir die Wahrnehmung
einer Aufgabe erforderlich, die im kirchli-
chen Interesse liegt oder in Ausiibung 6f-
fentlicher Gewalt erfolgt, die dem Verant-
wortlichen iibertragen wurde;

f) die Verarbeitung ist fiir die Wahrnehmung einer
Aufgabe des Verantwortlichen erforderlich, die im
kirchlichen Interesse liegt oder in Ausiibung 6ffent-
licher Gewalt erfolgt, die dem Verantwortlichen
iibertragen wurde;

Zwecks Klarstellung werden die Worter ,,des
Verantwortlichen* eingefiigt.

Beispiel: § 12 Abs. 3 Stiftungsgesetz NRW
1.V.m. § 84 ¢ BGB

g) die Verarbeitung ist zur Wahrung der be-
rechtigten Interessen des Verantwortlichen
oder eines Dritten erforderlich, sofern nicht
die Interessen oder Grundrechte und
Grundfreiheiten der betroffenen Person, die
den Schutz personenbezogener Daten er-
fordern, iiberwiegen, insbesondere dann,
wenn es sich bei der betroffenen Person um
einen Minderjdhrigen handelt. Lit. g) gilt
nicht flir die von 6ffentlich-rechtlich orga-
nisierten kirchlichen Stellen in Erfiillung
ihrer Aufgaben vorgenommene Verarbei-
tung.

(2) Die Verarbeitung fiir einen anderen Zweck
als zu demjenigen, zu dem die personenbezo-
genen Daten erhoben wurden, ist nur rechtmé-
Big, wenn

(2) Die Verarbeitung fiir einen anderen Zweck als zu
demjenigen, zu dem die personenbezogenen Daten erho-
ben wurden, ist nur rechtmifig, wenn

a) eine Rechtsvorschrift dies vorsieht oder
zwingend voraussetzt und kirchliche Inte-
ressen nicht entgegenstehen,

a) eine Rechtsvorschrift dies vorsicht-oderzwingend-vo-

raussetzterlaubt oder anordnet und kirchliche Interes-
sen nicht entgegenstehen,

Es erfolgt eine Angleichung des Wortlautes
an § 6 Abs. 1 lit. a) (,,erlaubt oder anordnet*
statt ,,vorsieht
oder zwingend voraussetzt®); inhaltlich sind
hiermit keine Anderungen verbunden.

b) die betroffene Person eingewilligt hat,

c¢) offensichtlich ist, dass es im Interesse der
betroffenen Person liegt, und kein Grund zu
der Annahme besteht, dass sie in Kenntnis
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des anderen Zwecks ihre Einwilligung ver-
weigern wiirde,

d) Angaben der betroffenen Person tiberpriift

werden miissen, weil tatsdchliche Anhalts-
punkte fiir deren Unrichtigkeit bestehen,

e)

die Daten allgemein zuginglich sind oder
der Verantwortliche sie veroffentlichen
diirfte, es sei denn, dass das schutzwiirdige
Interesse der betroffenen Person an dem
Ausschluss der Zweckidnderung offensicht-
lich iiberwiegt,

es zur Abwehr einer Gefahr fiir die 6ffent-
liche Sicherheit oder erheblicher Nachteile
fiir das Gemeinwohl oder zur Wahrung er-
heblicher Belange des Gemeinwohls erfor-
derlich ist,

Die Regelung von lit. f) und g) entspricht in
Teilen § 24 Abs. 1 Nummer 1 BDSG. Dort
geht es um die Abwehr von Gefahren fiir die
staatliche oder o6ffentliche Sicherheit und die
Verfolgung von Straftaten, also um die Un-
versehrtheit der Rechtsordnung. Kirchliche
Stellen diirften regelmifBig nicht in der Lage
sein, dies zu iiberpriifen bzw. zu entscheiden.
Zudem sind solche Fille regelmafig unter lit.
a) zu subsumieren (z.B. Polizei- und Ord-
nungsrecht). Die Regelung kann daher er-
satzlos entfallen.

f) sie zur Geltendmachung, Ausiibung oder Verteidigung
rechtlicher Anspriiche erforderlich ist, sofern nicht die In-
teressen der betroffenen Person an dem Ausschluss der
Verarbeitung iiberwiegen,

Es wird ein neuer Buchstabe f) gefasst, der §
24 Abs. 1 Nummer 2 BDSG einschlieBlich
der dort enthaltenen Interessenabwigung
tibernimmt. Eine Beschrinkung auf zivil-
rechtliche Anspriiche (wie im BDSG) er-
scheint hier nicht sachgerecht, weil etliche
kirchliche Stellen auch o6ffentlich-rechtlich
handeln.
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g)

es zur Verfolgung von Straftaten oder Ord-
nungswidrigkeiten, zur Vollstreckung oder
zum Vollzug von Strafen oder MaB3nahmen
im Sinne des § 11 Absatz 1 Nr. 8 des Straf-
gesetzbuches oder von Erziehungsmafre-
geln oder Zuchtmitteln im Sinne des Ju-
gendgerichtsgesetzes oder zur Vollstre-
ckung von BuBgeldentscheidungen erfor-
derlich ist,

g) es zur Verfolgung oder Aufklarung von Straftaten oder

Ordnungswidrigkeiten,—zur—Velstreekune —oder—zum
Voll Steafon-oder MaBnal o S Jes-§
B L
| 2 I oder ZuchtmittelnimSi los ] |
serichtsgesetzes oder zur Vollstreckung von BuB3geldent-
scheidungen erforderlich ist,

Reduziert auf die Verfolgung und Aufkla-
rung von Straftaten nach dem kanonischen
Recht und dem datenschutzbezogenen Ord-
nungswidrigkeitenrecht sowie auf die Voll-
streckung von durch die Datenschutzaufsicht
verhdngten Buflgeldern erscheint diese Vor-
schrift auch weiterhin sinnvoll.

h)

es zur Abwehr einer schwerwiegenden Be-
eintrdchtigung der Rechte eines Dritten er-
forderlich ist,

es zur Durchfiihrung wissenschaftlicher
Forschung erforderlich ist, das wissen-
schaftliche Interesse an der Durchfiihrung
des Forschungsvorhabens das Interesse der
betroffenen Person an dem Ausschluss der
Zweckinderung erheblich iiberwiegt und
der Zweck der Forschung auf andere Weise
nicht oder nur mit unverhéltnismiBigem
Aufwand erreicht werden kann oder

Die Regelung wurde seinerzeit aus § 10 Nr. 9
KDO iibernommen. Sie ist mit Blick auf § 7
Abs. 1 b) 2. Halbsatz (neu) entbehrlich, wo-
nach eine Weiterverarbeitung fiir im kirchli-
chen Interesse liegende Archivzwecke, fiir
wissenschaftliche oder historische For-
schungszwecke oder fiir statistische Zwecke
als vereinbar mit den urspriinglichen Zwe-
cken gilt.

1) es zur institutionellen Aufarbeitung von sexualisierter
Gewalt und anderen Formen des Missbrauchs auf der
Grundlage kirchlichen Rechts erforderlich ist und die In-
teressen der betroffenen Person (§ 4 Nr. 1) durch ange-
messene MalBlnahmen gewahrt sind,

Angesichts der herausragenden Bedeutung
der Missbrauchsaufarbeitung fiir die Didze-
sen sowie angesichts der Tatsache, dass das
Datenschutzgesetz der EKD (DSG-EKD) mit
Blick auf die institutionelle Aufarbeitung se-
xualisierter Gewalt bereits seit lingerem eine
vergleichbare  Regelung enthdlt (vgl.
§ 7 Abs. 1 Nr. 11 i.V.m. § 50 a DSG-EKD),
erscheint es angezeigt, im KDG ebenfalls
eine entsprechende Regelung zu treffen.
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Eine mdgliche Erweiterung auf andere For-
men des Missbrauchs (insbesondere geistli-
cher, spiritueller Missbrauch) erfolgt durch
den Hinweis auf ,,andere Formen des Miss-
brauchs®.

j) der Auftrag der Kirche oder die Glaubwiir-
digkeit ihres Dienstes dies erfordert.

1) der Auftrag der Kirche oder die Glaubwiirdigkeit
ihres Dienstes dies erfordert oder

k) es zur Vorbereitung, Durchfiihrung und Nachbereitung
von Wahlen, insbesondere zu didzesanen, pfarrlichen o-
der kirchengemeindlichen Gremien, erforderlich ist;
hierzu gehoren auch die Kandidatenwerbung und -an-
sprache sowie nachgelagerte Mafinahmen zu Information
und Schulung.

Eine derartige Regelung ist z.B. sinnvoll, um
im Vorfeld oder im Zusammenhang mit der
Wahl erhobene Daten fiir weitere Zwecke
verwenden zu kdnnen.

Didzesan: Kirchensteuerrat, ...

Pfarrlich: PGR, Gesamt-PGR, Pfarreirat
Kirchengemeindlich: KV als Vertretungsor-
gan fiir die Kirchengemeinde KdoR

(3) Eine Verarbeitung fiir andere Zwecke liegt
nicht vor, wenn sie der Wahrnehmung von
Aufsichts- und Kontrollbefugnissen, der Rech-
nungspriifung, der Revision, der Durchfiih-
rung von Organisationsuntersuchungen fiir
den Verantwortlichen, im kirchlichen Interesse
liegenden Archivzwecken, wissenschaftlichen
oder historischen Forschungszwecken oder
statistischen Zwecken dient. Das gilt auch fiir
die Verarbeitung zu Ausbildungs- und Prii-
fungszwecken durch den Verantwortlichen,
soweit nicht iiberwiegende schutzwiirdige In-
teressen der betroffenen Person entgegenste-
hen.

(3) 'Eine Verarbeitung fiir andere Zwecke liegt nicht vor,
wenn sie der Wahrnehmung von Visitations-, Aufsichts-
und Kontrollbefugnissen, der Rechnungspriifung, der Re-
vision; oder der Durchfiihrung von Organisationsuntersu-
chungen flir den Verantwortlichen;—mkirehlichentnte-
resse-HegendenArehivrwecken—wissenschatthchenoder

historischen Eorsel | | ticchon 7
eken-dient. “Das gilt auch fiir die Verarbeitung zu Aus-

bildungs- und Priifungszwecken durch den Verantwortli-
chen, soweit nicht liberwiegende schutzwiirdige Interes-
sen der betroffenen Person entgegenstehen.

Die Regelung wird deklaratorisch ergdnzt um
Visitationsbefugnisse.

Die Regelung ,,im kirchlichen Interesse lie-
genden Archivzwecken ...“ kann mit Blick
auf die Ergénzung des § 7 Abs. 1 b) entfallen.

(4) Beruht die Verarbeitung zu einem anderen
Zweck als zu demjenigen, zu dem die

(4) 'In anderen als den in Absatz 2 genannten Fillen priift

der Verantwortliche, ob Beruht—die—Verarbeitung—7zu

Die neue Regelung nimmt Bezug auf alle
Fallgestaltungen des Abs. 2, nicht mehr nur




personenbezogenen Daten erhoben wurden,
nicht auf der Einwilligung der betroffenen Per-
son oder auf einer kirchlichen oder staatlichen
Rechtsvorschrift, so ist die Verarbeitung nur
rechtméBig, wenn die Verarbeitung zu einem
anderen Zweck mit demjenigen Zweck, zu
dem die personenbezogenen Daten urspriing-
lich erhoben wurden, vereinbar ist.

Liel i Liches Roel heifh_so-ist die V.
beitung nurrechtmiBigwenn die Verarbeitung zu einem
anderen Zweck mit demjenigen Zweck, zu dem die per-
sonenbezogenen Daten urspriinglich erhoben wurden,
vereinbar ist. Bei der Priifung dieser Vereinbarkeit be-
rliicksichtigt der Verantwortliche unter anderem

a)

b)

jede Verbindung zwischen den Zwecken, fiir die die
personenbezogenen Daten erhoben wurden, und den
Zwecken der beabsichtigten Weiterverarbeitung;
den Zusammenhang, in dem die personenbezogenen
Daten erhoben wurden, insbesondere hinsichtlich
des Verhiltnisses zwischen den betroffenen Perso-
nen und dem Verantwortlichen;

die Art der personenbezogenen Daten, insbesondere
ob besondere Kategorien personenbezogener Daten
verarbeitet werden oder ob personenbezogene Daten
iber strafrechtliche Verurteilungen und Straftaten
gemal § xx verarbeitet werden;

die moglichen Folgen der beabsichtigten Weiterver-
arbeitung fiir die betroffenen Personen;

das Vorhandensein geeigneter Garantien, zu denen
die Verschliisselung, die Pseudonymisierung oder
die Anonymisierung gehoren konnen.

auf die Einwilligung der betroffenen Person
oder eine Rechtsvorschrift.

Die eingefligte Regelung des Satz 2 ent-
spricht Art. 6 Abs. 4 DSGVO. Sie erleichtert
dem Verantwortlichen die Priifung der in
Satz 1 genannten Vereinbarkeit, indem sie
ithm einen Kriterienkatalog an die Hand gibt,
anhand dessen die Vereinbarkeit gepriift wer-
den kann.

(5) Personenbezogene Daten, die ausschlie3-
lich zu Zwecken der Datenschutzkontrolle, der
Datensicherung oder zur Sicherstellung eines
ordnungsgemélen Betriebes einer
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Datenverarbeitungsanlage verarbeitet werden,
diirfen nur fiir diese Zwecke verwendet wer-
den.

(6) Die Verarbeitung von besonderen Katego-
rien personenbezogener Daten fiir andere Zwe-
cke ist nur zuldssig, wenn dies zur Durchfiih-
rung wissenschaftlicher Forschung erforder-
lich ist, das kirchliche Interesse an der Durch-
filhrung des Forschungsvorhabens das Inte-
resse der betroffenen Person an dem Aus-
schluss der Zweckénderung erheblich iiber-
wiegt und der Zweck der Forschung auf andere
Weise nicht oder nur mit unverhéltnisméafBigem
Aufwand erreicht werden kann. Bei dieser Ab-
wagung ist im Rahmen des kirchlichen Interes-
ses das wissenschaftliche Interesse an dem
Forschungsvorhaben besonders zu beriicksich-
tigen.

Die Regelung ist mit Blick auf § 7 Abs. 2
KDG entbehrlich.

(7) Die Verarbeitung von besonderen Katego-
rien personenbezogener Daten zu den in § 11
Absatz 2 lit. h) und Absatz 3 genannten Zwe-
cken richtet sich nach den fiir die in § 11 Ab-
satz 2 lit. h) und Absatz 3 genannten Personen
geltenden Geheimhaltungspflichten.

Die Regelung gehort systematisch zu § 11
(Verarbeitung besonderer Kategorien perso-
nenbezogener Daten). Sie kann allerdings
aufgrund einer Dopplung zu § 11 Abs. 3 ent-
fallen.
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§7
Grundsitze fiir die Verarbeitung
personenbezogener Daten

§7

Grundsiitze fiir die Verarbeitung personenbezogener

Daten

(1) Personenbezogene Daten miissen

(1) Personenbezogene Daten miissen

a) auf rechtmifBige und in einer fiir die be-
troffene Person nachvollziehbaren Weise
verarbeitet werden,;

a)

auf rechtméBige Weise, nach Treu und Glauben und
in einer fiir die betroffene Person nachvollziehbaren
Weise verarbeitet werden (,,RechtmiBigkeit, Verar-
beitung nach Treu und Glauben, Transparenz®);

Zur Vereinfachung des Verstidndnisses wer-
den hier und im Folgenden die gingigen,
auch in der DSGVO verwendeten schlag-
wortartigen Begrifflichkeiten iibernommen.

b) fiir festgelegte, eindeutige und legitime
Zwecke erhoben werden und diirfen nicht
in einer mit diesen Zwecken nicht zu ver-
einbarenden Weise weiterverarbeitet wer-
den;

b)

fiir festgelegte, eindeutige und legitime Zwecke er-
hoben werden und diirfen nicht in einer mit diesen
Zwecken nicht zu vereinbarenden Weise weiterver-
arbeitet werden (,,Zweckbindung*); eine Weiterver-
arbeitung fiir im kirchlichen Interesse liegende Ar-
chivzwecke, fiir wissenschaftliche oder historische
Forschungszwecke oder fiir statistische Zwecke gilt
als vereinbar mit den urspriinglichen Zwecken;

Der zweite Halbsatz stellt eine Erweiterung
insofern dar, als bei einer Weiterverarbeitung
fiir bestimmte Zwecke eine Vereinbarkeit mit
den urspriinglichen Zwecken angenommen
wird.

Die Regelung entspricht Art. 5 Abs. 1 lit. b)
DSGVO; siehe auch Erwédgungsgrund 50.

¢) dem Zweck angemessen und erheblich so-
wie auf das fiir die Zwecke der Verarbei-
tung notwendige Mal} beschrédnkt sein; ins-
besondere sind personenbezogene Daten zu
anonymisieren oder zu pseudonymisieren,
soweit dies nach dem Verwendungszweck
moglich ist und der Aufwand nicht auller

dem Zweck angemessen und erheblich sowie auf das
fiir die Zwecke der Verarbeitung notwendige Mal3
beschrinkt sein (,,Datenminimierung™); insbeson-
dere sind personenbezogene Daten zu anonymisie-
ren oder zu pseudonymisieren, soweit dies nach dem
Verwendungszweck moglich ist und der Aufwand
nicht auBler Verhéltnis zum angestrebten Schutz-
zweck steht;

Unter den in Art. 5 Abs. 1 lit. ¢) DSGVO ver-
wendeten Begriff der ,,Datenminimierung*
ist auch die ,,Datensparsamkeit im Sinne
von Datenvermeidung zu fassen.

Der Begriff der ,,Datensparsamkeit® stammt
aus dem BDSG (§ 71 Abs. 1 Satz 1) sowie
aus der fritheren Anordnung iiber den kirch-
lichen Datenschutz (KDO), dort § 2a), und
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Verhiltnis zum angestrebten Schutzzweck
steht;

zeigt zumindest inhaltliche Uberschneidun-
gen mit dem Begriff der Datenminimierung.
Auf eine Verwendung des Begriffes der ,,Da-
tensparsamkeit” im Gesetzestext wird ver-
zichtet, um keine unbeabsichtigten Differen-
zen zu DSGVO und DSG-EKD entstehen zu
lassen.

d)

sachlich richtig und erforderlichenfalls auf
dem neuesten Stand sein; es sind alle ange-
messenen Mafnahmen zu treffen, damit
personenbezogene Daten, die im Hinblick
auf die Zwecke ihrer Verarbeitung unrich-
tig sind, unverziiglich geldscht oder berich-
tigt werden;

d)

sachlich richtig und erforderlichenfalls auf dem neu-
esten Stand sein; es sind alle angemessenen Mal3-
nahmen zu treffen, damit personenbezogene Daten,
die im Hinblick auf die Zwecke ihrer Verarbeitung
unrichtig sind, unverziiglich geloscht oder berichtigt
werden (,,Richtigkeit);

in einer Form gespeichert werden, die die
Identifizierung der betroffenen Personen
nur so lange ermdglicht, wie es fiir die Zwe-
cke, fiir die sie verarbeitet werden, erforder-
lich ist;

in einer Form gespeichert werden, die die Identifi-
zierung der betroffenen Personen nur so lange er-
moglicht, wie es fiir die Zwecke, fiir die sie verar-
beitet werden, erforderlich ist (,,Speicherbegren-
zung®);

Einer Erweiterung dahingehend, dass perso-
nenbezogene Daten lianger gespeichert wer-
den diirfen, soweit sie fiir Archivzwecke oder
Forschungszwecke oder statistische Zwecke
verarbeitet werden (vgl. Art. 5 Abs. 1 lit. e)
DSGVO) bedarf es nicht: Wenn Daten erfor-
derlich sind, diirfen sie auch weiterhin ge-
speichert und verarbeitet werden.

in einer Weise verarbeitet werden, die eine
angemessene Sicherheit der personenbezo-
genen Daten gewihrleistet, einschlieBlich
Schutz vor unbefugter oder unrechtméfiger
Verarbeitung und vor unbeabsichtigtem
Verlust, unbeabsichtigter Zerstérung oder
unbeabsichtigter Schadigung durch geeig-
nete technische und organisatorische Maf3-
nahmen.

in einer Weise verarbeitet werden, die eine angemes-
sene Sicherheit der personenbezogenen Daten ge-
wahrleistet, einschlieBlich Schutz vor unbefugter o-
der unrechtméBiger Verarbeitung und vor unbeab-
sichtigtem Verlust, unbeabsichtigter Zerstérung o-
der unbeabsichtigter Schadigung durch geeignete
technische und organisatorische MaBBnahmen (,,In-
tegritdt und Vertraulichkeit).




20

(2) Der Verantwortliche ist fiir die Einhaltung
der Grundsitze des Absatz 1 verantwortlich
und muss dies nachweisen konnen.

(2) Der Verantwortliche ist fiir die Einhaltung der
Grundsitze des Absatz 1 verantwortlich und muss dies
nachweisen konnen (,,Rechenschaftspflicht™).
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§8

Einwilligung

§8

Einwilligung

(1) Beruht die Verarbeitung auf einer Einwilligung,
muss der Verantwortliche nachweisen konnen, dass die
betroffene Person in die Verarbeitung ihrer personenbe-
zogenen Daten eingewilligt hat.

Mit Blick auf den Wegfall der ausdriicklichen
Festschreibung des Schriftformerfordernisses
in § 8 Abs. 2 der aktuellen Fassung ist in Ab-
satz 1 ein Hinweis auf die Notwendigkeit eines
Nachweises der Einwilligung angezeigt. Der
bisherige Absatz 5 wurde daher als neuer Ab-
satz 1 eingefiigt; die Anordnung der Absitze
entspricht nunmehr Art. 7 Abs. 1 DSGVO.

(1) Wird die Einwilligung bei der betroffenen
Person eingeholt, ist diese auf den Zweck der
Verarbeitung sowie, soweit nach den Umstén-
den des Einzelfalles erforderlich oder auf Ver-
langen, auf die Folgen der Verweigerung der
Einwilligung hinzuweisen. Die Einwilligung
ist nur wirksam, wenn sie auf der freien Ent-
scheidung der betroffenen Person beruht.

(2) 'Wird die Einwilligung bei der betroffenen Person
eingeholt, ist diese auf den Zweck der Verarbeitung so-
wie, soweit nach den Umstidnden des Einzelfalles erfor-
derlich oder auf Verlangen, auf die Folgen der Verwei-
gerung der Einwilligung hinzuweisen. 2Die Einwilli-
gung ist nur wirksam, wenn sie auf der freien Entschei-
dung der betroffenen Person beruht.

Die Nummerierung der Absidtze verschiebt
sich hier und im Folgenden aufgrund der Ein-
fiigung eines Absatzes 1.

(2) Die Einwilligung bedarf der Schriftform,
soweit nicht wegen besonderer Umstdnde eine
andere Form angemessen ist. Erfolgt die Ein-
willigung der betroffenen Person durch eine
schriftliche Erkldrung, die noch andere Sach-
verhalte betrifft, so muss das Ersuchen um Ein-
willigung in versténdlicher und leicht zugéng-
licher Form in einer klaren und einfachen
Sprache so erfolgen, dass es von den anderen
Sachverhalten klar zu unterscheiden ist. Teile
der Erkldrung sind dann nicht verbindlich,
wenn sie einen Versto3 gegen dieses Gesetz
darstellen.

(3) Dic Emwilligung bedarl” der Schriltform. soweit
angemessen-ist: 'Erfolgt die Einwilligung der betroffe-
nen Person durch eine schriftliche Erkldrung, die noch
andere Sachverhalte betrifft, so muss das Ersuchen um
Einwilligung in verstandlicher und leicht zugénglicher
Form in einer klaren und einfachen Sprache so erfolgen,
dass es von den anderen Sachverhalten klar zu unter-
scheiden ist. *Teile der Erklirung sind dann nicht ver-
bindlich, wenn sie einen Versto3 gegen dieses Gesetz
darstellen.

Auf die ausdriickliche Festschreibung des
Schriftformerfordernisses wird verzichtet. Die
Notwendigkeit der Schriftform ergibt sich al-
lerdings in den meisten Fallen durch die in Ab-
satz 1 festgeschriebene Nachweispflicht.




(3) Im Bereich der wissenschaftlichen For-
schung liegt ein besonderer Umstand im Sinne
von Absatz 2 Satz 1 auch dann vor, wenn durch
die Schriftform der bestimmte Forschungs-
zweck erheblich beeintrachtigt wiirde. In die-
sem Fall sind der Hinweis nach Absatz 1 Satz
1 und die Griinde, aus denen sich die erhebli-
che Beeintrachtigung des bestimmten For-
schungszweckes ergibt, schriftlich festzuhal-
ten.

Diese Regelung ist vor dem Hintergrund des
Wegfalls des Absatz 3 (aktuell Absatz 2) Satz
1 entbehrlich.

(4) Soweit besondere Kategorien personenbe-
zogener Daten verarbeitet werden, muss sich
die Einwilligung dariiber hinaus ausdriicklich
auf diese Daten beziechen.

Bei Absatz 4 handelt es sich um eine Verschér-
fung gegeniiber der DSGVO, die nicht erfor-
derlich ist. Der Schutz betroffener Personen
wird, wenn besondere Kategorien personenbe-
zogener Daten verarbeitet werden, aufgrund
des Wegfalls dieser Regelung nicht reduziert,
da es sich in jedem Fall um eine sog. infor-
mierte Einwilligung handeln muss. Dazu ge-
hort das Wissen, dass besondere Kategorien
betroffen sind. Inhaltlich bleibt die Verpflich-
tung also trotz des Wegfalls einer ausdriickli-
chen Regelung bestehen.

(5) Beruht die Verarbeitung auf einer Einwilli-
gung, muss der Verantwortliche nachweisen
konnen, dass die betroffene Person in die Ver-
arbeitung ihrer personenbezogenen Daten ein-
gewilligt hat.

Die Regelung des Absatz 5 wurde unverindert
in Absatz 1 iibernommen.

(6) Die betroffene Person hat das Recht, ihre
Einwilligung jederzeit zu widerrufen. Durch
den Widerruf der Einwilligung wird die Recht-
méBigkeit der aufgrund der Einwilligung bis
zum Widerruf erfolgten Verarbeitung nicht

(4) 'Die betroffene Person hat das Recht, ihre Einwilli-
gung jederzeit zu widerrufen. *Durch den Widerruf der
Einwilligung wird die RechtmiBigkeit der aufgrund der
Einwilligung bis zum Widerruf erfolgten Verarbeitung
nicht beriihrt. *Die betroffene Person wird vor Abgabe

Die Nummerierung der Absdtze verschiebt
sich hier und im Folgenden.
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beriihrt. Die betroffene Person wird vor Ab-
gabe der Einwilligung hiervon in Kenntnis ge-
setzt. Der Widerruf der Einwilligung muss so
einfach wie die Erteilung der Einwilligung
sein.

der Einwilligung hiervon in Kenntnis gesetzt. “Der Wi-
derruf der Einwilligung muss so einfach wie die Ertei-
lung der Einwilligung sein.

(7) Bei der Beurteilung, ob die Einwilligung
freiwillig erteilt wurde, muss dem Umstand
Rechnung getragen werden, ob unter anderem
die Erfiillung eines Vertrags, einschlieBlich der
Erbringung einer Dienstleistung, von der Ein-
willigung zu einer Verarbeitung von personen-
bezogenen Daten abhingig ist, die fiir die Er-
filllung des Vertrags nicht erforderlich sind.

(5) Bei der Beurteilung, ob die Einwilligung freiwillig
erteilt wurde, muss dem Umstand Rechnung getragen
werden, ob unter anderem die Erfiillung eines Vertrags,
einschlieBlich der Erbringung einer Dienstleistung, von
der Einwilligung zu einer Verarbeitung von personen-
bezogenen Daten abhingig ist, die fiir die Erfiillung des
Vertrags nicht erforderlich sind.

(8) Personenbezogene Daten eines Minderjah-
rigen, dem elektronisch eine Dienstleistung o-
der ein vergleichbares anderes Angebot von ei-
ner kirchlichen Stelle gemacht wird, diirfen
nur verarbeitet werden, wenn der Minderjdh-
rige das sechzehnte Lebensjahr vollendet hat.
Hat der Minderjdhrige das sechzehnte Lebens-
jahr noch nicht vollendet, ist die Verarbeitung
nur rechtmifig, sofern und soweit diese Ein-
willigung durch den Personensorgeberechtig-
ten erteilt wird. Der fiir die Verarbeitung Ver-
antwortliche unternimmt unter Berticksichti-
gung der verfiigbaren Technik angemessene
Anstrengungen, um sich in solchen Fillen zu
vergewissern, dass die Einwilligung durch den
Personensorgeberechtigten oder mit dessen
Zustimmung erteilt wurde. Hat der Minderjah-
rige das dreizehnte Lebensjahr vollendet und
handelt es sich ausschlielich um ein

(6) 'Personenbezogene Daten eines Minderjihrigen,
dem elektronisch eine Dienstleistung oder ein ver-
gleichbares anderes Angebot von einer kirchlichen
Stelle gemaeht-unterbreitet wird, diirfen nur verarbeitet
werden, wenn der Minderjdhrige das sechzehnte Le-
bensjahr vollendet hat. 2Hat der Minderjéhrige das sech-
zehnte Lebensjahr noch nicht vollendet, ist die Verar-
beitung nur rechtméBig, sofern und soweit diese eine
Einwilligung durch den Personensorgeberechtigten er-
teilt wird. *Der fiir die Verarbeitung Verantwortliche
unternimmt unter Beriicksichtigung der verfiigbaren
Technik angemessene Anstrengungen, um sich in sol-
chen Fillen zu vergewissern, dass die Einwilligung
durch den Personensorgeberechtigten oder mit dessen

Zustimmung erteilt wurde. Hat-der Minderjihrige-das
. o Jar .
. . soist fir-di gsang
| I los Minderiihi g¢

Sprachliche Verbesserung
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kostenfreies Beratungsangebot einer kirchli-
chen Stelle, so ist fiir die Verarbeitung der per-
sonenbezogenen Daten des Minderjdhrigen
eine Einwilligung durch den Personensorgebe-

rechtigten oder dessen Zustimmung nicht er-
forderlich.

Einvill farch_donT i e
der-dessenZustimmune nichterforderlich: “Die Einwil-
ligung der Personensorgeberechtigten ist nicht erforder-
lich, wenn kirchliche Praventions- oder Beratungs-
dienste einem Minderjdhrigen unmittelbar und kosten-
frei angeboten werden.

Kirchliche Praventions- oder Beratungsdienste
sollen — geleitet von Sinn und Zweck dieser
Dienste (Stichwort: ,,Sorgentelefon”) — von
Kindern unabhédngig von ihrem Alter auch
ohne Einwilligung der Personensorgeberech-
tigten genutzt werden konnen. Dies gilt insbe-
sondere fiir die Fille, in denen Kinder der Be-
ratung bediirfen und diese ohne Kenntnis ihrer
Eltern in Anspruch nehmen. Eine erhohte Ge-
fahr fiir Kinder entsteht damit nicht.

§9
Offenlegung gegeniiber kirchlichen und 6f-
fentlichen Stellen

§ 9 wird komplett gestrichen, s. u.

(1) Die Offenlegung personenbezogener Daten
im Sinne des § 4 Ziffer 3. gegeniiber kirchli-
chen Stellen im Geltungsbereich des § 3 ist zu-
lassig, wenn

a) sie zur Erfillung der in der Zustindigkeit
der offenlegenden oder der empfangenden
kirchlichen Stelle liegenden Aufgaben erfor-
derlich ist und

b) die Voraussetzungen des § 6 vorliegen.

(2) Die Offenlegung personenbezogener Daten
auf Ersuchen der empfangenden kirchlichen
Stelle ist dariiber hinaus nur zuldssig, wenn

Bei den Regelungen der §§ 9 und 10 handelt es
sich um Relikte aus der bis zum 23.05.2018
geltenden Anordnung iiber den kirchlichen
Datenschutz (KDO): Die Regelungen des § 9
Abs. 1 und Absitze 3 — 7 fithren im Wesentli-
chen die bis zum 23.05.2018 geltenden Rege-
lungen zur Dateniibermittlung an kirchliche
und offentliche Stellen aus § 11 KDO fort. §
11 KDO wiederum war insgesamt § 15 BDSG
a.F. nachgebildet. § 9 Abs. 2 fiihrt konzeptio-
nell § 7 Abs. 1 KDO fort.




25

dieses Verfahren unter Beriicksichtigung der
schutzwiirdigen Interessen der betroffenen
Person und der Aufgaben oder Geschiftszwe-
cke der beteiligten kirchlichen Stellen ange-
messen ist.

(3) Die Verantwortung fiir die Zuléssigkeit der
Offenlegung trigt die offenlegende kirchliche
Stelle. Erfolgt die Offenlegung auf Ersuchen
der empfangenden kirchlichen Stelle, trigt
diese die Verantwortung. In diesem Falle priift
die offenlegende kirchliche Stelle nur, ob das
Ersuchen im Rahmen der Aufgaben der emp-
fangenden kirchlichen Stelle liegt, es sei denn,
dass besonderer Anlass zur Priifung der Zulds-
sigkeit der Offenlegung besteht.

(4) Die empfangende kirchliche Stelle darf die
offengelegten Daten fiir den Zweck verarbei-
ten, zu dessen Erflillung sie ihr offengelegt
werden. Eine Verarbeitung fiir andere Zwecke
ist nur unter den Voraussetzungen des § 6 Ab-
satz 2 zuldssig.

(5) Fir die Offenlegung personenbezogener
Daten gegeniiber offentlichen Stellen gelten
die Absitze 1 bis 4 entsprechend, sofern si-
chergestellt ist, dass bei der empfangenden 6f-
fentlichen Stelle ausreichende Datenschutz-
mafnahmen getroffen werden.

Mit dem Inkrafttreten der DSGVO wurden die
genannten Regelungen des BDSG a.F. nicht
weiter fortgefiihrt; die aktuelle Parallelnorm
des § 25 BDSG weist nur noch partielle inhalt-
liche Ubereinstimmungen mit § 9 KDG auf.

Wihrend die KDO seinerzeit speziell die Of-
fenlegung durch Ubermittlung im Blick hatte,
spricht das KDG konsequent von ,,Verarbei-
tung*. Die Ubermittlung ist eine Form der Of-
fenlegung und als solche eine Form der Verar-
beitung

(s. Definition in § 4 Nr. 3 KDG: ,, Im Sinne die-
ses Gesetzes bezeichnet der Ausdruck ,, Verar-
beitung* jeden mit oder ohne Hilfe automati-
sierter Verfahren ausgefiihrten Vorgang oder
jede solche Vorgangsreihe im Zusammenhang
mit personenbezogenen Daten wie das Erhe-
ben, das Erfassen, (...) die Offenlegung durch
Ubermittlung, Verbreitung oder eine andere
Form der Bereitstellung, ...

Die RechtméBigkeit der Datenverarbeitung
wird fiir sdmtliche Formen der Verarbeitung
insbesondere durch §§ 6, 7 und 11 ausfiihrlich
geregelt. Das Verhéltnis der §§ 9 und 10 zu §§
6, 7 und 11 ist im KDG nicht niher geregelt
und flihrt daher zu Verunsicherungen in der
praktischen Anwendung. Die Auslegung
ergibt dariiber hinaus, dass die §§ 9 und 10 fiir
den Fall der Offenlegung personenbezogener




(6) Sind mit personenbezogenen Daten, die
nach Absatz 1 und Absatz 2 offengelegt wer-
den diirfen, weitere personenbezogene Daten
der betroffenen Person oder eines Dritten in
Akten so verbunden, dass eine Trennung nicht
oder nur mit unvertretbarem Aufwand moglich
ist, so ist die Offenlegung auch dieser Daten
zuldssig, soweit nicht berechtigte Interessen
der betroffenen Person oder eines Dritten an
deren Geheimhaltung offensichtlich liberwie-
gen; eine Verarbeitung dieser Daten durch die
empfangende kirchliche Stelle ist unzuléssig.

(7) Absatz 6 gilt entsprechend, wenn personen-
bezogene Daten innerhalb einer kirchlichen
Stelle offengelegt werden.

§9
- Nicht belegt -

Daten zusétzliche Voraussetzungen aufstellen,
die zusédtzlich zu denen der o.g. Paragraphen
des KDG erfiillt sein miissen und keine Grund-
lage in der DSGVO haben.

Vor diesem  Hintergrund sind  die
§§ 9 und 10 KDG verzichtbar; siec werden er-
satzlos gestrichen.

§10
Offenlegung gegeniiber nicht kirchlichen
und nicht 6ffentlichen Stellen

§ 10 wird komplett gestrichen, s.u.

(1) Die Oftenlegung personenbezogener Da-
ten gegeniiber nicht kirchlichen Stellen, nicht
offentlichen Stellen oder sonstigen Empfén-
gern ist zulédssig, wenn

a) sie zur Erfiillung der in der Zustdndigkeit
der offenlegenden kirchlichen Stelle liegenden
Aufgaben erforderlich ist und die Vorausset-
zungen vorliegen, die eine Verarbeitung nach
§ 6 zulassen wiirden, oder

Die Regelungen des § 10 KDG stehen in einer
Rechtstradition, die letztlich auf die Regelun-
gen des
§ 16 BDSG a.F. zuriickgefiihrt werden kann.
Nach Inkrafttreten der DSGVO wurde sie al-
lerdings im staatlichen Rechtskreis nur noch
partiell weitergefiihrt. Vor dem bereits im Zu-
sammenhang mit § 9 KDG dargelegten Hinter-
grund ist die Regelung verzichtbar und wird
daher ersatzlos gestrichen.




b) der Empfanger ein berechtigtes Interesse an
der Kenntnis der offenzulegenden Daten
glaubhaft darlegt und die betroffene Person
kein schutzwiirdiges Interesse an dem Aus-
schluss der Offenlegung hat, es sei denn, dass
Grund zu der Annahme besteht, dass durch die
Offenlegung die Wahrnehmung des Auftrags
der Kirche gefdhrdet wiirde.

(2) Die Verantwortung fiir die Zuléssigkeit der
Offenlegung trigt die offenlegende kirchliche
Stelle.

(3) In den Fallen der Offenlegung nach Absatz
1 lit. b) unterrichtet die offenlegende kirchli-
che Stelle die betroffene Person von der Offen-
legung ihrer Daten. Dies gilt nicht, wenn damit
zu rechnen ist, dass sie davon auf andere Weise
Kenntnis erlangt, wenn die Unterrichtung we-
gen der Art der personenbezogenen Daten un-
ter Berticksichtigung der schutzwiirdigen Inte-
ressen der betroffenen Person nicht geboten er-
scheint, wenn die Unterrichtung die 6ffentliche
Sicherheit gefdhrden oder dem kirchlichen
Wohl Nachteile bereiten wiirde.

(4) Der Empfénger darf die offengelegten Da-
ten nur fir den Zweck verarbeiten, zu dessen
Erfiillung sie ihm gegeniiber offengelegt wer-
den. Die offenlegende kirchliche Stelle hat ihn
darauf hinzuweisen. Eine Verarbeitung fiir an-
dere Zwecke ist zuldssig, wenn eine

§10

- Nicht belegt -
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Offenlegung nach Absatz 1 zuldssig wére und
die offenlegende kirchliche Stelle zugestimmt
hat.

§ 11
Verarbeitung besonderer
Kategorien
personenbezogener Daten

§11
Verarbeitung besonderer
Kategorien
personenbezogener Daten

(1) Die Verarbeitung besonderer Kategorien
personenbezogener Daten ist untersagt.

(1) Die Verarbeitung besonderer Kategorien personen-
bezogener Daten ist untersagt.

(2) Absatz 1 gilt nicht in folgenden Fillen:

(2) Absatz 1 gilt nicht in folgenden Fillen:

a) Die betroffene Person hat in die Verarbei-
tung der genannten personenbezogenen
Daten fiir einen oder mehrere festgelegte
Zwecke ausdriicklich eingewilligt,

b) die Verarbeitung ist erforderlich, damit der
Verantwortliche oder die betroffene Person
die ihm bzw. ihr aus dem Arbeitsrecht und
dem Recht der sozialen Sicherheit und des
Sozialschutzes erwachsenden Rechte ausii-
ben und seinen bzw. ihren diesbeziiglichen
Pflichten nachkommen kann, soweit dies
nach kirchlichem oder staatlichen Recht o-
der nach einer Dienstvereinbarung nach der
Mitarbeitervertretungsordnung, die geeig-
nete Garantien fiir die Grundrechte und die
Interessen der betroffenen Person vorsehen,
zuldssig ist,

c¢) die Verarbeitung ist zum Schutz lebens-
wichtiger Interessen der betroffenen Person
oder einer anderen natiirlichen Person er-
forderlich und die betroffene Person ist aus
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korperlichen oder rechtlichen Griinden au-
Berstande, ihre Einwilligung zu geben,

d) die Verarbeitung erfolgt durch eine kirchli-
che Stelle im Rahmen ihrer rechtméfBigen
Tétigkeiten und unter der Voraussetzung,
dass sich die Verarbeitung ausschliefSlich
auf die Mitglieder oder ehemalige Mitglie-
der der kirchlichen Einrichtung oder auf
Personen, die im Zusammenhang mit deren
Tatigkeitszweck regelméBige Kontakte mit
ihr unterhalten, bezieht und die personenbe-
zogenen Daten nicht ohne Einwilligung der
betroffenen Personen nach auflen offenge-
legt werden,

e) die Verarbeitung bezieht sich auf personen-
bezogene Daten, die die betroffene Person
offensichtlich 6ffentlich gemacht hat,

f) die Verarbeitung ist zur Geltendmachung,
Ausilibung oder Verteidigung von Rechts-
anspriichen oder bei Handlungen der kirch-
lichen Gerichte im Rahmen ihrer justiziel-
len Tétigkeit erforderlich,

g) die Verarbeitung ist auf der Grundlage
kirchlichen Rechts, das in angemessenem
Verhiéltnis zu dem verfolgten Ziel steht, den
Wesensgehalt des Rechts auf Datenschutz
wahrt und angemessene und spezifische
MaBnahmen zur Wahrung der Grundrechte
und Interessen der betroffenen Person vor-
sieht, aus Griinden eines erheblichen kirch-
lichen Interesses erforderlich,
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h) die Verarbeitung ist fir Zwecke der Ge-

sundheits-vorsorge oder der Arbeitsmedi-
zin, flir die Beurteilung der Arbeitsfédhigkeit
des Beschiéftigten, fiir die medizinische Di-
agnostik, die Versorgung oder Behandlung
im Gesundheits- oder Sozialbereich oder
fir die Verwaltung von Systemen und
Diensten im Gesundheits- oder Sozialbe-
reich auf der Grundlage des kirchlichen o-
der staatlichen Rechts oder aufgrund eines
Vertrags mit einem Angehorigen eines Ge-
sundheitsberufs und vorbehaltlich der in
Absatz 3 genannten Bedingungen und Ga-
rantien erforderlich,

die Verarbeitung ist aus Griinden des 6f-
fentlichen Interesses im Bereich der 6ffent-
lichen Gesundheit oder zur Gewéhrleistung
hoher Qualitits- und Sicherheitsstandards
bei der Gesundheitsversorgung und bei
Arzneimitteln und Medizinprodukten, auf
der Grundlage kirchlichen oder staatlichen
Rechts, das angemessene und spezifische
MaBnahmen zur Wahrung der Rechte und
Freiheiten der betroffenen Person, insbe-
sondere des Berufsgeheimnisses, vorsieht,
erforderlich, oder

1) die Verarbeitung ist aus Griinden des 6ffentlichen In-
teresses im Bereich der offentlichen Gesundheit oder
zur Gewihrleistung hoher Qualitédts- und Sicherheits-
standards bei der Gesundheitsversorgung und bei Arz-
neimitteln und Medizinprodukten, auf der Grundlage
kirchlichen oder staatlichen Rechts, das angemessene
und spezifische Maflnahmen zur Wahrung der Rechte
und Freiheiten der betroffenen Person, insbesondere des
Berufsgeheimnisses, vorsieht, erforderlich, eder

Aufgrund der Ergénzung um lit. k) und lit. 1)
wird das Wort ,,oder* an dieser Stelle gestri-
chen.
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j) die Verarbeitung ist auf der Grundlage des
kirchlichen oder staatlichen Rechts, das in
angemessenem Verhiltnis zu dem verfolg-
ten Ziel steht, den Wesensgehalt des Rechts
auf Datenschutz wahrt und angemessene
und spezifische Maflnahmen zur Wahrung
der Grundrechte und Interessen der be-
troffenen Person vorsieht, fiir im kirchli-
chen Interesse liegende Archivzwecke, fiir
wissenschaftliche oder historische For-
schungszwecke oder fiir statistische Zwe-
cke erforderlich.

j) die Verarbeitung ist auf der Grundlage des kirchli-
chen oder staatlichen Rechts, das in angemessenem
Verhiltnis zu dem verfolgten Ziel steht, den Wesens-
gehalt des Rechts auf Datenschutz wahrt und angemes-
sene und spezifische MaBnahmen zur Wahrung der
Grundrechte und Interessen der betroffenen Person vor-
sieht, fiir im kirchlichen Interesse liegende Archivzwe-
cke, fiir wissenschaftliche oder historische Forschungs-
zwecke oder fiir statistische Zwecke erforderlich,

Aufgrund der Ergénzung um lit. k) und lit. 1)
wird der Punkt an dieser Stelle gestrichen und
durch ein Komma ersetzt.

k) die Verarbeitung ist fiir Zwecke der institutionellen
Aufarbeitung von sexualisierter Gewalt und anderen
Formen des Missbrauchs auf der Grundlage kirchlichen
Rechts erforderlich und die Interessen der betroffenen
Person (§ 4 Nr. 1) sind durch angemessene Maflnahmen
gewahrt oder

Lit. k) stellt mit Blick auf besondere Katego-
rien personenbezogener Daten ein Pendant zu
§ 6 Abs. 2 lit. 1) dar.

1) die Verarbeitung ist aus Griinden eines erheblichen
kirchlichen oder 6ffentlichen Interesses zwingend er-

forderlich.

Mit dieser Regelung wird § 22 Absatz 1 Nr. 1
Buchstabe d) BDSG iibernommen.

vgl. auch DSG-EKD § 13 Nr. 12.

die Verarbeitung aus Griinden eines erhebli-
chen offentlichen
Interesses zwingend erforderlich ist.

(3) Die in Absatz 1 genannten personenbezo-
genen Daten diirfen zu den in Absatz 2 lit. h)
genannten Zwecken verarbeitet werden, wenn
diese Daten von Fachpersonal oder unter des-
sen Verantwortung verarbeitet werden und
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dieses Fachpersonal nach dem kirchlichen o-
der staatlichen Recht dem Berufsgeheimnis
unterliegt oder wenn die Verarbeitung durch
eine andere Person erfolgt, die ebenfalls nach
kirchlichem oder staatlichem Recht einer Ge-
heimhaltungspflicht unterliegt.

(4) In den Fillen des Absatzes 2 sind unter Be-
riicksichtigung des Stands der Technik, der
Implementierungskosten und der Art, des Um-
fangs, der Umstdnde und der Zwecke der Ver-
arbeitung sowie der unterschiedlichen Ein-
trittswahrscheinlichkeit und Schwere der mit
der Verarbeitung verbundenen Risiken fiir die
Rechte und Freiheiten natiirlicher Personen an-
gemessene und spezifische MaBBnahmen zur
Wahrung der Interessen der betroffenen Per-
son vorzusehen.

(5) In den Féllen der Zweckénderung gilt zusétzlich zu
den Absitzen 2 bis 4 § 6 Abs. 2 bis 5 entsprechend.

Der Verweis auf § 6 Absitze 2 bis 5 verdeut-
licht, dass fiir besondere Kategorien personen-
bezogener Daten bei Zweckéinderung dieselben
Kriterien gelten wie bei normalen personenbe-
zogenen Daten. Eine dariiberhinausgehende
Regelungsnotwendigkeit ist nicht ersichtlich.

Nach § 23 Abs. 2 und § 24 Abs. 2 BDSG (Ver-
arbeitung bei Zweckédnderung) ist ein zusétzli-
cher Erlaubnistatbestand nach Art. 9 DSGVO
erforderlich. Dies erfolgt durch den Verweis auf
die Absitze 2 bis 4 des § 11. Mit dem Verweis
auf § 6 Abs. 2 bis 5 werden die Voraussetzun-
gen fiir die Zuldssigkeit einer Zweckénderung
bei normalen personenbezogenen Daten in Be-
Zug genommen.
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§12
Verarbeitung von personenbezogenen Da-
ten iiber strafrecht-
liche Verurteilungen und
Straftaten

§12
Verarbeitung von personenbezogenen Daten iiber
strafrechtliche Verurteilungen und
Straftaten

Die Verarbeitung personenbezogener Daten
iiber strafrechtliche Verurteilungen und Straf-
taten oder damit zusammenhédngende Siche-
rungsmalregeln aufgrund von § 6 Absatz 1 ist
nur zulédssig, wenn dies nach kirchlichem oder
staatlichem Recht zuléssig ist.

Die Verarbeitung personenbezogener Daten {iber straf-
rechtliche Verurteilungen und Straftaten oder damit zu-
sammenhdngende Sicherungsmalregeln aufgrund von §
6 Absatz 1 ist nur zuldssig, wenn dies nach kirchlichem
oder staatlichem Recht, welches geeignete Garantien fiir
die Rechte und Freiheiten der betroffenen Personen vor-
sieht, zuldssig ist.

Die genannte zusétzliche Anforderung
,wenn dies nach kirchlichem oder staatli-
chem Recht zuléssig ist*, findet sich als Vo-
raussetzung der RechtmifBigkeit bereits in § 6
Abs. 1 lit. a). Der gewiinschte Einklang mit
der DSGVO ergibt sich nur, wenn in die Re-
gelung die Ergénzung, die in der Ausnahme
des Art. 10 Satz 1, 2. Halbsatz DSGVO ent-
halten ist, aufgenommen wird.

§13
Verarbeitung, fiir die eine Identifizie-
rung der
betroffenen Person nicht erforderlich
ist

§13
Verarbeitung, fiir die eine
Identifizierung der
betroffenen Person nicht
erforderlich ist

(1) Ist fiir die Zwecke, fiir die ein Verantwort-
licher personenbezogene Daten verarbeitet, die
Identifizierung der betroffenen Person durch
den Verantwortlichen nicht oder nicht mehr er-
forderlich, so ist dieser nicht verpflichtet, zur
bloBen Einhaltung dieses Gesetzes zusitzliche
Informationen aufzubewahren, einzuholen o-
der zu verarbeiten, um die betroffene Person zu
identifizieren.

(2) Kann der Verantwortliche in Fillen geméaf
Absatz 1 nachweisen, dass er nicht in der Lage
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ist, die betroffene Person zu identifizieren, so
unterrichtet er die betroffene Person hieriiber,
sofern moglich. In diesen Féllen finden die §§
17 bis 22 keine Anwendung, es sei denn, die
betroffene Person stellt zur Ausiibung ihrer in
diesen Bestimmungen niedergelegten Rechte
zusétzliche Informationen bereit, die ihre Iden-
tifizierung ermdglichen.

Kapitel 3
Informationspflichten des
Verantwortlichen und
Rechte der betroffenen Person

Kapitel 3
Informationspflichten des
Verantwortlichen und
Rechte der betroffenen Person

Abschnitt 1 Abschnitt 1
Informationspflichten des Informationspflichten des
Verantwortlichen Verantwortlichen
§ 14 § 14

Transparente Information,
Kommunikation und Modalititen fiir die
Ausiibung der Rechte der betroffenen Per-
son

Transparente Information,
Kommunikation und Modalititen fiir die Ausiibung
der Rechte der betroffenen Person

(1) Der Verantwortliche trifft geeignete
Malnahmen, um der betroffenen Person inner-
halb einer angemessenen Frist alle Informatio-
nen gemal den §§ 15 und 16 und alle Mittei-
lungen gemél den §§ 17 bis 24 und 34, die sich
auf die Verarbeitung beziehen, in priziser,
transparenter, verstdndlicher und leicht zu-
ginglicher Form in einer klaren und einfachen
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Sprache, ggf. auch mit standardisierten Bild-
symbolen, zu iibermitteln; dies gilt insbeson-
dere fiir Informationen, die sich speziell an
Minderjihrige richten. Die Ubermittlung der
Informationen erfolgt schriftlich oder in ande-
rer Form, gegebenenfalls auch elektronisch.
Falls von der betroffenen Person verlangt,
kann die Information miindlich erteilt werden,
sofern die Identitdt der betroffenen Person in
anderer Form nachgewiesen wurde.

(2)  Der Verantwortliche erleichtert der be-
troffenen Person die Ausiibung ihrer Rechte
gemil den §§ 17 bis 24. In den Fillen des § 13
Absatz 2 darf sich der Verantwortliche nur
dann weigern, aufgrund des Antrags der be-
troffenen Person auf Wahrnehmung ihrer
Rechte gemil den §§ 17 bis 24 titig zu wer-
den, wenn er glaubhaft macht, dass er nicht in
der Lage ist, die betroffene Person zu identifi-
zieren.

3) Der Verantwortliche stellt der betroffe-
nen Person Informationen iiber die auf Antrag
gemdl3 den §§ 17 bis 24 ergriffenen MalBnah-
men unverziiglich, in jedem Fall aber inner-
halb eines Monats nach Eingang des Antrags
zur Verfligung. Diese Frist kann um weitere
zwei Monate verldngert werden, wenn dies un-
ter Beriicksichtigung der Komplexitit und der
Anzahl von Antrégen erforderlich ist. Der Ver-
antwortliche unterrichtet die betroffene Person
innerhalb eines Monats nach Eingang des
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Antrags iiber eine Fristverldngerung, zusam-
men mit den Griinden fiir die Verzogerung.
Stellt die betroffene Person den Antrag elekt-
ronisch, so ist sie nach Moglichkeit auf elekt-
ronischem Weg zu unterrichten, sofern sie
nichts anderes angibt.

4) Wird der Verantwortliche auf den An-
trag der betroffenen Person hin nicht titig, so
unterrichtet er die betroffene Person ohne Ver-
zogerung, spatestens aber innerhalb eines Mo-
nats nach Eingang des Antrags tber die
Griinde hierfiir und {iber die Moglichkeit, bei
der Datenschutzaufsicht Beschwerde zu erhe-
ben oder einen gerichtlichen Rechtsbehelf ein-
zulegen.

(%) Informationen gemal den §§ 15 und 16
sowie alle Mitteilungen und MaBnahmen ge-
mal den §§ 17 bis 24 und 34 werden unent-
geltlich zur Verfligung gestellt. Bei offenkun-
dig unbegriindeten oder — insbesondere im Fall
von héufiger Wiederholung — exzessiven An-
tragen einer betroffenen Person kann der Ver-
antwortliche

a) ein angemessenes Entgelt verlangen, bei
dem die Verwaltungskosten fiir die Unter-
richtung oder die Mitteilung oder die
Durchfiihrung der beantragten Mafinahme
beriicksichtigt werden, oder

b) sich weigern, aufgrund des Antrags tétig zu
werden.
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Der Verantwortliche hat den Nachweis fiir den
offenkundig unbegriindeten oder exzessiven
Charakter des Antrags zu erbringen.

(6) Hat der Verantwortliche begriindete
Zweifel an der Identitét der natiirlichen Person,
die den Antrag gemil3 den §§ 17 bis 23 stellt,
so kann er unbeschadet des § 13 zusétzliche In-
formationen anfordern, die zur Bestétigung der
Identitdt der betroffenen Person erforderlich
sind.

§ 15
Informationspflicht bei
unmittelbarer Datenerhebung

§ 15
Informationspflicht bei
unmittelbarer Datenerhebung

(1)  Werden personenbezogene Daten bei
der betroffenen Person erhoben, so teilt der
Verantwortliche der betroffenen Person zum
Zeitpunkt der Erhebung dieser Daten Folgen-
des mit:

a) den Namen und die Kontaktdaten des Ver-
antwortlichen sowie gegebenenfalls seines
Vertreters;

b) gegebenenfalls die Kontaktdaten des be-
trieblichen Datenschutzbeauftragten;

c) die Zwecke, fuir die die personenbezogenen
Daten verarbeitet werden sollen, sowie die
Rechtsgrundlage fiir die Verarbeitung;

d) wenn die Verarbeitung auf § 6 Absatz 1 lit.
g) beruht, die berechtigten Interessen, die
von dem Verantwortlichen oder einem
Dritten verfolgt werden;
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e) gegebenenfalls die Empfanger oder Kate-
gorien von Empfangern der personenbezo-
genen Daten und

f) gegebenenfalls die Absicht des Verant-
wortlichen, die personenbezogenen Daten
an oder in ein Drittland oder an eine inter-
nationale Organisation zu iibermitteln so-
wie das Vorhandensein oder das Fehlen ei-
nes Angemessenheitsbeschlusses der Euro-
paischen Kommission oder im Falle von
Ubermittlungen gemiB § 40 einen Verweis
auf die geeigneten oder angemessenen Ga-
rantien und die Mdglichkeit, wie eine Ko-
pie von ihnen zu erhalten ist oder wo sie
verfligbar sind.

f) gegebenenfalls die Absicht des Verantwortlichen,

die personenbezogenen Daten an eder—in ein Dritt-
land oder an eine internationale Organisation zu
iibermitteln sowie das Vorhandensein oder das Feh-
len eines Angemessenheitsbeschlusses der Europai-
schen Kommission oder im Falle von Ubermittlun-
gen gemal
§ 40 einen Verweis auf die geeigneten oder ange-
messenen Garantien und die Moglichkeit, wie eine
Kopie von ihnen zu erhalten ist oder wo sie verflig-
bar sind.

Die Worter ,,oder in“ werden gestrichen, da
die in der DSGVO nicht enthaltene Doppe-
lung eine Differenzierung in den Anwen-
dungsfillen vermuten lésst, die der europii-
sche Gesetzgeber so wohl nicht treffen
wollte. Die Formulierung ,,an ein Drittland*
in der DSGVO meint keine Ubermittlung
speziell an staatliche Stellen, sondern eine
Ubermittlung an eine Stelle in dem Drittland.
Die im KDG getroffene Differenzierung legt
aber genau dies nahe. Eine derartige Interpre-
tation sollte vermieden werden, in dem auf
die Differenzierung verzichtet und die For-
mulierung der DSGVO iibernommen wird.

(2) Zusitzlich zu den Informationen ge-
mil Absatz 1 stellt der Verantwortliche der
betroffenen Person zum Zeitpunkt der Erhe-
bung dieser Daten folgende weitere Informati-
onen zur Verfligung, die notwendig sind, um
eine faire und transparente Verarbeitung zu ge-
wihrleisten:

a) die Dauer, fiir die die personenbezogenen
Daten gespeichert werden oder, falls dies
nicht moglich ist, die Kriterien fiir die Fest-
legung dieser Dauer;

b) das Bestehen eines Rechts auf Auskunft
seitens des Verantwortlichen iiber die be-
treffenden personenbezogenen Daten sowie
auf Berichtigung oder Loschung oder auf
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Einschriankung der Verarbeitung oder eines
Widerspruchsrechts gegen die Verarbei-
tung sowie des Rechts auf Dateniibertrag-
barkeit;

wenn die Verarbeitung auf § 6 Absatz 1 lit.
b) oder § 11 Absatz 2 lit. a) beruht, das Be-
stehen eines Rechts, die Einwilligung jeder-
zeit zu widerrufen, ohne dass die Rechtma-
Bigkeit der aufgrund der Einwilligung bis
zum Widerruf erfolgten Verarbeitung be-
rihrt wird;

d) das Bestehen eines Beschwerderechts bei

der Datenschutzaufsicht;

e)

ob die Bereitstellung der personenbezoge-
nen Daten gesetzlich oder vertraglich vor-
geschrieben oder fiir einen Vertragsab-
schluss erforderlich ist, ob die betroffene
Person verpflichtet ist, die personenbezoge-
nen Daten bereitzustellen, und welche mog-
lichen Folgen die Nichtbereitstellung hitte
und

das Bestehen einer automatisierten Ent-
scheidungsfindung einschlieBlich Profiling
gemil § 24 Absédtze 1 und 4 und — zumin-
dest in diesen Féllen — aussagekriftige In-
formationen iiber die involvierte Logik so-
wie die Tragweite und die angestrebten
Auswirkungen einer derartigen Verarbei-
tung fiir die betroffene Person.

3)

Beabsichtigt der Verantwortliche, die

personenbezogenen Daten fiir einen anderen
Zweck weiterzuverarbeiten als den, fiir den die
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personenbezogenen Daten erhoben wurden, so
stellt er der betroffenen Person vor dieser Wei-
terverarbeitung Informationen iiber diesen an-
deren Zweck und alle anderen mafgeblichen
Informationen gemall Absatz 2 zur Verfligung.

(4) Die Absitze 1 bis 3 finden keine An-
wendung, wenn und soweit die betroffene Per-
son bereits liber die Informationen verfiigt oder
die Informationserteilung an die betroffene
Person einen unverhidltnisméfBigen Aufwand
erfordern wiirde und das Interesse der betroffe-
nen Person an der Informationserteilung nach
den Umstidnden des Einzelfalls, insbesondere
wegen des Zusammenhangs, in dem die Daten
erhoben wurden, als gering anzusehen ist.

(%) Die Absiétze 1 bis 3 finden auch dann
keine Anwendung,

Hinweis:

In der DSGVO gibt es keine vergleichbare
Regelung. Die Regelungen des Absatz 5 ent-
stammen § 13 Abs. 3 der seinerzeit geltenden
KDO, zum Teil auch § 33 Abs. 2 Nr. 3 BDSG
(alt), der sich allerdings auf die Auskunftser-
teilung bezog, nicht auf die Informations-
pflichten. Die Vergleichbarkeit der Interes-
senlagen spricht fiir eine Beibehaltung der
Regelung.

a) wenn und soweit die Daten oder die Tatsa-
che ihrer Speicherung aufgrund einer spezi-
ellen Rechtsvorschrift oder wegen iiberwie-
gender berechtigter Interessen Dritter ge-
heim gehalten werden miissen und das In-
teresse der betroffenen Person an der Aus-
kunftserteilung zuriicktreten muss,

®)) Die Absitze 1 bis 3 finden auch dann keine An-
wendung,
a) wenn und soweit die Daten oder die Tatsache ih-

rer Speicherung aufgrund einer speziellen Rechtsvor-
schrift oder wegen iiberwiegender berechtigter Interessen
Dritter geheim gehalten werden miissen und das Interesse
der betroffenen Person an der Informationserteilung zu-
riicktreten muss,

Vorliegend geht es um die Informations-
pflicht, nicht um Auskunftserteilung. Vor
diesem Hintergrund wird der Begriff
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»Auskunftserteilung durch den Begrift ,,In-
formationserteilung® ersetzt.

b) wenn die Erteilung der Information die Gel-
tendmachung, Ausiibung oder Verteidi-
gung rechtlicher Anspriiche beeintrichti-
gen wiirde und die Interessen des Verant-
wortlichen an der Nichterteilung der Infor-
mation die Interessen der betroffenen Per-
son iiberwiegen oder

b) wenn die Erteilung der Information die Geltendma-
chung, Ausiibung oder Verteidigung rechtlicher Ansprii-
che beeintrichtigen wiirde und die Interessen des Verant-
wortlichen an der Nichterteilung der Information die In-
teressen der betroffenen Person iiberwiegen oder

¢) wenn durch die Auskunft die Wahrneh-
mung des Auftrags der Kirche gefédhrdet
wird.

¢) wenn durch die Information die Wahrnehmung des
Auftrags der Kirche gefahrdet wird.

Vorliegend geht es um die Informations-
pflicht, nicht um Auskunftserteilung. Vor
diesem Hintergrund wird der Begriff ,,Aus-
kunft durch den Begriff ,,Information* er-
setzt.

(5) Werden Daten Dritter im Zuge der Aufnahme oder im
Rahmen eines Mandatsverhiltnisses an einen Berufsge-
heimnistréger tibermittelt, so besteht die Pflicht der {iber-
mittelnden Stelle zur Information der betroffenen Person
gemidl  Abs. 3  nicht, sofern nicht das
Interesse der betroffenen Person an der Informationser-
teilung liberwiegt.

Die Regelung entspricht § 29 Abs. 2 BDSG.
Sie betrifft z.B. den Fall, dass bistumsseitig
ein Anwalt eingeschaltet wird; werden ihm
die Daten einer betroffenen Person iibermit-
telt, muss diese nicht informiert werden!
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§ 16
Informationspflicht bei
mittelbarer Datenerhebung

§ 16
Informationspflicht bei
mittelbarer Datenerhebung

(1)  Werden personenbezogene Daten nicht
bei der betroffenen Person erhoben, so teilt der
Verantwortliche der betroffenen Person iiber
die in § 15 Absidtze 1 und 2 genannten Infor-
mationen hinaus mit

a) die zu ihr erhobenen Daten und

b) aus welcher Quelle die personenbezogenen
Daten stammen und gegebenenfalls, ob sie
aus Offentlich zuginglichen Quellen stam-
men.

(2) Der Verantwortliche erteilt die Infor-
mationen

a) unter Beriicksichtigung der spezifischen
Umstidnde der Verarbeitung der personen-
bezogenen Daten innerhalb einer angemes-
senen Frist nach Erlangung der personenbe-
zogenen Daten, ldngstens jedoch innerhalb
eines Monats,

b) falls die personenbezogenen Daten zur
Kommunikation mit der betroffenen Person
verwendet werden sollen, spitestens zum
Zeitpunkt der ersten Mitteilung an sie, oder,

c¢) falls die Offenlegung an einen anderen
Empféinger beabsichtigt ist, spitestens zum
Zeitpunkt der ersten Offenlegung.
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3) Beabsichtigt der Verantwortliche, die
personenbezogenen Daten fiir einen anderen
Zweck weiterzuverarbeiten als den, fiir den die
personenbezogenen Daten erlangt wurden, so
stellt er der betroffenen Person vor dieser Wei-
terverarbeitung Informationen iiber diesen an-
deren Zweck und alle anderen mafgeblichen
Informationen gemil Absatz 1 zur Verfiigung.

(4) Die Absitze 1 bis 3 finden keine An-
wendung, wenn und soweit

a) die betroffene Person bereits iiber die Infor-
mationen verflgt,

b) die Erteilung dieser Informationen sich als
unmdglich erweist oder einen unverhiltnis-
méfBigen Aufwand erfordern wiirde; dies
gilt insbesondere fiir die Verarbeitung fiir
im kirchlichen Interesse liegende Archiv-
zwecke, fiir wissenschaftliche oder histori-
sche Forschungszwecke oder fiir statisti-
sche Zwecke oder soweit die in Absatz 1
genannte Pflicht voraussichtlich die Ver-
wirklichung der Ziele dieser Verarbeitung
unmoglich macht oder ernsthaft beeintréch-
tigt. In diesen Fillen ergreift der Verant-
wortliche geeignete Malnahmen zum
Schutz der Rechte und Freiheiten sowie der
berechtigten Interessen der betroffenen
Person, einschlieBlich der Bereitstellung
dieser Informationen fiir die Offentlichkeit,

c) die Erlangung oder Offenlegung durch
kirchliche Rechtsvorschriften, denen der
Verantwortliche  unterliegt und die

¢) die Erlangung oder Offenlegung durch kirchliche oder
staatliche Rechtsvorschriften, denen der Verantwortliche
unterliegt und die geeignete MaBlnahmen zum Schutz der

Der kirchliche Verantwortliche kann auch
staatlichen Rechtsvorschriften unterliegen.
Beispiel fiir die Erlangung von Daten, die
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geeignete Maflnahmen zum Schutz der be-
rechtigten Interessen der betroffenen Per-
son vorsehen, ausdriicklich geregelt ist oder

berechtigten Interessen der betroffenen Person vorsehen,
ausdriicklich geregelt ist oder

durch staatliche Rechtsvorschriften geregelt
ist: Dateniibermittlung an 6ffentlich-rechtli-
che Religionsgesellschaften gemidfl § 42
BMG

d) die personenbezogenen Daten gemill dem
staatlichen oder dem kirchlichen Recht dem
Berufsgeheimnis, einschlieBlich einer sat-
zungsméafBigen Geheimhaltungspflicht, un-
terliegen und daher vertraulich behandelt
werden miissen.

d) die personenbezogenen Daten gemill dem kirch-
lichen

oder dem staatlichen Recht dem Berufsgeheimnis, ein-
schlieBlich einer satzungsmifligen Geheimhaltungs-
pflicht, unterliegen und daher vertraulich behandelt wer-
den miissen.

Anpassung der Reihenfolge

%) Die Absitze 1 bis 3 finden keine An-
wendung, wenn die Erteilung der Information

Vgl. hier § 33 BDSG

a) im Falle einer kirchlichen Stelle im Sinne
des § 3 Abs. 1 lit. a)

(1) die ordnungsgeméBe Erfiillung der in
der Zustdndigkeit des Verantwortli-
chen liegenden Aufgaben gefihrden
wiirde oder

(aa)  die ordnungsgeméBe Erfiillung der in der Zustén-
digkeit des Verantwortlichen liegenden Aufgaben ge-
fahrden wiirde oder

Der Ubersichtlichkeit halber wird anstelle ei-
ner Aufzidhlung mit Ziffern (1) ff. die Auf-
zahlung mit Buchstaben (aa) ff. gewihlt.

(2) die Information dem kirchlichen Wohl
Nachteile bereiten wiirde und deswe-
gen das Interesse der betroffenen Per-
son an der Informationserteilung zu-
riicktreten muss,

(bb)  die Information dem kirchlichen Wohl Nachteile
bereiten wiirde

und deswegen das Interesse der betroffenen Person an der
Informationserteilung zurticktreten muss,

Hinweis:
Dieser Satzbestandteil bezieht sich auf (aa) und (bb).

b) im Fall einer kirchlichen Stelle im Sinne
des § 3 Absatz 1 lit. b) oder c) die Geltend-
machung, Auslibung oder Verteidigung zi-
vilrechtlicher Anspriiche beeintrichtigen
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wiirde und nicht das Interesse der betroffe-
nen Person an der Informationserteilung
iiberwiegt.

(6) Unterbleibt eine Information der be-
troffenen Person nach Mal3gabe des Absatzes
1, ergreift der Verantwortliche geeignete Mal3-
nahmen zum Schutz der berechtigten Interes-
sen der betroffenen Person. Der Verantwortli-
che hilt schriftlich fest, aus welchen Griinden
er von einer Information abgesehen hat.

Abschnitt 2
Rechte der betroffenen Person

Abschnitt 2
Rechte der betroffenen Person

§17
Auskunftsrecht der betroffenen Person

§17
Auskunftsrecht der betroffenen Person

(1) Die betroffene Person hat das Recht,
von dem Verantwortlichen eine Auskunft dar-
iiber zu verlangen, ob sie betreffende perso-
nenbezogene Daten verarbeitet werden; ist
dies der Fall, so hat sie ein Recht auf Auskunft
iiber diese personenbezogenen Daten und auf
folgende Informationen:

a) die Verarbeitungszwecke;

b) die Kategorien personenbezogener Daten,
die verarbeitet werden;

¢) die Empfinger oder Kategorien von Emp-
fangern, gegeniiber denen die personenbe-
zogenen Daten offengelegt worden sind o-
der noch offengelegt werden, insbesondere
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bei Empfingern in Drittlandern oder bei in-
ternationalen Organisationen;

d) falls moglich die geplante Dauer, fiir die die
personenbezogenen Daten gespeichert wer-
den, oder, falls dies nicht moglich ist, die
Kriterien fiir die Festlegung dieser Dauer;

e) das Bestehen eines Rechts auf Berichtigung
oder Loschung der sie betreffenden perso-
nenbezogenen Daten oder auf Einschrin-
kung der Verarbeitung durch den Verant-
wortlichen oder eines Widerspruchsrechts
gegen diese Verarbeitung;

f) das Bestehen eines Beschwerderechts bei
der Datenschutzaufsicht;

g) wenn die personenbezogenen Daten nicht
bei der betroffenen Person erhoben werden,
alle verfligbaren Informationen iiber die
Herkunft der Daten;

h) das Bestehen einer automatisierten Ent-
scheidungsfindung einschlieBlich Profiling
gemal § 24 Absitze 1 und 4 und — zumin-
dest in diesen Féllen — aussagekriftige In-
formationen iiber die involvierte Logik so-
wie die Tragweite und die angestrebten
Auswirkungen einer derartigen Verarbei-
tung fiir die betroffene Person.

(2) Werden personenbezogene Daten an o-
der in ein Drittland oder an eine internationale
Organisation iibermittelt, so hat die betroffene
Person das Recht, iiber die geeigneten Garan-
tien gemdl § 40 im Zusammenhang mit der
Ubermittlung unterrichtet zu werden.

2) Werden personenbezogene Daten an ederin ein
Drittland oder an eine internationale Organisation iiber-
mittelt, so hat die betroffene Person das Recht, tiber die
geeigneten Garantien gemal

s.0.: Die Worter ,,oder in*“ werden gestrichen,
da die in der DSGVO nicht enthaltene Dop-
pelung eine Differenzierung in den Anwen-
dungsfillen vermuten lésst, die der europii-
sche Gesetzgeber so wohl nicht treffen
wollte. Die Formulierung ,,an ein Drittland*
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§ 40 im Zusammenhang mit der Ubermittlung unterrich-
tet zu werden.

in der DSGVO meint keine Ubermittlung
speziell an staatliche Stellen, sondern eine
Ubermittlung an eine Stelle in dem Drittland.
Die im KDG getroffene Differenzierung legt
aber genau dies nahe. Eine derartige Interpre-
tation sollte vermieden werden, in dem auf
die Differenzierung verzichtet und die For-
mulierung der DSGVO iibernommen wird.

Hinweis:
Greift nur, wenn Garantie tatsdchlich vorliegt

3) Der Verantwortliche stellt eine Kopie
der personenbezogenen Daten, die Gegenstand
der Verarbeitung sind, zur Verfiigung. Fiir alle
weiteren Kopien, die die betroffene Person be-
antragt, kann der Verantwortliche ein ange-
messenes Entgelt auf der Grundlage der Ver-
waltungskosten verlangen. Stellt die be-
troffene Person den Antrag elektronisch, so
sind die Informationen in einem gingigen
elektronischen Format zur Verfiigung zu stel-
len, sofern sie nichts anderes angibt.

(4) Das Recht auf Erhalt einer Kopie ge-
mil Absatz 3 darf die Rechte und Freiheiten
anderer Personen nicht beeintrachtigen.

(%) Das Recht auf Auskunft der betroffe-
nen Person gegeniiber einem kirchlichen Ar-
chiv besteht nicht, wenn das Archivgut nicht
durch den Namen der Person erschlossen ist o-
der keine Angaben gemacht werden, die das
Auffinden des betreffenden Archivguts mit
vertretbarem Verwaltungsaufwand ermogli-
chen.
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(6) Das Recht auf Auskunft der betroffe-
nen Person besteht ergéinzend zu Absatz 5
nicht, wenn

a) die betroffene Person nach § 15 Absatz 4
oder 5 oder nach § 16 Absatz 5 nicht zu in-
formieren ist oder

b) die Daten

(1) nur deshalb gespeichert sind, weil sie
aufgrund gesetzlicher oder satzungs-
mafiger Aufbewahrungsvorschriften
nicht geloscht werden diirfen oder

(aa)  nur deshalb gespeichert sind, weil sie aufgrund
gesetzlicher oder satzungsméBiger Aufbewahrungsvor-
schriften nicht gelscht werden diirfen oder

Der Ubersichtlichkeit halber wird anstelle ei-
ner Aufzidhlung mit Ziffern (1) ff. die Auf-
zahlung mit Buchstaben (aa) ff. gewihlt.

(2) ausschlieBlich Zwecken der Datensi-
cherung
oder der Datenschutzkontrolle dienen

(bb) ausschlieBlich Zwecken der Datensicherung oder
der Datenschutzkontrolle dienen

und die Auskunftserteilung einen unverhalt-
nisméfBigen Aufwand erfordern wiirde sowie
eine Verarbeitung zu anderen Zwecken durch
geeignete technische und organisatorische
MafBnahmen ausgeschlossen ist.

und die Auskunftserteilung einen unverhiltnismaBigen
Aufwand erfordern wiirde sowie eine Verarbeitung zu
anderen Zwecken durch geeignete technische und orga-
nisatorische Mallnahmen ausgeschlossen ist.

Hinweis:
Dieser Satzbestandteil bezieht sich auf (aa) und (bb).

(7) Die Griinde der Auskunftsverweige-
rung sind zu dokumentieren. Die Ablehnung
der Auskunftserteilung ist gegeniiber der be-
troffenen Person zu begriinden, soweit nicht
durch die Mitteilung der tatsdchlichen oder
rechtlichen Griinde, auf die die Entscheidung
gestiitzt wird, der mit der Auskunftsverweige-
rung verfolgte Zweck gefdhrdet wiirde. Die
zum Zweck der Auskunftserteilung an die be-
troffene Person und zu deren Vorbereitung ge-
speicherte Daten diirfen nur fiir diesen Zweck
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sowie fiir Zwecke der Datenschutzkontrolle
verarbeitet werden; fiir andere Zwecke ist die
Verarbeitung nach Mallgabe des § 20 einzu-
schrinken.

() Wird der betroffenen Person durch eine | Wird der betroffenen Person durch eine kirchliche Stelle | Das KDG lésst derzeit offen, auf wessen Ver-
kirchliche Stelle im Sinne des § 3 Absatz 1 lit. | im Sinne des § 3 Absatz 1 lit. a) keine Auskunft erteilt, | langen dem Didzesandatenschutzbeauftrag-
a) keine Auskunft erteilt, so ist sie auf Verlan- | so ist sie auf Verlangen der betroffenen Person dem Di6- | ten Auskunft zu erteilen ist. In Betracht
gen dem Diodzesandatenschutzbeauftragten zu | zesandatenschutzbeauftragten zu erteilen, soweit nicht | kommt neben der betroffenen Person auch
erteilen, soweit nicht die Bischofliche Behorde | die Bischofliche Behorde im Einzelfall feststellt, dass | die jeweilige kirchliche Stelle. Da fiir diese
im Einzelfall feststellt, dass dadurch kirchliche | dadurch kirchliche Interessen erheblich beeintrachtigt | Konstellation jedoch kein praktischer An-
Interessen erheblich beeintriachtigt wiirden. wiirden. wendungsfall vorstellbar ist, wird § 17 Abs.
8 klarstellend um die Worter ,,der betroffenen
Person® erginzt und damit an den Wortlaut
des § 34 Abs. 3 Satz 1 BDSG angeglichen.

9 Das Recht der betroffenen Person auf
Auskunft iiber personenbezogene Daten, die
durch eine kirchliche Stelle im Sinne des § 3
Absatz 1 lit. a) weder automatisiert verarbeitet
noch nicht automatisiert verarbeitet und in ei-
nem Dateisystem gespeichert werden, besteht
nur, soweit die betroffene Person Angaben
macht, die das Auffinden der Daten ermogli-
chen, und der fiir die Erteilung der Auskunft
erforderliche Aufwand nicht auller Verhéltnis
zu dem von der betroffenen Person geltend ge-
machten Informationsinteresse steht.

§18 §18
Recht auf Berichtigung Recht auf Berichtigung

(1) Die betroffene Person hat das Recht,
von dem Verantwortlichen unverziiglich die
Berichtigung sie betreffender unrichtiger
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personenbezogener Daten zu verlangen. Unter
Beriicksichtigung der Zwecke der Verarbei-
tung hat die betroffene Person das Recht, die
Vervollstindigung unvollstdndiger personen-
bezogener Daten — auch mittels einer ergéin-
zenden Erkldrung — zu verlangen.

(2) Das Recht auf Berichtigung besteht
nicht, wenn die personenbezogenen Daten zu
Archivzwecken im kirchlichen Interesse verar-
beitet werden. Bestreitet die betroffene Person
die Richtigkeit der personenbezogenen Daten,
ist ihr die Moglichkeit einer Gegendarstellung
einzurdumen. Das zustindige Archiv ist ver-
pflichtet, die Gegendarstellung den Unterlagen
hinzuzufiigen.

§ 18 Abs. 2 entspricht § 28 Abs. 3 BDSG und
bleibt insofern erhalten. Mit der ausdriickli-
chen Versagung eines Berichtigungsan-
spruchs unterscheidet sich § 18 Abs. 2 zwar
von § 7 Abs. 3 Satz 3 KAO und dem dort ge-
regelten Berichtigungsanspruch, jedoch wird
man davon auszugehen haben, dass die Be-
richtigung auch nach der KAO in keinem Fall
die Vernichtung oder Veranderung des Ar-
chivguts meint, sondern dass mit Blick auf
die Aufgabenstellung der Archive (Bewah-
rung von Authentizitdt und Integritdt des Ar-
chivguts) die Berichtigung in Form einer Ge-
gendarstellung oder eines Korrekturvermerks
gemeint ist.

§19
Recht auf Loschung

§19
Recht auf Loschung

(1) Die betroffene Person hat das Recht,
von dem Verantwortlichen zu verlangen, dass
sie betreffende personenbezogene Daten un-
verziiglich geloscht werden, und der Verant-
wortliche ist verpflichtet, personenbezogene
Daten unverziiglich zu 16schen, sofern einer
der folgenden Griinde zutrifft:
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a) die personenbezogenen Daten sind fiir die
Zwecke, fiir die sie erhoben oder auf sons-
tige Weise verarbeitet wurden, nicht mehr
notwendig;

b) die betroffene Person widerruft ihre Einwil-
ligung, auf die sich die Verarbeitung gemal
§ 6 Absatz 1 lit. b) oder § 11 Absatz 2 lit. a)
stiitzte, und es fehlt an einer anderweitigen
Rechtsgrundlage fiir die Verarbeitung;

c¢) die betroffene Person legt gemal3 § 23 Ab-
satz 1 Widerspruch gegen die Verarbeitung
ein und es liegen keine vorrangigen berech-
tigten Griinde fiir die Verarbeitung vor, o-
der die betroffene Person legt geméal3 § 23
Absatz 2 Widerspruch gegen die Verarbei-
tung ein;

d) die personenbezogenen Daten wurden un-
rechtmifig verarbeitet;

e) die Loschung der personenbezogenen Da-
ten ist zur Erfiillung einer rechtlichen Ver-
pflichtung nach dem staatlichen oder dem
kirchlichen Recht erforderlich, dem der
Verantwortliche unterliegt.

die Loschung der personenbezogenen Daten ist zur Erfiil-
lung einer rechtlichen Verpflichtung nach dem kirchli-
chen oder dem staatlichen Recht erforderlich, dem der
Verantwortliche unterliegt.

Anpassung der Reihenfolge

(2) Hat der Verantwortliche die personen-
bezogenen Daten 6ffentlich gemacht und ist er
gemal Absatz 1 zu deren Loschung verpflich-
tet, so trifft er unter Beriicksichtigung der ver-
fiigbaren Technologie und der Implementie-
rungskosten angemessene Maflnahmen, auch
technischer Art, um fiir die Datenverarbeitung
Verantwortliche, die die personenbezogenen
Daten verarbeiten, dariiber zu informieren,
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dass eine betroffene Person von ihnen die L6-
schung aller Links zu diesen personenbezoge-
nen Daten oder von Kopien oder Replikationen
dieser personenbezogenen Daten verlangt hat.

3) Die Absidtze 1 und 2 gelten nicht, so-
weit die Verarbeitung erforderlich ist

a) zur Ausiibung des Rechts auf freie Mei-
nungsaulerung und Information;

b) zur Erfiillung einer rechtlichen Verpflich-
tung, die die Verarbeitung nach kirchli-
chem oder staatlichem Recht, dem der Ver-
antwortliche unterliegt, erfordert, oder zur
Wahrnehmung einer Aufgabe, die im kirch-
lichen Interesse liegt oder in Ausiibung ho-
heitlicher Gewalt erfolgt, die dem Verant-
wortlichen iibertragen wurde;

¢) aus Griinden des 6ffentlichen Interesses im
Bereich der 6ffentlichen Gesundheit gemal
§ 11 Absatz 2 lit. h) und i) sowie § 11 Ab-
satz 3;

d) fiir im kirchlichen Interesse liegende Ar-
chivzwecke, wissenschaftliche oder histori-
sche Forschungszwecke oder fiir statisti-
sche Zwecke, soweit das in Absatz 1 ge-
nannte Recht voraussichtlich die Verwirk-
lichung der Ziele dieser Verarbeitung un-
moglich macht oder ernsthaft beeintrach-
tigt, oder

d) fiir im kirchlichen Interesse liegende Archivzwecke,
wissenschaftliche oder historische Forschungszwecke o-
der fiir statistische Zwecke, soweit das in Absatz 1 ge-
nannte Recht voraussichtlich die Verwirklichung der
Ziele dieser Verarbeitung unmdglich macht oder ernst-
haft beeintrachtigt; eder

Das Komma und das Wort ,,oder werden
durch ein Semikolon ersetzt, da ein weiterer
Buchstabe f) angefiigt wird.
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e) zur Geltendmachung von Rechtsansprii-
chen sowie zur Ausilibung oder Verteidi-
gung von Rechten.

e) zur Geltendmachung von Rechtsanspriichen sowie zur
Ausiibung oder Verteidigung von Rechten-oder

Der Punkt wird durch das Wort ,,oder” er-
setzt, da ein weiterer Buchstabe f) angefiigt
wird.

f) zum Erhalt und zur Gewihrleistung der Nachvollzieh-
barkeit von Amtshandlungen sowie Urkunden und ver-
gleichbaren Dokumenten; hierzu gehoren insbesondere
die durch kirchliche Rechtsvorschriften vorgesehenen
Eintragungen in die Kirchenbiicher (insbesondere Tau-
fen, Trauungen, Todesfille) sowie Dekrete, Beschliisse
von Gremien der Didzesen und Kirchengemeinden und
sonstige Urkunden.

Die Vorschrift wird ergénzt mit Blick auf die
aktuelle Diskussion um die Ldschung von
Kirchenbucheintrdgen: Der franzdsische
Staatsrat folgt mit seiner Entscheidung von
Februar 2024, ein Loschrecht fiir Taufbuch-
eintrdge zu verneinen, der in den vergange-
nen Jahren europaweit vertretenen Rechts-
auffassung von Gerichten und Datenschutz-
aufsichten, zuletzt der Entscheidung einer iri-
schen Datenschutzaufsicht: Das Interesse der
Kirche liberwiege das Interesse von Betroffe-
nen bei der Fiihrung von Taufbiichern; die
Loschung von Taufbucheintrdgen sei daher
abzulehnen. Demgegeniiber hatte eine belgi-
sche Datenschutzaufsicht im Dezember 2023
entschieden, dass das Bistum Gent das
Loschbegehren einer aus der Kirche ausge-
tretenen Person erfiillen muss, weil das Inte-
resse der Kirche aus Sicht der Behorde nicht
das Interesse des Betroffenen an der Lo-
schung tliberwiege. Das kirchliche Interesse
besteht darin, dass die Inhalte einer Urkunde
bestehen bleiben und nachvollziehbar sind,
denn gemdl § 7 Abs. 2 KDG trifft den Ver-
antwortlichen eine Rechenschaftspflicht.

(4) Ist eine Loschung wegen der besonde-
ren Art der Speicherung nicht oder nur mit un-
verhéltnismidBig hohem Aufwand mdglich,
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tritt an die Stelle des Rechts auf Loschung das
Recht auf Einschrankung der Verarbeitung ge-
mil § 20. Dies gilt nicht, wenn die personen-
bezogenen Daten unrechtmiBig verarbeitet
wurden. Als Einschrinkung der Verarbeitung
gelten auch die Sperrung und die Eintragung
eines Sperrvermerks.
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§ 20
Recht auf Einschrinkung der Verarbei-
tung

§20
Recht auf Einschrinkung der Verarbeitung

(1) Die betroffene Person hat das Recht,
von dem Verantwortlichen die Einschrankung
der Verarbeitung zu verlangen, wenn eine der
folgenden Voraussetzungen gegeben ist:

a) die Richtigkeit der personenbezogenen Da-
ten wird von der betroffenen Person bestrit-
ten, und zwar fiir eine Dauer, die es dem
Verantwortlichen ermdéglicht, die Richtig-
keit der personenbezogenen Daten zu {iber-
priifen;

b) die Verarbeitung ist unrechtméfig und die
betroffene Person lehnt die Loschung der
personenbezogenen Daten ab und verlangt
stattdessen die Einschrankung der Nutzung
der personenbezogenen Daten;

¢) der Verantwortliche benétigt die personen-
bezogenen Daten fiir die Zwecke der Ver-
arbeitung nicht ldnger, die betroffene Per-
son bendtigt sie jedoch zur Geltendma-
chung von Rechtsanspriichen oder zur Aus-
iibung oder Verteidigung von Rechten oder

d) die betroffene Person hat Widerspruch ge-
gen die Verarbeitung gemél § 23 eingelegt
und es steht noch nicht fest, ob die berech-
tigten Griinde des Verantwortlichen gegen-
iiber denen der betroffenen Person {iberwie-
gen.
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(2)  Wurde die Verarbeitung gemél3 Absatz
1 eingeschrinkt, so diirfen diese personenbe-
zogenen Daten — von ihrer Speicherung abge-
sehen — nur mit Einwilligung der betroffenen
Person oder zur Geltendmachung von Rechts-
anspriichen oder zur Ausiibung oder Verteidi-
gung von Rechten oder zum Schutz der Rechte
einer anderen natiirlichen oder juristischen
Person oder aus Griinden eines wichtigen
kirchlichen Interesses verarbeitet werden.

3) Eine betroffene Person, die eine Ein-
schrankung der Verarbeitung gemill Absatz 1
erwirkt hat, wird von dem Verantwortlichen
unterrichtet, bevor die Einschrinkung aufge-
hoben wird.

(4) Die in Absatz 1 lit. a), b) und d) vorge-
sehenen Rechte bestehen nicht, soweit diese
Rechte voraussichtlich die Verwirklichung der
im kirchlichen Interesse liegenden Archivzwe-
cke unmoglich machen oder ernsthaft beein-
trachtigen und die Ausnahmen fiir die Erfiil-
lung dieser Zwecke erforderlich sind.

21
Mitteilungspflicht im Zusammenhang mit
der Berichtigung
oder Loschung personenbezogener Daten
oder der Einschrinkung der Verarbeitung

21
Mitteilungspflicht im Zusammenhang mit der Be-
richtigung
oder Loschung personenbezogener Daten oder der
Einschrinkung der Verarbeitung

Der Verantwortliche teilt allen Empféngern,
denen personenbezogene Daten offengelegt
wurden, jede Berichtigung oder Loschung der
personenbezogenen  Daten  oder  eine
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Einschrinkung der Verarbeitung nach §§ 18,
19 Absatz 1 und 20 mit, es sei denn, dies er-
weist sich als unmdglich oder ist mit einem un-
verhéltnismiBigen Aufwand verbunden. Der
Verantwortliche unterrichtet die betroffene
Person tiber diese Empfianger, wenn die be-
troffene Person dies verlangt.

§ 22
Recht auf Dateniibertragbarkeit

§ 22
Recht auf Dateniibertrag-
barkeit

(1) Die betroffene Person hat das Recht,
die sie betreffenden personenbezogenen Da-
ten, die sie einem Verantwortlichen bereitge-
stellt hat, in einem strukturierten, gangigen und
maschinenlesbaren Format zu erhalten, und sie
hat das Recht, diese Daten einem anderen Ver-
antwortlichen ohne Behinderung durch den
Verantwortlichen, dem die personenbezoge-
nen Daten bereitgestellt wurden, zu iibermit-
teln, sofern

a) die Verarbeitung auf einer Einwilligung ge-
mal § 6 Absatz 1 lit. b) oder § 11 Absatz 2
lit. a) oder auf einem Vertrag gemil § 6
Absatz 1 lit. ¢) beruht und

b) die Verarbeitung mithilfe automatisierter
Verfahren erfolgt.

(2) Bei der Ausiibung ihres Rechts auf Da-
teniibertragbarkeit gemiB Absatz 1 hat die be-
troffene Person das Recht zu erwirken, dass die
personenbezogenen Daten direkt von einem
Verantwortlichen einem anderen
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Verantwortlichen iibermittelt werden, soweit
dies technisch machbar ist.

3) Die Ausiibung des Rechts nach Absatz
1 ldsst § 19 unberiihrt. Dieses Recht gilt nicht
fiir eine Verarbeitung, die flir die Wahrneh-
mung einer Aufgabe erforderlich ist, die im
kirchlichen Interesse liegt oder in Ausiibung
hoheitlicher Gewalt erfolgt, die dem Verant-
wortlichen iibertragen wurde.

(4) Das Recht gemidB3 Absatz 2 darf die
Rechte und Freiheiten anderer Personen nicht
beeintrachtigen.

®)) Das Recht auf Dateniibertragbarkeit
besteht nicht, soweit dieses Recht voraussicht-
lich die Verwirklichung der im kirchlichen In-
teresse liegenden Archivzwecke unmoglich
macht oder ernsthaft beeintrichtigt und die
Ausnahmen fiir die Erfiillung dieser Zwecke
erforderlich sind.

§23
Widerspruchsrecht

§23
Widerspruchsrecht

(1) Die betroffene Person hat das Recht,
aus Griinden, die sich aus ihrer besonderen Si-
tuation ergeben, jederzeit gegen die Verarbei-
tung sie betreffender personenbezogener Da-
ten, die aufgrund von § 6 Absatz 1 lit. f) oder
g) erfolgt, Widerspruch einzulegen; dies gilt
auch fiir ein auf diese Bestimmungen gestiitz-
tes Profiling. Der Verantwortliche verarbeitet
die personenbezogenen Daten nicht mehr, es
sei denn, er kann zwingende schutzwiirdige
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Griinde fiir die Verarbeitung nachweisen, die
die Interessen, Rechte und Freiheiten der be-
troffenen Person liberwiegen, oder die Verar-
beitung dient der Geltendmachung von
Rechtsanspriichen oder der Ausiibung oder
Verteidigung von Rechten. Das Recht auf Wi-
derspruch gegeniiber einer Stelle im Sinne des
§ 3 Absatz 1 lit a) besteht nicht, soweit an der
Verarbeitung ein zwingendes kirchliches Inte-
resse besteht, das die Interessen der betroffe-
nen Person iliberwiegt, oder eine Rechtsvor-
schrift zur Verarbeitung verpflichtet.

(2)  Werden personenbezogene Daten ver-
arbeitet, um Direktwerbung oder Fundraising
zu betreiben, so hat die betroffene Person das
Recht, jederzeit Widerspruch gegen die Verar-
beitung sie betreffender personenbezogener
Daten zum Zwecke derartiger Werbung einzu-
legen; dies gilt auch fiir das Profiling, soweit
es mit solcher Direktwerbung in Verbindung
steht.

3) Widerspricht die betroffene Person der
Verarbeitung fiir Zwecke der Direktwerbung,
so werden die personenbezogenen Daten nicht
mehr fiir diese Zwecke verarbeitet.

(4) Die betroffene Person muss spdtestens
zum Zeitpunkt der ersten Kommunikation mit
ihr ausdriicklich auf das in den Absétzen 1 und
2 genannte Recht hingewiesen werden; dieser
Hinweis hat in einer verstdndlichen und von
anderen Informationen getrennten Form zu er-
folgen.
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%) Die betroffene Person hat das Recht,
aus Griinden, die sich aus ihrer besonderen Si-
tuation ergeben, gegen die sie betreffende Ver-
arbeitung sie betreffender personenbezogener
Daten, die zu wissenschaftlichen oder histori-
schen Forschungszwecken oder zu statisti-
schen Zwecken erfolgt, Widerspruch einzule-
gen, es sei denn, die Verarbeitung ist zur Erfiil-
lung einer im kirchlichen Interesse liegenden
Aufgabe erforderlich.

%) 'Die betroffene Person hat das Recht, aus Griin-
den, die sich aus ihrer besonderen Situation ergeben, ge-
gen die sie betreffende Verarbeitung sie betreffender per-
sonenbezogener Daten, die zu wissenschaftlichen oder
historischen Forschungszwecken oder zu statistischen
Zwecken erfolgt, Widerspruch einzulegen. Das Recht
auf Widerspruch besteht nicht, soweit an der Verarbei-
tung ein zwingendes kirchliches Interesse besteht, das die
Interessen  der  betroffenen  Person  {iberwiegt,
oder eine Rechtsvorschrift zur Verarbeitung verpflichtet.

Eine Parallelvorschrift zu § 23 Abs. 5 findet
sich in Art. 21 Abs. 6 DSGVO. Korrespon-
dierend ist mit der Anderung auch § 36
BDSG, wonach ein Widerspruchsrecht ge-
geniiber einer 6ffentlichen Stelle nicht be-
steht, soweit an der Verarbeitung ein zwin-
gendes Offentliches Interesse besteht, das
die Interessen der betroffenen Person iiber-
wiegt, oder eine Rechtsvorschrift zur Verar-
beitung verpflichtet. Die Regelung konnte
insbesondere mit Blick auf die wissen-
schaftliche Aufarbeitung von sexuellem
Missbrauch von Bedeutung sein.

§24
Automatisierte Entscheidungen im Einzel-
fall
einschlieflich Profiling

§ 24
Automatisierte Entscheidungen im Einzelfall
einschlieBBlich Profiling

(1) Die betroffene Person hat das Recht,
nicht einer ausschlieBlich auf einer automati-
sierten Verarbeitung — einschlieflich Profiling
— beruhenden Entscheidung unterworfen zu
werden, die ihr gegeniiberrechtliche Wirkung
entfaltet oder sie in dhnlicher Weise erheblich
beeintréichtigt.

(2) Absatz 1 gilt nicht, wenn die Entschei-
dung

a) flir den Abschluss oder die Erfiillung eines
Vertrags zwischen der betroffenen Person
und dem Verantwortlichen erforderlich ist,
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b) aufgrund von kirchlichen Rechtsvorschrif-
ten, denen der Verantwortliche unterliegt,
zuldssig ist und diese Rechtsvorschriften
angemessene Mallnahmen zur Wahrung
der Rechte und Freiheiten sowie der be-
rechtigten Interessen der betroffenen Per-
son enthalten oder

b) aufgrund von kirchlichen oder staatlichen Rechtsvor-
schriften, denen der Verantwortliche unterliegt, zulédssig
ist und diese Rechtsvorschriften angemessene Malinah-
men zur Wahrung der Rechte und Freiheiten sowie der
berechtigten Interessen der betroffenen Person enthalten
oder

Da der Verantwortliche auch staatlichen
Rechtsvorschriften unterliegen kann, wurde
lit. b) entsprechend ergénzt.

¢) mit ausdriicklicher Einwilligung der be-
troffenen Person erfolgt.

3) In den in Absatz 2 lit. a) und c¢) genann-
ten Fillen trifft der Verantwortliche angemes-
sene MalB3nahmen, um die Rechte und Freihei-
ten sowie die berechtigten Interessen der be-
troffenen Person zu wahren, wozu mindestens
das Recht auf Erwirkung des Eingreifens einer
Person seitens des Verantwortlichen, auf Dar-
legung des eigenen Standpunkts und auf An-
fechtung der Entscheidung gehort.

(4) Entscheidungen nach Absatz 2 diirfen
nicht auf besonderen Kategorien personenbe-
zogener Daten beruhen, sofern nicht § 11 Ab-
satz 2 lit. a) oder g) gilt und angemessene Mal3-
nahmen zum Schutz der Rechte und Freiheiten
sowie der berechtigten Interessen der betroffe-
nen Person getroffen wurden.

§ 25
Unabdingbare Rechte der
betroffenen Person

§25
Unabdingbare Rechte der
betroffenen Person

(1) Die Rechte der betroffenen Person auf
Auskunft, Berichtigung, Loschung, Einschrin-
kung der Verarbeitung, Dateniibertragbarkeit

(1) Die Rechte der betroffenen Person insbesondere
auf Auskunft, Berichtigung, Loschung, Einschrinkung
der Verarbeitung, Dateniibertragbarkeit oder

§ 25 hebt nur einige besonders wichtige Be-
troffenenrechte hervor. Die Regelung ist je-
doch nicht abschlieflend, denn unbenannt
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oder Widerspruch konnen nicht durch Rechts-
geschift ausgeschlossen oder beschriankt wer-
den.

Widerspruch konnen nicht durch Rechtsgeschéft ausge-
schlossen oder beschrinkt werden.

bleiben einige ebenfalls unabdingbare Be-
troffenenrechte, zum Beispiel das Recht auf
Widerruf der Einwilligung (§ 8 Abs. 6) und
das Recht auf Beschwerde bei der Daten-
schutzaufsicht (§ 48 Abs. 1). Zwecks Klar-
stellung, dass es sich nicht um eine ab-
schlieBende Aufzéhlung handelt, wird das
Wort ,,insbesondere* erginzt.

(2) Sind die Daten der betroffenen Person
automatisiert in einer Weise gespeichert, dass
mehrere Verantwortliche speicherungsberech-
tigt sind, und ist die betroffene Person nicht in
der Lage, festzustellen, welcher Verantwortli-
che die Daten gespeichert hat, so kann sie sich
an jeden dieser Verantwortlichen wenden. Die-
ser Verantwortliche ist verpflichtet, das Vor-
bringen der betroffenen Person an den Verant-
wortlichen, der die Daten gespeichert hat, wei-
terzuleiten. Die betroffene Person ist iiber die
Weiterleitung und den Verantwortlichen, an
den weitergeleitet wurde, zu unterrichten.

Kapitel 4 Kapitel 4
Verantwortlicher und Auftragsverarbeiter Verantwortlicher und Auftragsverarbeiter
Abschnitt 1 Abschnitt 1
Technik und Organisation; Auftragsverar- Technik und Organisation; Auftragsverarbeitung
beitung
§ 26 § 26

Technische und organisatorische Maflnah-
men

Technische und organisatorische Mafinahmen
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(1) Der Verantwortliche und der Auf-
tragsverarbeiter haben unter Berlicksichtigung
unter anderem des Stands der Technik, der Im-
plementierungskosten, der Art, des Umfangs,
der Umstdnde und der Zwecke der Verarbei-
tung sowie der unterschiedlichen Eintritts-
wahrscheinlichkeiten und Schwere der Risiken
fiir die Rechte und Freiheiten natiirlicher Per-
sonen geeignete technische und organisatori-
sche MalBBnahmen zu treffen, um ein dem Ri-
siko angemessenes Schutzniveau zu gewihr-
leisten und einen Nachweis hieriiber fiihren zu
konnen. Diese Mallnahmen schlie3en unter an-
derem ein:

a) die Pseudonymisierung, die Anonymisie-
rung und die Verschliisselung personenbe-
zogener Daten;

b) die Fahigkeit, die Vertraulichkeit, Integri-
tiat, Verfiigbarkeit und Belastbarkeit der
Systeme und Dienste im Zusammenhang
mit der Verarbeitung auf Dauer sicherzu-
stellen;

c¢) die Fihigkeit, die Verfiigbarkeit der perso-
nenbezogenen Daten und den Zugang zu
thnen bei einem physischen oder techni-
schen Zwischenfall rasch wiederherzu-stel-
len;

d) ein Verfahren zur regelmiBigen Uberprii-
fung, Bewertung und Evaluierung der
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Wirksamkeit der technischen und organisa-
torischen MaBnahmen zur Gewahrleistung
der Sicherheit der Verarbeitung.

(2) Bei der Beurteilung des angemessenen
Schutzniveaus sind insbesondere die Risiken
zu beriicksichtigen, die mit der Verarbeitung
verbunden sind, insbesondere durch — ob un-
beabsichtigt oder unrechtmiBig — Vernich-
tung, Verlust, Verdnderung, unbefugte Offen-
legung von oder unbefugten Zugang zu perso-
nenbezogenen Daten, die libermittelt, gespei-
chert oder auf andere Weise verarbeitet wur-
den.

3) Erforderlich sind MaBnahmen nur,
wenn ihr Aufwand in einem angemessenen
Verhiltnis zu dem angestrebten Schutzzweck
steht.

(4) Die Einhaltung eines nach dem EU-
Recht zertifizierten Verfahrens kann als Faktor
herangezogen werden, um die Erfiillung der
Pflichten des Verantwortlichen gemill Absatz
1 nachzuweisen.

(%) Der Verantwortliche und der Auf-
tragsverarbeiter unternehmen Schritte um si-
cherzustellen, dass ihnen unterstellte Perso-
nen, die Zugang zu personenbezogenen Daten
haben, diese nur auf Anweisung des Verant-
wortlichen verarbeiten, es sei denn, sie sind
nach kirchlichem oder staatlichem Recht zur
Verarbeitung verpflichtet.
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§27
Technikgestaltung und
Voreinstellungen

§27
Technikgestaltung und
Voreinstellungen

(1)  Unter Beriicksichtigung des Stands der
Technik, der Implementierungskosten, der Art,
des Umfangs, der Umstinde und der Zwecke
der Verarbeitung sowie der unterschiedlichen
Eintrittswahrscheinlichkeit und Schwere der
mit der Verarbeitung verbundenen Risiken fiir
die Rechte und Freiheiten natiirlicher Personen
trifft der Verantwortliche sowohl zum Zeit-
punkt der Festlegung der Mittel fiir die Verar-
beitung als auch zum Zeitpunkt der eigentli-
chen Verarbeitung technische und organisato-
rische MaBBnahmen, die geeignet sind, die Da-
tenschutzgrundsitze wirksam umzusetzen und
die notwendigen Garantien in die Verarbeitung
aufzunehmen, um den Anforderungen dieses
Gesetzes zu geniigen und die Rechte der be-
troffenen Personen zu schiitzen.

(2) Der Verantwortliche trifft technische
und organisatorische Maflnahmen, die geeig-
net sind, durch Voreinstellung grundsétzlich
nur personenbezogene Daten, deren Verarbei-
tung fiir den jeweiligen bestimmten Verarbei-
tungszweck erforderlich ist, zu verarbeiten.
Diese Verpflichtung gilt fiir die Menge der er-
hobenen personenbezogenen Daten, den Um-
fang ihrer Verarbeitung, ihre Speicherfrist und
ihre Zugdnglichkeit. Solche MaBBnahmen miis-
sen insbesondere geeignet sein, dass
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personenbezogene Daten durch Voreinstellun-
gen nicht ohne Eingreifen der Person einer un-
bestimmten Zahl von natiirlichen Personen zu-
ginglich gemacht werden.

3) Ein nach dem EU-Recht genehmigtes
Zertifizierungsverfahren kann als Faktor her-
angezogen werden, um die Erfiillung der in
den Absitzen 1 und 2 genannten Anforderun-
gen nachzuweisen.

§28
Gemeinsam Verantwortliche

§ 28
Gemeinsam Verantwortliche

(1) Legen mehrere Verantwortliche ge-
meinsam die Zwecke der und die Mittel zur
Verarbeitung fest, so sind sie gemeinsam Ver-
antwortliche. Sie legen in einer Vereinbarung
in transparenter Form fest, wer von ihnen wel-
che Verpflichtungen gemal} diesem Gesetz er-
fillt, insbesondere wer den Informations-
pflichten geméf den §§ 15 und 16 nachkommt.

(2)  Die Vereinbarung gemif Absatz 1 ent-
hilt die jeweiligen tatsdchlichen Funktionen
und Beziehungen der gemeinsam Verantwort-
lichen gegeniiber der betroffenen Person. Uber
den wesentlichen die Verarbeitung personen-
bezogener Daten betreffenden Inhalt der Ver-
einbarung wird die betroffene Person infor-
miert.

3) Ungeachtet der Einzelheiten der Ver-
einbarung gemdl} Absatz 1 kann die betroffene
Person ihre Rechte im Rahmen dieses Gesetzes
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bei und gegeniiber jedem einzelnen der Ver-
antwortlichen geltend machen.

§29
Verarbeitung personenbezogener Daten im
Auftrag

§29
Verarbeitung personenbezogener Daten im Auftrag

(1) Erfolgt eine Verarbeitung im Auftrag
eines Verantwortlichen, so arbeitet dieser nur
mit Auftragsverarbeitern, die hinreichend Ga-
rantien dafiir bieten, dass geeignete technische
und organisatorische MaBinahmen so durchge-
fiihrt werden, dass die Verarbeitung im Ein-
klang mit den Anforderungen dieses Gesetzes
erfolgt und den Schutz der Rechte der betroffe-
nen Person gewdhrleistet.

(2) Der Auftragsverarbeiter nimmt keinen
weiteren Auftragsverarbeiter ohne vorherige
gesonderte oder allgemeine schriftliche Ge-
nehmigung des Verantwortlichen in Anspruch.
Im Fall einer allgemeinen schriftlichen Geneh-
migung informiert der Auftragsverarbeiter den
Verantwortlichen immer iiber jede beabsich-
tigte Anderung in Bezug auf die Hinzuziehung
oder die Ersetzung anderer Auftragsverarbei-
ter, wodurch der Verantwortliche die Moglich-
keit erhilt, gegen derartige Anderungen Ein-
spruch zu erheben.

3) Die Verarbeitung durch einen Auf-
tragsverarbeiter erfolgt auf der Grundlage ei-
nes Vertrags oder eines anderen Rechtsinstru-
ments nach dem kirchlichen Recht, dem Recht
der Europdischen Union oder dem Recht ihrer

Hinweis:

Bei dem ,,anderen Rechtsinstrument nach dem kirch-
lichen Recht® im Sinne des § 29 Abs. 3 handelt es
sich, sofern durch den Di6zesanbischof erlassen, um
das ,,Gesetz zur Regelung des Rechtsinstruments
nach § 29 Gesetz iiber den Kirchlichen Datenschutz
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Mitgliedstaaten, der bzw. das den Auftragsver-
arbeiter in Bezug auf den Verantwortlichen
bindet und in dem

(KDG) im Bereich der (Erz-)Didzese N.N. (§ 29-
KDG-Gesetz)“.

a) Gegenstand der Verarbeitung

b) Dauer der Verarbeitung,

C) Art und Zweck der Verarbeitung,

d) die Art der personenbezogenen Daten,
e) die Kategorien betroffener Personen
und

f) die Pflichten und Rechte des Verant-
wortlichen

festgelegt sind.

(4) Dieser Vertrag bzw. dieses andere
Rechtsinstrument sieht insbesondere vor, dass
der Auftragsverarbeiter

a) die personenbezogenen Daten nur auf do-
kumentierte Weisung des Verantwortlichen
— auch in Bezug auf die Ubermittlung per-
sonenbezogener Daten an ein Drittland o-
der eine internationale Organisation — ver-
arbeitet, sofern er nicht durch das kirchliche
Recht, das Recht der Europédischen Union
oder das Recht ihrer Mitgliedstaaten, dem
der Auftragsverarbeiter unterliegt, hierzu
verpflichtet ist; in einem solchen Fall teilt
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der Auftragsverarbeiter dem Verantwortli-
chen diese rechtlichen Anforderungen vor
der Verarbeitung mit, sofern das betref-
fende Recht eine solche Mitteilung nicht
wegen eines wichtigen kirchlichen Interes-
ses verbietet;

b) gewihrleistet, dass sich die zur Verarbei-
tung der personenbezogenen Daten befug-
ten Personen zur Vertraulichkeit verpflich-
tet haben oder einer angemessenen gesetz-
lichen Verschwiegenheitspflicht unterlie-
gen;

c) alle geméB § 26 erforderlichen MaBBnahmen
ergreift;

d)die in den Absdtzen 2 und 5
genannten Bedingungen filir die Inan-
spruchnahme der Dienste eines weiteren
Auftragsverarbeiters einhélt;

e) angesichts der Art der Verarbeitung den
Verantwortlichen nach Moglichkeit mit ge-
eigneten technischen und organisatorischen
Mallnahmen dabei unterstiitzt, seiner
Pflicht zur Beantwortung von Antrdgen auf
Wahrnehmung der in den §§ 15 bis 25 ge-
nannten Rechte der betroffenen Person
nachzukommen;

f) unter Beriicksichtigung der Art der Verar-
beitung und der ihm zur Verfiigung stehen-
den Informationen den Verantwortlichen
bei der Einhaltung der in den §§ 26, 33 bis
35 genannten Pflichten unterstiitzt;
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g) nach Abschluss der Erbringung der Verar-
beitungsleistungen alle personenbezogenen
Daten nach Wahl des Verantwortlichen ent-
weder 16scht oder zuriickgibt, sofern nicht
nach dem kirchlichen Recht oder dem
Recht der Europdischen Union oder dem
Recht ihrer Mitgliedstaaten eine Verpflich-
tung zur Speicherung der personenbezoge-
nen Daten besteht;

h) dem Verantwortlichen alle erforderlichen
Informationen zum Nachweis der Einhal-
tung der in diesem Paragraphen niederge-
legten Pflichten zur Verfligung stellt und
Uberpriifungen — einschlieBlich Inspektio-
nen —, die vom Verantwortlichen oder ei-
nem anderen von diesem beauftragten Prii-
fer durchgefiihrt werden, ermdglicht und
dazu beitrdgt. Der Auftragsverarbeiter in-
formiert den Verantwortlichen unverziig-
lich, falls er der Auffassung ist, dass eine
Weisung gegen dieses Gesetz oder gegen
andere kirchliche Datenschutzbestimmun-
gen oder Datenschutzbestimmungen der
Europiischen Union oder ihrer Mitglied-
staaten verstoRt.

(%) Nimmt der Auftragsverarbeiter die
Dienste eines weiteren Auftragsverarbeiters in
Anspruch, um bestimmte Verarbeitungstitig-
keiten im Namen des Verantwortlichen auszu-
fihren, so werden diesem weiteren Auf-
tragsverarbeiter im Wege eines Vertrags oder
eines anderen Rechtsinstruments nach dem




71

kirchlichen Recht oder dem Recht der Union
oder dem Recht des betreffenden Mitglied-
staats der Europdischen Union dieselben Da-
tenschutzpflichten auferlegt, die in dem Ver-
trag oder anderen Rechtsinstrument zwischen
dem Verantwortlichen und dem Auftragsver-
arbeiter gemil den Absdtzen 3 und 4 festge-
legt sind, wobei insbesondere hinreichende
Garantien dafiir geboten werden miissen, dass
die geeigneten technischen und organisatori-
schen MafBnahmen so durchgefiihrt werden,
dass die Verarbeitung entsprechend den An-
forderungen dieses Gesetzes erfolgt. Kommt
der weitere Auftragsverarbeiter seinen Daten-
schutzpflichten nicht nach, so haftet der erste
Auftragsverarbeiter gegeniiber dem Verant-
wortlichen fiir die Einhaltung der Pflichten je-
nes anderen Auftragsverarbeiters.

(6) Die Einhaltung nach europédischem
Recht genehmigter Verhaltensregeln oder ei-
nes genehmigten Zertifizierungsverfahrens
durch einen Auftragsverarbeiter kann als Fak-
tor herangezogen werden, um hinreichende
Garantien im Sinne der Absétze 1 und 5 nach-
zuweisen.

(7) Unbeschadet eines individuellen Ver-
trags zwischen dem Verantwortlichen und dem
Auftragsverarbeiter kann der  Vertrag
oder das andere Rechtsinstrument im Sinne der
Absitze 3, 4 und 5 ganz oder teilweise auf den
in den Absatz 8 genannten Standardvertrags-
klauseln beruhen, auch wenn diese Bestandteil
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einer dem Verantwortlichen oder dem Auf-
tragsverarbeiter erteilten Zertifizierung sind.

(8) Die Datenschutzaufsicht kann Stan-
dardvertragsklauseln zur Regelung der in den
Absitzen 3 bis 5 genannten Fragen festlegen.

9 Der Vertrag oder das andere Rechtsin-
strument im Sinne der Absdtze 3 bis 5 ist
schriftlich abzufassen, was auch in einem
elektronischen Format erfolgen kann. Mal3ge-
bend sind die Formvorschriften der §§ 126 ff.
BGB.

(9) 'Der Vertrag eder-das—andereRechtsinstrament im
Sinne der Absdtze 3 bis 5 ist-sehriftlich-abzutassen;—was
MaBeebend_sind_dieE i 1g§§|;;;ﬁ
BGB-bedarf der Schriftform. 2MafBgeblich fiir die Erset-
zung der Schriftform durch die elektronische Form oder
die Textform sind die jeweils geltenden staatlichen Rege-
lungen.

Bei dem ,,anderen Rechtsinstrument® han-
delt es sich um ein bischofliches Gesetz,
welches, um Wirksamkeit zu erlangen, in
Kraft gesetzt und im Amtsblatt veroffent-
licht werden muss. Es wird daher aus dem
Wortlaut der Vorschrift herausgenommen,
die somit lediglich eine Regelung fiir den
Auftragsverarbeitungsvertrag enthalt.

Neben der Ersetzung der Schriftform durch
die elektronische Form soll — der Praxis fol-
gend - auch die Ersetzung durch Textform
ermdglicht werden.

(10)  Ein Auftragsverarbeiter, der unter Ver-
stol} gegen dieses Gesetz die Zwecke und Mit-
tel der Verarbeitung bestimmt, gilt in Bezug
auf diese Verarbeitung als Verantwortlicher.

(11)  Der Auftragsverarbeiter darf die Daten
nur innerhalb der Mitgliedstaaten der Européi-
schen Union oder des Europdischen Wirt-
schaftsraums verarbeiten. Abweichend von
Satz 1 ist die Verarbeitung in Drittstaaten zu-
lassig, wenn ein Angemessenheitsbeschluss
der Europdischen Kommission geméil § 40
Absatz 1 vorliegt oder wenn die Datenschutz-
aufsicht  selbst oder eine  andere

Anders als die DSGVO beschriankt Abs. 11
die Auftragsverarbeitung auf die Mitglied-
staaten der EU und des EWR, um kirchliche
Stellen vor unseriésen Angeboten und ille-
galen Datenabfliissen zu schiitzen.

Damit ist jedoch — vielfach kritisiert — im
Verhiltnis zur DSGVO eine deutliche Ein-
schrankung fiir den Verarbeitungsort der
Auftragsverarbeitung verbunden.
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Datenschutzaufsicht festgestellt hat, dass dort
ein angemessenes Datenschutzniveau besteht.

Abs. 11 wird daher ersatzlos aufgehoben
mit der Folge, dass Auftragsverarbeitung
auch in Nicht-EU- und Nicht-EWR-Léan-
dern zuldssig ist. Grundsétzlich ist aber
durch den Verantwortlichen zu priifen, ob
der Einsatz solcher Auftragnehmer sowie
Dateniibermittlungen in Nicht-EU- und
Nicht-EWR-Linder im konkreten Fall zu-
lassig sind.

(12) Die Absitze 1 bis 11 gelten entspre-
chend, wenn die Priifung oder Wartung auto-
matisierter Verfahren oder von Datenverarbei-
tungsanlagen durch andere Stellen im Auftrag
vorgenommen wird und dabei ein Zugriff auf
personenbezogene Daten nicht ausgeschlossen
werden kann.

(11) Die Absitze 1 bis 10 gelten entsprechend, wenn
die Priifung oder Wartung automatisierter Verfahren oder
von Datenverarbeitungsanlagen durch andere Stellen im
Auftrag vorgenommen wird und dabei ein Zugriff auf
personenbezogene Daten nicht ausgeschlossen werden
kann.

Anpassung der Anzahl der Absitze

§ 29a
Zentrale Verfahren

Der Entwurf des DSG-EKD sieht mit Blick
auf zentrale Verfahren die Einfiihrung eines
neuen § 30a in das DSG-EKD vor. Mit §
29a KDG-E wiirde eine vergleichbare Re-
gelung in das KDG eingefiigt. Sie ist z.B.
fiir den Fall gedacht, dass Software zentral
durch die Ditzese beschafft wird, aber nur
fakultativ in den Kirchengemeinden, die
von der Expertise der Didzesen profitieren
konnen sollen, zum Einsatz kommt (kein
Anschluss- und Benutzungszwang). Da es
nicht sachgerecht wire, zwischen Didzesen
und einer Vielzahl von Kirchengemeinden
Auftragsverarbeitungsvertrdge oder Ver-
einbarungen {iber die gemeinsame Verant-
wortung  abzuschlieBen, soll die
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Moglichkeit er6ffnet werden, zentral Vor-
gaben fiir das entsprechende Verfahren zu
machen und auf Vereinbarungen nach § 28
Abs. 1 Satz 2 KDG (Gemeinsame Verant-
wortlichkeit) oder § 29 Abs. 3 KDG (Auf-
tragsverarbeitung) zu verzichten. Davon
unberiihrt bleibt die Pflicht der zentralen
Stelle, ggf. im AuBenverhiltnis mit einem
Auftragsverarbeiter einen Verarbeitungs-
vertrag abzuschlieflen.

Als weitere Anwendungsfille sind denkbar
die gemeinsame Beschaffung von PC‘s etc.,
die Errichtung eines gemeinsamen Daten-
schutzzentrums, die Durchfiihrung ge-
meinsa-mer Datenschutzschulungen sowie
im Zusammenhang mit den Aufarbeitungs-
kommissionen die gemeinsame Verant-
wortlichkeit mit den Ansprechpartnern fiir
sexuellen Missbrauch.

§ 29 KDG und damit die Moglichkeit, ein §
29 KDG-Gesetz zu erlassen, bleiben unbe-
riihrt; § 29a KDG bietet jedoch weiterge-
hende Optionen.

Die Rechtskommission des VDD hat sich
fiir die Aufnahme des § 29a KDG ausge-
sprochen.

"Durch kirchliche Rechtsvorschrift kann fiir zentrale Ver-
fahren, an denen mehrere Verantwortliche beteiligt sind,
abweichend von § 28 oder § 29 die Verteilung der
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datenschutzrechtlichen Aufgaben, Befugnisse und Ver-
antwortlichkeiten zwischen den beteiligten Verantwortli-
chen festgelegt werden. Die Mdglichkeiten der Rege-
lung durch besonderes Rechtsinstrument nach § 29 oder
Vertrag bleiben unberiihrt.

§ 30
Verarbeitung unter der Aufsicht des Ver-
antwortlichen
oder des Auftragsverarbeiters

§ 30
Verarbeitung unter der Aufsicht des Verantwortli-
chen
oder des Auftragsverarbeiters

Der Auftragsverarbeiter und jede dem Verant-
wortlichen oder dem Auftragsverarbeiter un-
terstellte Person, die Zugang zu personenbezo-
genen Daten hat, diirfen diese Daten aus-
schlieBlich auf Weisung des Verantwortlichen
verarbeiten, es sei denn, dass sie nach kirchli-
chem Recht, dem Recht der Europdischen
Union oder dem Recht ihrer Mitgliedstaaten
zur Verarbeitung verpflichtet sind.

Abschnitt 2
Pflichten des Verantwortlichen

Abschnitt 2
Pflichten des Verantwortlichen

§31
Verzeichnis von
Verarbeitungstitigkeiten

§ 31
Verzeichnis von
Verarbeitungstitigkeiten

(1) Jeder Verantwortliche fiihrt ein Ver-
zeichnis aller Verarbeitungstitigkeiten, die
seiner Zustdndigkeit unterliegen. Dieses
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Verzeichnis hat die folgenden Angaben zu ent-
halten:

a) den Namen und die Kontaktdaten des Ver-
antwortlichen und gegebenenfalls des ge-
meinsam mit ihm Verantwortlichen sowie
des betrieblichen Datenschutzbeauftragten,
sofern ein solcher zu benennen ist;

b) die Zwecke der Verarbeitung;

c) eine Beschreibung der Kategorien betroffe-
ner Personen und der Kategorien personen-
bezogener Daten;

d) gegebenenfalls die Verwendung von Profi-
ling;

e) die Kategorien von Empféngern, gegeniiber
denen die personenbezogenen Daten offen-
gelegt worden sind oder noch offengelegt
werden, einschlieBlich Empfanger in Dritt-
lindern oder internationalen Organisatio-
nen;

f) gegebenenfalls Ubermittlungen von perso-
nenbezogenen Daten an ein Drittland oder
an eine internationale Organisation, ein-
schlieBlich der Angabe des betreffenden
Drittlands oder der betreffenden internatio-
nalen Organisation und der dort getroffenen
geeigneten Garantien,;

g) wenn moglich, die vorgesehenen Fristen fiir
die Loschung der verschiedenen Datenka-
tegorien;
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h) wenn moglich, eine allgemeine Beschrei-
bung der technischen und organisatori-
schen MaBnahmen gemif3 § 26 dieses Ge-
setzes.

(2) Jeder Auftragsverarbeiter ist vertrag-
lich zu verpflichten, ein Verzeichnis zu allen
Kategorien von im Auftrag eines Verantwort-
lichen durchgefiihrten Tétigkeiten der Verar-
beitung zu fiihren, das folgende Angaben zu
enthalten hat:

a) den Namen und die Kontaktdaten des Auf-
tragsverarbeiters oder der Auftragsverar-
beiter und jedes Verantwortlichen, in des-
sen Auftrag der Auftragsverarbeiter titig
ist, sowie eines betrieblichen Datenschutz-
beauftragten, sofern ein solcher zu benen-
nen ist;

b) die Kategorien von Verarbeitungen, die im
Auftrag jedes Verantwortlichen durchge-
fihrt werden;

¢) gegebenenfalls Ubermittlungen von perso-
nenbezogenen Daten an ein Drittland oder
an eine internationale Organisation, ein-
schlieBlich der Angabe des betreffenden
Drittlands oder der betreffenden internatio-
nalen Organisation und der dort getroffenen
geeigneten Garantien,;

d) wenn moglich, eine allgemeine Beschrei-
bung der technischen und organisatori-
schen Maflnahmen gemil3 § 26 dieses Ge-
setzes.
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3) Das in den Absétzen 1 und 2 genannte
Verzeichnis ist schriftlich zu fithren, was auch
in einem elektronischen Format erfolgen kann.

(4) Der Verantwortliche und der Auf-
tragsverarbeiter stellen dem betrieblichen Da-
tenschutzbeauftragten und auf Anfrage der Da-
tenschutzaufsicht das in den Absétzen 1 und 2
genannte Verzeichnis zur Verfiigung.

®)) Die in den Absétzen 1 und 2 genannten
Pflichten gelten fiir Unternehmen oder Ein-
richtungen, die 250 oder mehr Beschéftigte ha-
ben. Sie gilt dariiber hinaus fiir Unternehmen
oder Einrichtungen mit weniger als 250 Be-
schiftigten, wenn durch die Verarbeitung die
Rechte und Freiheiten der betroffenen Perso-
nen gefdhrdet werden, die Verarbeitung nicht
nur gelegentlich erfolgt oder die Verarbeitung
besondere Datenkategorien gemil3 § 11 bzw.
personenbezogene Daten iiber strafrechtliche
Verurteilungen und Straftaten im Sinne des §
12 beinhaltet.

§32 §32
Zusammenarbeit mit der Zusammenarbeit mit der
Datenschutzaufsicht Datenschutzaufsicht
Der Verantwortliche und der Auftragsverar-
beiter arbeiten auf Anfrage der Datenschutz-
aufsicht mit dieser bei der Erfiillung ihrer Auf-
gaben zusammen.
§33 §33
Meldung an die Meldung an die
Datenschutzaufsicht Datenschutzaufsicht
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(1) Der Verantwortliche meldet der Daten-
schutzaufsicht unverziiglich die Verletzung
des Schutzes personenbezogener Daten, wenn
diese Verletzung eine Gefahr fiir die Rechte
und Freiheiten natiirlicher Personen darstellt.
Erfolgt die Meldung nicht binnen 72 Stunden,
nachdem die Verletzung des Schutzes perso-
nenbezogener Daten bekannt wurde, so ist ihr
eine Begriindung fiir die Verzogerung beizufii-
gen.

(2) Wenn dem Auftragsverarbeiter eine
Verletzung des Schutzes personenbezogener
Daten bekannt wird, meldet er diese unverziig-
lich dem Verantwortlichen.

3) Die Meldung geméll Absatz 1 enthilt
insbesondere folgende Informationen:

a) eine Beschreibung der Art der Verletzung
des Schutzes personenbezogener Daten, so-
weit moglich mit Angabe der Kategorien
und der ungefdhren Zahl der betroffenen
Personen, der betroffenen Kategorien und
der ungefahren Zahl der betroffenen perso-
nenbezogenen Datensitze;

b) den Namen und die Kontaktdaten des be-
trieblichen Datenschutzbeauftragten oder
einer sonstigen Anlaufstelle fiir weitere In-
formationen;

c¢) eine Beschreibung der moglichen Folgen
der Verletzung des Schutzes personenbezo-
gener Daten;
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d) eine Beschreibung der von dem Verant-
wortlichen ergriffenen oder vorgeschlage-
nen MafBnahmen zur Behebung der Verlet-
zung des Schutzes personenbezogener Da-
ten und gegebenenfalls Malnahmen zur
Abmilderung ihrer moglichen nachteiligen
Auswirkungen.

(4) Wenn und soweit die Informationen
nach Absatz 3 nicht zeitgleich bereitgestellt
werden konnen, stellt der Verantwortliche
diese Informationen ohne unangemessene wei-
tere Verzogerung schrittweise zur Verfligung.

(%) Der Verantwortliche dokumentiert
Verletzungen des Schutzes personenbezogener
Daten einschlieBlich aller damit im Zusam-
menhang stehenden Tatsachen, deren Auswir-
kungen und die ergriffenen Abhilfemafinah-
men. Diese Dokumentation muss der Daten-
schutzaufsicht die Uberpriifung der Einhaltung
der Bestimmungen der Absitze 1 bis 4 ermog-
lichen.

§ 34
Benachrichtigung der
betroffenen Person

§ 34
Benachrichtigung der
betroffenen Person

(1) Hat die Verletzung des Schutzes perso-
nenbezogener Daten voraussichtlich ein hohes
Risiko fiir die personlichen Rechte und Frei-
heiten natiirlicher Personen zur Folge, so be-
nachrichtigt der Verantwortliche die be-
troffene Person unverziiglich von der Verlet-
zung.
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(2) Die in Absatz 1 genannte Benachrichti-
gung der betroffenen Person beschreibt in kla-
rer und einfacher Sprache die Art der Verlet-
zung des Schutzes personenbezogener Daten
und enthilt zumindest die in § 33 Absatz 3 lit.
b), ¢) und d) genannten Informationen und
MalBnahmen.

3) Die Benachrichtigung der betroffenen
Person gemall Absatz 1 ist nicht erforderlich,
wenn eine der folgenden Bedingungen erfiillt
ist:

a) Der Verantwortliche hat geeignete techni-
sche und organisatorische Maflnahmen ge-
troffen und auf die von der Verletzung be-
troffenen personenbezogenen Daten ange-
wandt, insbesondere solche, durch die die
personenbezogenen Daten fiir alle Perso-
nen, die nicht zum Zugang zu den perso-
nenbezogenen Daten befugt sind, unzu-
ginglich gemacht werden, etwa durch Ver-
schliisselung;

b) der Verantwortliche hat durch nachtriaglich
getroffene MaBnahmen sichergestellt, dass
die Rechte und Freiheiten der betroffenen
Personen gemdl3 Absatz 1 nicht mehr ge-

fahrdet sind;

c¢) die Benachrichtigung erfordert einen un-
verhéltnismiBigen Aufwand. In diesem
Fall hat ersatzweise eine Offentliche Be-
kanntmachung oder eine &dhnliche MaB-
nahme zu erfolgen, durch die die
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betroffenen Personen vergleichbar wirksam
informiert werden.

(4) Wenn der Verantwortliche die be-
troffene Person nicht bereits iiber die Verlet-
zung des Schutzes personenbezogener Daten
benachrichtigt hat, kann die Datenschutzauf-
sicht unter Berlicksichtigung der Wahrschein-
lichkeit, mit der die Verletzung des Schutzes
personenbezogener Daten zu einem hohen Ri-
siko fiihrt, von dem Verantwortlichen verlan-
gen, dies nachzuholen, oder sie kann mit einem
Beschluss feststellen, dass bestimmte der in
Absatz 3 genannten Voraussetzungen erfiillt
sind.

§35
Datenschutz-Folgenabschiitzung und vor-
herige Konsultation

§ 35
Datenschutz-Folgenabschéitzung und vorherige
Konsultation

(1)  Hateine Form der Verarbeitung, insbe-
sondere bei Verwendung neuer Technologien,
aufgrund der Art, des Umfangs, der Umstidnde
und der Zwecke der Verarbeitung voraussicht-
lich ein hohes Risiko fiir die Rechte und Frei-
heiten natiirlicher Personen zur Folge, so flihrt
der Verantwortliche vorab eine Abschdtzung
der Folgen der vorgesehenen Verarbeitungs-
vorgidnge fiir den Schutz personenbezogener
Daten durch. Fiir die Untersuchung mehrerer
dhnlicher Verarbeitungsvorgénge mit dhnlich
hohen Risiken kann eine einzige Abschitzung
vorgenommen werden.
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(2)  Der Verantwortliche holt bei der
Durchfiihrung einer Datenschutz-Folgenab-
schiatzung den Rat des betrieblichen Daten-
schutzbeauftragten ein, sofern ein solcher be-
nannt wurde.

3) Ist der Verantwortliche nach Anhérung
des betrieblichen Datenschutzbeauftragten der
Ansicht, dass ohne Hinzuziehung der Daten-
schutzaufsicht eine Datenschutz-Folgenab-
schiatzung nicht moglich ist, kann er der Daten-
schutzaufsicht den Sachverhalt zur Stellung-
nahme vorlegen.

4) Eine Datenschutz-Folgenabschitzung
gemal Absatz 1 ist insbesondere in folgenden
Fillen erforderlich:

a) systematische und umfassende Bewertung
personlicher Aspekte natiirlicher Personen,
die sich auf automatisierte Verarbeitung
einschlieBlich Profiling griindet und die ih-
rerseits als Grundlage fiir Entscheidungen
dient, die Rechtswirkung gegeniiber natiir-
lichen Personen entfalten oder diese in &hn-
lich erheblicher Weise beeintrichtigen;

b) umfangreiche Verarbeitung besonderer Ka-
tegorien von personenbezogenen Daten o-
der von personenbezogenen Daten iiber
strafrechtliche Verurteilungen und Strafta-
ten gemal § 12 oder

¢) systematische umfangreiche Uberwachung
offentlich zugdnglicher Bereiche.
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®)) Die Datenschutzaufsicht soll eine Liste
der Verarbeitungsvorgédnge erstellen und ver-
offentlichen, fiir die eine Datenschutz-Folgen-
abschitzung gemill Absatz 1 durchzufiihren
ist. Sie kann ferner eine Liste der Arten von
Verarbeitungsvorgingen erstellen und verot-
fentlichen, fiir die keine Datenschutz-Folgen-
abschitzung erforderlich ist.

(6) Die Listen der Datenschutzaufsicht sol-
len sich an den Listen der Aufsichtsbehorden
des Bundes und der Lénder orientieren. Gege-
benenfalls ist der Austausch mit staatlichen
Aufsichtsbehorden zu suchen.

(7) Die Datenschutz-Folgenabschitzung
umfasst insbesondere:

a) eine systematische Beschreibung der ge-
planten Verarbeitungsvorginge und der
Zwecke der Verarbeitung, gegebenenfalls
einschlieBlich der von dem Verantwortli-
chen verfolgten berechtigten Interessen;

b) eine Bewertung der Notwendigkeit und
VerhiltnisméBigkeit der Verarbeitungsvor-
ginge in Bezug auf den Zweck;

c¢) eine Bewertung der Risiken fiir die Rechte
und Freiheiten der betroffenen Personen
gemil Absatz 1 und

d) die zur Bewiltigung der Risiken geplanten
AbhilfemalBBnahmen, einschlielich Garan-
tien, Sicherheitsvorkehrungen und Verfah-
ren, durch die der Schutz personen-bezoge-
ner Daten sichergestellt und der Nachweis
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dafir erbracht wird, dass dieses Gesetz ein-
gehalten wird.

(8)  Der Verantwortliche holt gegebenen-
falls die Stellungnahme der betroffenen Person
zu der beabsichtigten Verarbeitung unbescha-
det des Schutzes gewerblicher oder kirchlicher
Interessen oder der Sicherheit der Verarbei-
tungsvorgéange ein.

9 Falls die Verarbeitung auf -einer
Rechtsgrundlage im kirchlichen Recht, dem
der Verantwortliche unterliegt, beruht und falls
diese Rechtsvorschriften den konkreten Verar-
beitungsvorgang oder die konkreten Verarbei-
tungsvorgéinge regeln und bereits im Rahmen
der allgemeinen Folgenabschitzung im Zu-
sammenhang mit dem Erlass dieser Rechts-
grundlage eine Datenschutz-Folgenabschét-
zung erfolgte, gelten die Absitze 1 bis 5 nicht.

(9)  Falls die Verarbeitung auf einer Rechtsgrundlage
im kirchlichen oder staatlichen Recht, dem der Verant-
wortliche unterliegt, beruht und falls diese Rechtsvor-
schriften den konkreten Verarbeitungsvorgang oder die
konkreten Verarbeitungsvorgéange regeln und bereits im
Rahmen der allgemeinen Folgenabschitzung im Zusam-
menhang mit dem Erlass dieser Rechtsgrundlage eine
Datenschutz-Folgenabschétzung erfolgte, gelten die Ab-
sdtze 1 bis 5 nicht.

Art. 35 Abs. 10 DSGVO sieht vor, dass eine
Datenschutz-Folgenabschiatzung durch den
Verantwortlichen ausnahmsweise nicht er-
stellt werden muss, wenn eine Rechtsnorm
eines Mitgliedstaates den konkreten Verar-
beitungsvorgang regelt und eine Daten-
schutz-Folgenabschédtzung durch den Ge-
setzgeber erfolgt. Eine solche Ausnahme ist
z.B. in § 307 Abs. 1 Satz 3 und 4 SGB V
normiert. Die Norm sieht die Erstellung ei-
ner Datenschutz-Folgenabschéitzung fiir
den Bereich der Telematikinfrastruktur vor.
Eine Datenschutz-Folgenabschétzung des
Gesetzgebers nach § 307 Abs. 1 Satz 3 SGB
V ist erfolgt und im SGB V als Anlage ent-
halten.

In der Folge sind Verantwortliche, die in
den Anwendungsbereich der DSGVO fal-
len und die Telematik-infrastruktur nach §
306 SGB V einsetzen, von dem Erfordernis
der Erstellung einer Datenschutz-Folgenab-
schitzung gemél Art 35 Abs. 10 DSGVO i.
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V.m. § 307 Abs. 1 S. 3 und 4 und der An-
lage zum SGB V befreit.

Fraglich ist nun, wie es sich mit Verant-
wortlichen verhilt, die in den Anwendungs-
bereich des KDG fallen und die Telema-
tikinfrastruktur verwenden. § 35 Abs. 9
KDG entspricht insofern nicht Art. 35 Abs.
10 DSGVO. Die Norm will, zumindest
wenn die Rechtsgrundlage der Verarbei-
tung aus dem kirchlichen Recht kommt,
Ahnliches regeln. Ein Verweis auf staatli-
che Rechtsnormen fehlt in § 35 Abs. 9 KDG
allerdings.

Ob der Gesetzgeber sich in diesem Zusam-
menhang seinerzeit bewusst fiir einen Ver-
weis nur auf kirchliche Rechtsnormen und
gegen eine Ausdehnung auf staatliche
Rechtsnormen entschieden hatte und, sollte
die Entscheidung bewusst gefallen sein, wa-
rum so entschieden wurde, ist nicht be-
kannt. Sollte der Gesetzgeber die Ausnah-
meregelung nicht bewusst nur auf Verarbei-
tungen aus kirchlichen Rechtsnormen be-
schriankt haben, wire von einer planwidri-
gen Regelungsliicke auszugehen. Der erste
Fall hitte zur Folge, dass im oben aufge-
fiihrten Beispielsfall eine Ausnahme von
der Verpflichtung zur Erstellung einer Da-
tenschutz-Folgenabschitzung fiir kirchliche
Verantwortliche, die Teile der
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Telematikinfrastruktur  einsetzen, nicht
greift. Das hitte eine eher befremdliche un-
terschiedliche Behandlung von kirchlichen
Verantwortlichen gegeniiber anderen Ver-
antwortlichen zur Folge. Wahrscheinlich
waren schlechterdings keine Anwendungs-
fille prasent. Der Anwendungsfall des §
307 Abs. 1 S. 3 und 4 und der Anlage zum
SGB V zeigen, dass die Regelung des § 35
Abs. 9 KDG angepasst werden sollte.

(10)  Erforderlichenfalls fiihrt der Verant-
wortliche eine Uberpriifung durch, um zu be-
werten, ob die Verarbeitung geméf der Daten-
schutz-Folgenabschitzung durchgefiihrt wird;
dies gilt zumindest, wenn hinsichtlich des mit
den Verarbeitungsvorgidngen verbundenen Ri-
sikos Anderungen eingetreten sind.

(11) Der Verantwortliche konsultiert vor
der Verarbeitung die Datenschutzaufsicht,
wenn aus der Datenschutz-Folgenabschétzung
hervorgeht, dass die Verarbeitung ein hohes
Risiko zur Folge hat, sofern der Verantwortli-
che keine Maflnahmen zur Eindimmung des
Risikos trifft.

Abschnitt 3
Betrieblicher Datenschutzbeauftragter

Abschnitt 3
Betrieblicher Datenschutzbeauftragter

§ 36
Benennung von betrieblichen
Datenschutzbeauftragten

§ 36
Benennung von betrieblichen
Datenschutzbeauftragten
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(1)  Kirchliche Stellen im Sinne des § 3 Ab-
satz 1 lit. a) benennen schriftlich einen betrieb-
lichen Datenschutzbeauftragten.

(2) Kirchliche Stellen im Sinne des § 3 Ab-
satz 1 lit. b) und c¢) benennen schriftlich einen
betrieblichen Datenschutzbeauftragten, wenn

a) sich bei ihnen in der Regel mindestens zehn
Personen stindig mit der Verarbeitung per-
sonenbezogener Daten beschéftigen,

a) sich bei ihnen in der Regel mindestens zwanzig
Personen stindig mit der Verarbeitung personenbezoge-
ner Daten beschiftigen,

Im staatlichen Recht wurde durch das 2. Ge-
setz zur Anpassung des Datenschutzes an
die EU-Verordnung 2016/679 und zur Um-
setzung der EU-Richtlinie 2016/680 unter
anderem eine Anderung des Schwellenwer-
tes von zehn Personen auf zwanzig Perso-
nen fiir die Pflicht zur Bestellung eines be-
trieblichen Datenschutzbeauftragten vorge-
sehen. Die Personenanzahl, ab der kirchli-
che Stellen im Sinne des § 3 Abs. 1 lit. b)
und c¢) KDG einen betrieblichen Daten-
schutzbeauftragten zu benennen haben,
wird vor diesem Hintergrund ebenfalls von
zehn auf zwanzig Personen erhoht.

Hinweis:

Datenschutzkoordinatoren zur datenschutzfachli-
chen Begleitung der betrieblichen Datenschutzbe-
auftragten kommt nicht der gleiche Status wie diesen
(z.B. Unabhingigkeit) und auch nur ein geringerer
Schutz (z.B. Kiindigung) im Vergleich zu diesen zu.

b) die Kerntdtigkeit des Verantwortlichen o-
der des Auftragsverarbeiters in der Durch-
fiihrung von Verarbeitungsvorgingen be-
steht, welche aufgrund ihrer Art, ihres Um-
fangs oder ihrer Zwecke eine umfangreiche
regelmélige und systematische
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Uberwachung von betroffenen Personen er-
forderlich machen, oder

c¢) die Kerntétigkeit des Verantwortlichen o-
der des Auftragsverarbeiters in der umfang-
reichen Verarbeitung besonderer Katego-
rien personenbezogener Daten oder von
personenbezogenen Daten iiber strafrechtli-
che Verurteilungen und Straftaten gemal §
12 besteht.

3) Fir mehrere kirchliche Stellen im
Sinne des § 3 Absatz 1 kann unter Berticksich-
tigung ihrer Organisationsstruktur und ihrer
GroBe ein gemeinsamer betrieblicher Daten-
schutzbeauftragter benannt werden.

4) Der Verantwortliche oder der Auf-
tragsverarbeiter veroffentlicht die Kontaktda-
ten des betrieblichen Datenschutzbeauftragten.
Die Benennung von betrieblichen Daten-
schutzbeauftragten nach Absatz 1 ist der Da-
tenschutzaufsicht anzuzeigen.

®)) Der betriebliche Datenschutzbeauf-
tragte kann Beschéftigter des Verantwortli-
chen oder des Auftragsverarbeiters sein oder
seine Aufgaben auf der Grundlage eines
Dienstleistungsvertrags oder einer sonstigen
Vereinbarung erfiillen. Ist der betriebliche Da-
tenschutzbeauftragte Beschéftigter des Verant-
wortlichen, finden § 42 Absatz 1 Satz 1 2.
Halbsatz und § 42 Absatz 1 Satz 2 entspre-
chende Anwendung.

Der betriebliche Datenschutzbeauftragte kann eine na-
tiirliche oder eine juristische Person sein. 2Er kann Be-
schéftigter des Verantwortlichen oder des Auftragsverar-
beiters sein oder seine Aufgaben auf der Grundlage eines
Dienstleistungsvertrags oder einer sonstigen Vereinba-
rung erfiillen. Ist der betriebliche Datenschutzbeauf-
tragte Beschéftigter des Verantwortlichen, finden § 42
Absatz 1 Satz 1 2. Halbsatz und § 42 Absatz 1 Satz 2 ent-
sprechende Anwendung.

Obwohl die Formulierung in § 36 Abs. 5,
wonach der betriebliche Datenschutzbeauf-
tragte Beschiftigter des Verantwortlichen
oder des Auftragsverarbeiters sein oder
seine Aufgaben auf der Grundlage eines
Dienstleistungsvertrags oder einer sonsti-
gen Vereinbarung erfiillen kann, deutlich
fiir die Zuléssigkeit der Benennung auch ju-
ristischer Personen zum betrieblichen Da-
tenschutzbeauftragten spricht, ist die Frage
nach der Ubertragung der Funktion des be-
trieblichen Datenschutzbeauftragten auf
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eine juristische Person umstritten. § 36 Abs.
6 KDG, wonach zum betrieblichen Daten-
schutzbeauftragten nur benannt werden
darf, wer die zur Erfiillung seiner Aufgaben
erforderliche Fachkunde und Zuverléssig-
keit besitzt, steht der Benennung einer juris-
tischen Person nicht entgegen, denn auch
sie selbst oder ihre Beschiftigten konnen
iiber die erforderliche Zuverldssigkeit und
Fachkunde verfiigen. Schlielich wére es
der Wirksamkeit des kirchlichen Daten-
schutzes zutréglich, wenn gerade kleinere
Einrichtungen insbesondere in den Fillen
auf juristische Personen zuriickgreifen kon-
nen, in denen sie ansonsten keine geeignete
Person fiir das Amt des betrieblichen Daten-
schutzbeauftragten gewinnen konnen. Und
nicht zuletzt kann die Beauftragung exter-
ner Dritter aufgrund des gréBeren fachli-
chen Know-Hows und der unternehmens-
rechtlich sichergestellten Unabhéngigkeit
und Weisungsfreiheit durchaus im Interesse
des Verantwortlichen liegen.

Mit der Ergdnzung im Wortlaut des Abs. 5
wird klargestellt, dass auch juristische Per-
sonen die Funktion des betrieblichen Daten-
schutzbeauftragten ausiiben konnen.

(6) Zum betrieblichen Datenschutzbeauf-
tragten darf nur benannt werden, wer die zur
Erflillung seiner Aufgaben erforderliche Fach-
kunde und Zuverléssigkeit besitzt.
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(7) Zum betrieblichen Datenschutzbeauf-
tragten soll derjenige nicht benannt werden,
der mit der Leitung der Datenverarbeitung be-
auftragt ist oder dem die Leitung der kirchli-
chen Stelle obliegt. Andere Aufgaben und
Pflichten des Benannten diirfen im Ubrigen
nicht so umfangreich sein, dass der betriebli-
che Datenschutzbeauftragte seinen Aufgaben
nach diesem Gesetz nicht umgehend nachkom-
men kann.

(7) 'Zum betrieblichen Datenschutzbeauftragten darf der-
jenige nicht benannt werden, der mit der Leitung der Da-
tenverarbeitung beauftragt ist oder dem die Leitung der
kirchlichen Stelle obliegt. 2Andere Aufgaben und Pflich-
ten des Benannten diirfen im Ubrigen nicht so ausgestal-
tet oder umfangreich sein, dass der betriebliche Daten-
schutzbeauftragte seinen Aufgaben nach diesem Gesetz
nicht unabhédngig bzw. umgehend nachkommen kann.

Abs. 7 neuer Fassung begegnet der Gefahr
konkreter Interessen- und Loyalitdtskon-
flikte dadurch, dass er fiir die Leitung der
Datenverarbeitung und die Leitung der
kirchlichen Stelle ein Verbot der Benen-
nung zum betrieblichen Datenschutzbeaut-
tragten normiert.

Das BAG hat mit Urteil vom 06.06.2023
(Az. BAG 9 AZR 383/19), bei dem es um
die Inkompatibilitit von Betriebsratsvorsitz
und dem Amt des betrieblichen Daten-
schutzbeauftragten ging, ausdriicklich fest-
gestellt: Die Pflichten eines Datenschutzbe-
auftragten sind mit denen eines Betriebs-
ratsvorsitzenden nicht zu vereinbaren. Der
bei gleichzeitiger Wahrnehmung beider
Funktionen bestehende Interessenkonflikt
rechtfertigt es, die Bestellung des Betriebs-
ratsvorsitzenden zum Datenschutzbeauf-
tragten zu widerrufen.

Mit der Anderung des Abs. 7 wird dement-
sprechend klargestellt, dass nicht nur der
Umfang, sondern auch die Ausgestaltung
der Aufgaben und die Pflichten des mit der
Leitung der Datenverarbeitung oder der
kirchlichen Stelle Beauftragten inkompati-
bel mit der Funktion des betrieblichen Da-
tenschutzbeauftragten sind und dessen Un-
abhéngigkeit gefdhrden.




92

(8) Soweit keine Verpflichtung fiir die Be-
nennung eines betrieblichen Datenschutzbe-
auftragten besteht, hat der Verantwortliche o-
der der Auftragsverarbeiter die Erfiillung der
Aufgaben nach § 38 in anderer Weise sicher-
zustellen.

§37
Rechtsstellung des betrieblichen
Datenschutzbeauftragten

§37
Rechtsstellung des betrieblichen
Datenschutzbeauftragten

(1) Der betriebliche Datenschutzbeauf-
tragte ist dem Leiter der kirchlichen Stelle un-
mittelbar zu unterstellen. Er ist bei der Erfiil-
lung seiner Aufgaben auf dem Gebiet des Da-
tenschutzes weisungsfrei. Er darf wegen der
Erfiillung seiner Aufgaben nicht benachteiligt
werden.

(2) Der Verantwortliche und der Auf-
tragsverarbeiter stellen sicher, dass der betrieb-
liche Datenschutzbeauftragte ordnungsgemalf
und frithzeitig in alle mit dem Schutz perso-
nenbezogener Daten zusammenhédngenden
Fragen eingebunden wird. Sie unterstiitzen den
betrieblichen Datenschutzbeauftragten bei der
Erflillung seiner Aufgaben, indem sie die fiir
die Erfiillung dieser Aufgaben erforderlichen
Mittel und den Zugang zu personenbezogenen
Daten und Verarbeitungsvorgiangen zur Verfu-
gung stellen. Zur Erhaltung der zur Erfiillung
seiner Aufgaben erforderlichen Fachkunde ha-
ben der Verantwortliche oder der Auftragsver-
arbeiter dem betrieblichen
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Datenschutzbeauftragten die Teilnahme an
Fort- und Weiterbildungsveranstaltungen in
angemessenem Umfang zu ermdglichen und
deren Kosten zu iibernechmen. § 43 Abséitze 9
und 10 gelten entsprechend.

3) Betroffene Personen konnen sich jeder-
zeit und unmittelbar an den betrieblichen Da-
tenschutzbeauftragten wenden.

(4) Ist ein betrieblicher Datenschutzbeauf-
tragter benannt worden, so ist die Kiindigung
seines Arbeitsverhdltnisses unzuldssig, es sei
denn, dass Tatsachen vorliegen, welche den
Verantwortlichen oder den Auftragsverarbei-
ter zur Kiindigung aus wichtigem Grund ohne
Einhaltung der Kiindigungsfrist berechtigen.
Nach der Abberufung als betrieblicher Daten-
schutzbeauftragter ist die Kiindigung inner-
halb eines Jahres nach der Beendigung der Be-
stellung unzulidssig, es sei denn, dass der Ver-
antwortliche oder der Auftragsverarbeiter zur
Kiindigung aus wichtigem Grund ohne Einhal-
tung einer Kiindigungsfrist berechtigt ist.

®)) Der Verantwortliche und der Auf-
tragsverarbeiter stellen sicher, dass die Wahr-
nehmung anderer Aufgaben und Pflichten
durch den betrieblichen Datenschutzbeauftrag-
ten nicht zu einem Interessenkonflikt fiihrt.

§ 38
Aufgaben des betrieblichen
Datenschutzbeauftragten

§ 38
Aufgaben des betrieblichen
Datenschutzbeauftragten
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Der betriebliche Datenschutzbeauftragte wirkt
auf die Einhaltung dieses Gesetzes und anderer
Vorschriften iiber den Datenschutz hin. Zu die-
sem Zweck kann er sich in Zweifelsfillen an
die Datenschutzaufsicht gem. §§ 42 ff. wen-
den. Er hat insbesondere

a)

die ordnungsgemdfie Anwendung der Da-
tenverarbeitungsprogramme, mit deren
Hilfe personenbezogene Daten verarbeitet
werden sollen, zu tiberwachen; zu diesem
Zweck ist er liber Vorhaben der automati-
sierten Verarbeitung personenbezogener
Daten rechtzeitig zu unterrichten,

b)

den Verantwortlichen oder den Auf-
tragsverarbeiter zu unterrichten und zu be-
raten,

c)

die bei der Verarbeitung personenbezoge-
ner Daten tdtigen Personen durch geeignete
MalBnahmen mit den Vorschriften dieses
Gesetzes sowie anderer Vorschriften liber
den Datenschutz und mit den jeweiligen be-
sonderen Erfordernissen des Datenschutzes
vertraut zu machen,

d)

auf Anfrage des Verantwortlichen oder des
Auftragsverarbeiters diesen bei der Durch-
fiihrung einer Datenschutz-Folgenabschit-
zung zu beraten und bei der Uberpriifung,
ob die Verarbeitung gemill der Daten-
schutz-Folgenabschétzung erfolgt, zu un-
terstiitzen und

mit der Datenschutzaufsicht zusammenzu-
arbeiten.
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Kapitel 5
I"Jbermittlung personenbezogener Daten an
und in Drittlinder
oder an internationale Organisationen

Kapitel 5
Ubermittlung personenbezogener Daten an und-in
Drittlander,
oder-an internationale Organisationen oder nicht-
staatliche Volkerrechtssubjekte

Allgemeines / Grundsitzliches zu Kapitel
5

Die Worter ,,und in“ werden gestrichen, da
die in der DSGVO nicht enthaltene Doppe-
lung eine Differenzierung in den Anwen-
dungsfillen vermuten ldsst, die der européa-
ische Gesetzgeber so wohl nicht treffen
wollte. Die Formulierung ,,an ein Drittland*
in der DSGVO meint keine Ubermittlung
speziell an staatliche Stellen, sondern eine
Ubermittlung an eine Stelle in dem Dritt-
land. Die im KDG getroffene Differenzie-
rung legt aber genau dies nahe. Eine derar-
tige Interpretation sollte vermieden werden,
in dem auf die Differenzierung verzichtet
und die Formulierung der DSGVO f{iber-
nommen wird.

Kapitel 5 KDG regelt bislang in Anlehnung
an Kapitel 5 DSGVO die Ubermittlung per-
sonenbezogener Daten an Drittldnder oder
internationale Organisationen. Obwohl es
sich beim Heiligen Stuhl strenggenommen
weder um einen Drittstaat noch um eine in-
ternationale Organisation handelt, hat man
sich bei der Frage nach der RechtméBigkeit
von durch das Kirchenrecht oder sonstige
kirchliche Rechtsvorschriften vorgeschrie-
benen Dateniibermittlungen an den Heili-
gen Stuhl an Kapitel 5 orientiert. Nunmehr
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wird der Begriff des ,,nichtstaatlichen Vol-
kerrechtssubjekts* klarstellend sowohl in
die Uberschrift des Kapitels 5 als auch in
die Regelungen der §§ 39 und 41 KDG-E
aufgenommen.

Im Ubrigen wurde Kapitel 5 im erforderli-
chen Umfang an den gednderten Wortlaut
der DSGVO angeglichen.

§39
Allgemeine Grundsiitze

§39
Allgemeine Grundsiitze

Jede Ubermittlung personenbezogener Daten,
die bereits verarbeitet werden oder nach ihrer
Ubermittlung an ein Drittland oder an eine in-
ternationale Organisation verarbeitet werden
sollen, ist nur zuldssig, wenn der Verantwort-
liche und der Auftragsverarbeiter die in diesem
Gesetz niedergelegten Bedingungen einhalten.
Dies gilt auch fiir die etwaige Weiterlibermitt-
lung personenbezogener Daten durch das be-
treffende Drittland oder die betreffende inter-
nationale Organisation.

1Jede Ubermittlung personenbezogener Daten, die bereits
verarbeitet werden oder nach ihrer Ubermittlung an ein
Drittland, eine internationale Organisation oder ein nicht-
staatliches Volkerrechtssubjekt verarbeitet werden sol-
len, ist nur zulédssig, wenn der Verantwortliche und der
Auftragsverarbeiter die in diesem Gesetz niedergelegten
Bedingungen einhalten. *Dies gilt auch fiir die etwaige
Weiteriibermittlung personenbezogener Daten dureh-das
aus dem betreffenden Drittland.-eder die der betreffenden
internationalen Organisation oder dem betreffenden
nichtstaatlichen Vilkerrechtssubjekt an-einanderes Dritt-

land oder eine andere internationale Organisation.

Diese Anderung orientiert sich an dem ak-
tuellen, seinerzeit korrigierten Wortlaut der
DSGVO und fasst den zu regelnden Sach-
verhalt préziser.

§ 40
Dateniibermittlung auf der Grundlage ei-
nes
Angemessenheitsbeschlusses
oder bei geeigneten Garantien

§ 40
Dateniibermittlung auf der Grundlage eines
Angemessenheitsbeschlusses
oder bei geeigneten Garantien
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(1)  Eine Ubermittlung personenbezogener
Daten an oder in ein Drittland oder an eine in-
ternationale Organisation ist zuldssig, wenn
ein Angemessenheitsbeschluss der Européi-
schen Kommission vorliegt und dieser Be-
schluss wichtigen kirchlichen Interessen nicht
entgegensteht.

(1)  Eine Ubermittlung personenbezogener Daten an

ederin ein Drittland oder an eine internationale Organi-

sation ist zuldssig, wenn ein Angemessenheitsbeschluss

der Europdischen Kommission vorliegt und-—dieserBe-
h ehticen kirchlichon 1 o]

b

Zur Streichung de{ Worter ,,oder _ip“ vgl. die
Begriindung zur Anderung der Uberschrift
zu Kapitel 5.

Da nicht zu erwarten ist, dass die Européi-
sche Kommission einen Angemessenheits-
beschluss fiir ein nichtstaatliches Volker-
rechtssubjekt erldsst, kann dieses hier uner-
wihnt bleiben.

Mit dem 2. Halbsatz, wonach der Angemes-
senheitsbeschluss der EU wichtigen kirchli-
chen Interessen nicht entgegenstehen darf,
ist derzeit eine Verschiarfung der kirchli-
chen Regelung gegeniiber der entsprechen-
den DSGVO-Regelung (Art. 45 DSGVO)
verbunden: Die DSGVO kennt diese oder
eine vergleichbare Regelung nicht. Es ist
auch kein praktischer Anwendungsfall fiir
eine derartige Regelung ersichtlich, wes-
halb die Regelung entbehrlich erscheint und
ersatzlos gestrichen wird.

(2)  Liegt ein Angemessenheitsbeschluss
nach Absatz 1 nicht vor, ist eine Ubermittlung
personenbezogener Daten an oder in ein Dritt-
land oder an eine internationale Organisation
auch dann zuldssig, wenn

(2)  Liegt ein Angemessenheitsbeschluss nach-Absatz
1 nicht vor, ist darf eine Ubermittlung personenbezoge-
ner Daten an ederin ein Drittland oder an eine internati-
onale Organisation auch-dannzulissig—wennnur erfol-
gen, sofern der Verantwortliche oder der Auftragsverar-
beiter geeignete Garantien vorgesehen hat und sofern den
betroffenen Personen durchsetzbare Rechte und wirk-
same Rechtsbehelfe zur Verfiigung stehen.

Die Neufassung des Absatz 2 entspricht der
Regelung des Art. 46 Abs. 1 DSGVO.
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a) in einem rechtsverbindlichen Instrument
geeignete Garantien fiir den Schutz perso-
nenbezogener Daten vorgesehen sind oder

Streichung, da in Abs. 2 bereits enthalten.

b) der Verantwortliche oder der Auftragsver-
arbeiter nach Beurteilung aller Umstédnde,
die bei der Ubermittlung eine Rolle spielen,
davon ausgehen kann, dass geeignete Ga-
rantien zum Schutz personenbezogener Da-
ten bestehen.

Der Verantwortliche und der Auftragsverar-
beiter haben die Ubermittlung nach lit. a) und
b) zu dokumentieren und die kirchliche Daten-

| diekirchliche L | fichiitber_LH .

Vgl. unten § 41 Abs. 2 KDG

schutzaufsicht {iber Ubermittlungen nach lit. b) | hingennach-lit_b)zuunterrichten-
zu unterrichten.
§ 41 § 41
Ausnahmen Ausnahmen

Falls weder ein Angemessenheitsbeschluss
nach § 40 Absatz 1 noch geeignete Garantien
nach § 40 Absatz 2 bestehen, ist eine Ubermitt-
lung personenbezogener Daten an oder in ein
Drittland oder an eine internationale Organisa-
tion nur unter einer der folgenden Bedingun-
gen zuldssig:

(1) Falls weder ein Angemessenheitsbeschluss nach § 40
Absatz 1 noch geeignete Garantien nach § 40 Absatz 2
bestehen, ist eine Ubermittlung personenbezogener Da-
ten an eder—n ein Drittland oder an eine internationale
Organisation oder an ein nichtstaatliches Volkerrechts-
subjekt nur unter einer der folgenden Bedingungen zulds-

sig:

§ 41 wird unter Anpassung an Art. 49 Abs.
1 DSGVO neu gefasst. Der bisherige Satz 1
wird Absatz 1 der neugefassten Regelung,
bei der Aufzdhlung der Bedingungen wird
statt der bisher verwendeten Absatznumme-
rierung Buchstaben verwendet.

Zur Streichung von ,,oder in“ vergleiche
Begriindung oben.

(1)  die betroffene Person hat in die Uber-
mittlung eingewilligt;

a) die betroffene Person hat in die vorgeschlagene Uber-
mittlung eingewilligt, nachdem sie tiber die fiir sie be-
stehenden moglichen Risiken derartiger

Es erfolgt eine Anpassung an die Vorgaben
der DSGVO (Art. 49 Abs. 1 lit. a)): Die bis-
lang nicht enthaltene Regelung der
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Dateniibermittlungen ohne Vorliegen eines Angemes-
senheitsbeschlusses und ohne geeignete Garantien un-
terrichtet wurde;

Notwendigkeit einer Aufkldrung iiber die
Risiken einer Dateniibermittlung wird auf-
genommen. Eine derartige Aufkldrung ist
erforderlich, um eine informierte und damit
wirksame Einwilligung in die Datentiber-
mittlung erhalten zu konnen.

(2) die Ubermittlung ist fiir die Erfiillung
eines Vertrages zwischen der betroffenen Per-
son und dem Verantwortlichen oder dem Auf-
tragsverarbeiter oder zur Durchfiihrung von
vorvertraglichen Maflnahmen auf Antrag der
betroffenen Person erforderlich;

b) die Ubermittlung ist fiir die Erfiillung eines Vertrages
zwischen der betroffenen Person und dem Verant-
wortlichen
oder-dem-Auftragsverarbetter oder zur Durchfiihrung
von vorvertraglichen Malnahmen auf Antrag der be-
troffenen Person erforderlich;

Die Worter ,,oder dem Auftragsverarbeiter*
werden gestrichen, da ein Vertragsverhélt-
nis zwischen der betroffenen Person und
dem Auftragsverarbeiter in seiner Funktion
als Auftragsverarbeiter nicht bestehen kann.
Eine vertragliche Beziehung besteht nur
zwischen dem Verantwortlichen und dem
Auftragsverarbeiter.

(3)  die Ubermittlung ist zum Abschluss o-
der zur Erfiillung eines im Interesse der be-
troffenen Person von dem Verantwortlichen o-
der dem Auftragsverarbeiter mit einer anderen
natiirlichen oder juristischen Person geschlos-
senen Vertrages verantwortlich;

¢) die Ubermittlung ist zum Abschluss oder zur Erfiil-
lung eines im Interesse der betroffenen Person von
dem Verantwortlichen eder-dem-Auftragsverarbeiter
mit einer anderen natiirlichen oder juristischen Person
geschlossenen Vertrages verantworthieherforderlich;

Die Worter ,,oder dem Auftragsverarbeiter*
werden gestrichen, da auch hier nur die In-
teressenlage zwischen dem Verantwortli-
chen und der betroffenen Person relevant
ist.

Mit dem Austausch des Wortes ,,verant-
wortlich® durch das Wort ,,erforderlich wird
ein Redaktionsfehler beseitigt.

4) die Ubermittlung ist aus wichtigen
Griinden des Offentlichen oder kirchlichen In-
teresses notwendig;

d) die Ubermittlung erfolgt aufgrund kirchenrechtlicher
Vorschriften oder in Wahrnehmung kirchlicher Auf-
gaben an den Heiligen Stuhl oder an den Staat der Va-
tikanstadt oder ist aus anderen wichtigen Griinden des
kirchlichen oder 6ffentlichen Interesses notwendig;

In § 41 Abs. 1 lit. d) KDG-E wird, obwohl
Datentibermittlungen (z.B. im Zusammen-
hang mit Bischofsernennungen, Auszeich-
nungen, Ordensverleihungen, Meldung von
Missbrauchsfillen) an den Heiligen Stuhl /
den Staat Vatikanstadt auch bisher schon
zuldssigerweise erfolgt sind, aus Griinden
der Rechtssicherheit und Klarheit fiir den
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Anwender die Ubermittlung ,,aus wichtigen
Griinden des kirchlichen oder 6ffentlichen
Interesses* ergidnzt durch die ,,aufgrund kir-
chenrechtlicher Vorschriften oder in Wahr-
nehmung kirchlicher Aufgaben erfolgende
Ubermittlung an den Heiligen Stuhl oder
den Staat Vatikanstadt. Es wird davon aus-
gegangen, dass auch Datentransfers an Or-
densniederlassungen im Ausland sowie im
Rahmen der Aktivititen der kirchlichen
Missions- und Hilfswerke iiber diese Rege-
lung (,,andere wichtige Griinde des kirchli-
chen Interesses‘‘) abgedeckt sind.

(5)  die Ubermittlung ist zur Geltendma-
chung, Ausiibung oder Verteidigung von
Rechtsanspriichen erforderlich;

e) die Ubermittlung ist zur Geltendmachung, Ausiibung
oder Verteidigung von Rechtsanspriichen erforder-
lich;

(6)  die Ubermittlung ist zum Schutz le-
benswichtiger Interessen der betroffenen Per-
son oder anderer Personen erforderlich, sofern
die betroffene Person aus physischen oder
rechtlichen Griinden aullerstande ist, ihre Ein-
willigung zu geben.

f) die Ubermittlung ist zum Schutz lebenswichtiger In-
teressen der betroffenen Person oder anderer Personen
erforderlich, sofern die betroffene Person aus physi-
schen oder rechtlichen Griinden aullerstande ist, ihre
Einwilligung zu geben.

(2) Der Verantwortliche oder der Auftragsverarbeiter er-
fasst die von ihm vorgenommene Beurteilung in der Do-
kumentation gemal3 § 31.

Da alle Regelungen in dieser Vorschrift Aus-
nahmen zum eigentlichen Verbot der Daten-
iibermittlung sind, weist der neue Absatz 2
entsprechend der vergleichbaren Regelung
des Art. 49 Abs. 6 DSGVO den Verantwort-
lichen darauf hin, dass eine Dokumentation
der Inanspruchnahme dieser Fille zu erfol-
gen hat.

Vgl. auch § 31 Abs. 1 lit. f)
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Kapitel 6
Datenschutzaufsicht

Kapitel 6
Unabhingige Datenschutzaufsicht

Mit Blick auf den Wortlaut von Art. 91 Abs. 2
DSGVO, wonach die unabhéngige Aufsichts-
behorde spezifischer Art sein kann, sofern sie
die in Kapitel VI niedergelegten Bedingungen
erfillt, sind die Vorschriften des Kapitel 6
KDG-E stdrker an den Vorschriften des Kapi-
tel VI der DSGVO ausgerichtet worden, damit
die Kompetenzen von kirchlichen und staatli-
chen Datenschutzaufsichten kompatibel sind.

Die Uberschrift ,,Datenschutzaufsicht wird
um das Wort ,,unabhingige“ ergénzt um zu
verdeutlichen, dass es sich auch bei der kirch-
lichen Datenschutzaufsicht um eine unabhén-
gige Aufsicht handelt. Inhaltlich ergibt sich
keine Anderung zum jetzigen Stand; es handelt
sich lediglich um eine Angleichung an die
DSGVO.

42
Bestellung des Diozesan-
datenschutzbeauftragten
als Leiter der Datenschutzaufsicht

§43
Rechtsstellung des Diozesan-
datenschutzbeauftragten

§ 42
Datenschutzaufsicht

Die Regelungen zur Bestellung und zur Recht-
stellung des Didzesandatenschutzbeauftragten
in den §§ 42 und 43 werden neu gefasst, neu
strukturiert und teilweise ergénzt. In der neuen
Systematik finden sich die eher amtsbezoge-
nen Regelungen zum Didzesandatenschutzbe-
auftragten in § 42, die eher auf die Person des
Diozesandatenschutzbeauftragten bezogenen
Regelungen in § 43.

(1)  Der Didzesanbischof richtet fiir den Bereich sei-
ner Didzese eine Datenschutzaufsicht als unabhingige
kirchliche Behorde ein..—damit—die—Grundrechte—und

Abs. 1 stellt den Grundsatz der Einrichtung ei-
ner unabhédngigen Datenschutzaufsicht auf.




102

randireihel ihicher T borderVorathol

b | I der freie Verkel |

§ 42 Absatz 1 Satz 1

Der Didzesanbischof bestellt fiir den Be-
reich seiner Didzese einen Didzesandaten-
schutzbeauftragten als Leiter der Daten-
schutzaufsicht; ...

2) Der Diozesanbischof bestellt fiir den Bereich sei-
ner Didzese einen Didzesandatenschutzbeauftragten als
Leiter der Datenschutzaufsicht. Zum Didzesandaten-
schutzbeauftragten kann nur eine natiirliche Person be-
stellt werden.

Abs. 2 iibernimmt die Regelung des bisherigen
§ 42 Abs. 1 Satz 1.

Erginzt wird eine Klarstellung, weil beim be-
trieblichen Datenschutzbeauftragten die Be-
stellung auch juristischer Personen moglich ist
(vgl. § 36 Abs. 5 Satz 1).

§ 43 Absatz 1

Der Didzesandatenschutzbeauftragte ist in
Ausilibung seiner Tatigkeit an Weisungen
nicht gebunden und nur dem kirchlichen
Recht und dem fiir die Kirchen verbindlichen
staatlichen Recht unterworfen. Die Aus-
iibung seiner Tétigkeit geschieht in organisa-
torischer und sachlicher Unabhéngigkeit. Die
Dienstaufsicht ist so zu regeln, dass dadurch
die Unabhéngigkeit nicht beeintrachtigt wird.

3) 'Der Didzesandatenschutzbeauftragte handelt bei
der Erfiillung seiner Aufgaben und bei der Ausiibung sei-
ner Befugnisse gemif diesem Gesetz vollig unabhingig
und ist nur dem kirchlichen Recht und dem fiir die Kir-
chen verbindlichen staatlichen Recht unterworfen. *Die
Ausiibung seiner Tatigkeit geschieht in organisatorischer
und sachlicher Unabhingigkeit. *Die Dienstaufsicht ist so
zu regeln, dass dadurch die Unabhéngigkeit nicht beein-
trachtigt wird.

Abs. 3 nimmt den Regelungsgehalt des derzeit
geltenden § 43 Abs. 1 auf.

§ 43 Absatz 2 Sdtze 2 und 3

... Er sieht von allen mit den Aufgaben seines
Amtes nicht zu vereinbarenden Handlungen
ab und iibt wihrend seiner Amtszeit keine an-
dere mit seinem Amt nicht zu vereinbarende
entgeltliche oder unentgeltliche Tétigkeit
aus. Dem steht eine Bestellung als Didzesan-
datenschutzbeauftragter fiir mehrere Didze-
sen und/oder Ordensgemeinschaften nicht
entgegen.

4) 'Der Dibzesandatenschutzbeauftragte sieht von
allen mit den Aufgaben seines Amtes nicht zu vereinba-
renden Handlungen ab und {ibt wéhrend seiner Amtszeit
keine andere mit seinem Amt nicht zu vereinbarende ent-
geltliche oder unentgeltliche Titigkeit aus. “Dem steht
eine Bestellung als Didzesandatenschutzbeauftragter fiir
mehrere Didzesen und/oder Ordensgemeinschaften nicht
entgegen.

Abs. 4 libernimmt § 43 Abs. 2 Sétze 2 und 3
der bisherigen Fassung.
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§ 43 Absatz 4

Dem Dibdzesandatenschutzbeauftragten wird
die fiir die Erfiillung seiner Aufgaben ange-
messene Personal- und Sachausstattung zur
Verfiigung gestellt, damit er seine Aufgaben
und Befugnisse wahrnehmen kann. Er ver-
fiigt liber einen eigenen jéhrlichen Haushalt,
der gesondert auszuweisen ist und verdffent-
licht wird. Er unterliegt der Rechnungsprii-
fung durch die dafiir von der Didzese be-
stimmte Stelle, soweit hierdurch seine Unab-
héngigkeit nicht beeintrichtigt wird.

%) 'Dem Dibzesandatenschutzbeauftragten wird die
Personal- und Sachausstattung zur Verfiigung gestellt,
die er benoétigt, um seine Aufgaben und Befugnisse wahr-
nehmen zu kénnen. *Dies gilt auch fiir seine Aufgaben im
Bereich der Amtshilfe und der Zusammenarbeit mit an-
deren Datenschutzaufsichten im Sinne des § 44 Absatz 2
lit. f) KDG. *Er verfiigt iiber einen eigenen jihrlichen
Haushalt, der gesondert auszuweisen ist und verdffent-
licht wird und unterliegt der Rechnungspriifung durch die
dafiir von der Diozese bestimmte Stelle, soweit hierdurch
seine Unabhingigkeit nicht beeintrachtigt wird.

Abs. 5 libernimmt — sprachlich leicht verdndert
— § 43 Abs. 4 aktueller Fassung.

Satz 2 stellt klar, dass auch die Zusammenar-
beit mit den anderen Datenschutzaufsichten
und die Amtshilfe zu den Aufgaben des Dioze-
sandatenschutzbeauftragten gehoren.

§ 43 Absatz 5

Der Dibdzesandatenschutzbeauftragte wéahlt
das notwendige Personal aus, das von einer
kirchlichen Stelle, ggf. der Datenschutzauf-
sicht selbst, angestellt wird. Die von ihm aus-
gewihlten und von der kirchlichen Stelle an-
gestellten Mitarbeiter unterstehen der Dienst-
und Fachaufsicht des Didzesandatenschutz-
beauftragten und konnen nur mit seinem Ein-
verstidndnis von der kirchlichen Stelle gekiin-
digt, versetzt oder abgeordnet werden. Die
Mitarbeiter sehen von allen mit den Aufga-
ben ihres Amtes nicht zu vereinbarenden
Handlungen ab und iiben wéhrend ihrer
Amtszeit keine anderen mit ihrem Amt nicht
zu vereinbarenden entgeltlichen oder unent-
geltlichen Tétigkeiten aus.

(6) 'Der Dibzesandatenschutzbeauftragte wihlt das
notwendige Personal aus, das von der Datenschutzauf-
sicht selbst, ggf. einer anderen kirchlichen Stelle, ange-
stellt wird. 2Die angestellten Mitarbeiter unterstehen der
Dienst- und Fachaufsicht des Didzesandatenschutzbeauf-
tragten und kénnen, soweit sie bei einer anderen kirchli-
chen Stelle angestellt sind, nur mit seinem Einverstindnis
von der kirchlichen Stelle gekiindigt, versetzt oder abge-
ordnet werden. 3Die Mitarbeiter sehen von allen mit den
Aufgaben ihres Amtes nicht zu vereinbarenden Handlun-
gen ab und iiben wéhrend ihrer Amtszeit keine anderen
mit threm Amt nicht zu vereinbarenden entgeltlichen o-
der unentgeltlichen Tétigkeiten aus.

Abs. 6 libernimmt § 43 Abs. 5 aktueller Fas-
sung.

Dabei wird mit Blick auf die Unabhéngigkeit
der Datenschutzaufsicht die Variante der An-
stellung von Personal durch den Di6zesanda-
tenschutzbeauftragten selbst als Regelfall dar-
gestellt.

§ 43 Absatz 6

Der Didzesandatenschutzbeauftragte kann
Aufgaben der Personalverwaltung und

(7 'Der Dibzesandatenschutzbeauftragte kann Auf-
gaben der Personalverwaltung und Personalwirtschaft
auf andere kirchliche Stellen iibertragen oder sich deren

Abs. 7 iibernimmt § 43 Abs. 6 aktueller Fas-
sung.
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Personalwirtschaft auf andere kirchliche
Stellen tibertragen oder sich deren Hilfe be-
dienen. Diesen diirfen personenbezogene Da-
ten der Mitarbeiter iibermittelt werden, so-
weit deren Kenntnis zur Erfiillung der tiber-
tragenen Aufgaben erforderlich ist.

Hilfe bedienen. “Diesen diirfen personenbezogene Daten
der Mitarbeiter libermittelt werden, soweit deren Kennt-
nis zur Erfiillung der libertragenen Aufgaben erforderlich
ist.

§ 43 Absatz 7

Die Datenschutzaufsicht ist oberste Dienst-
behorde im Sinne des § 96 Strafprozessord-
nung. Der Dibdzesandatenschutzbeauftragte
trifft die Entscheidung {iber Aussagegeneh-
migungen fiir sich und seinen Bereich in ei-
gener Verantwortung. Die Datenschutzauf-
sicht ist oberste Aufsichtsbehdrde im Sinne
des § 99 Verwaltungsgerichtsordnung.

(8) 'Die Datenschutzaufsicht ist oberste Dienstbe-
hérde im Sinne des § 96 Strafprozessordnung. *Der Did-
zesandatenschutzbeauftragte trifft die Entscheidung tiber
Aussagegenehmigungen fiir sich und seinen Bereich in
eigener Verantwortung. °Die Datenschutzaufsicht ist
oberste Aufsichtsbehorde im Sinne des § 99 Verwal-
tungsgerichtsordnung.

Abs. 8 libernimmt § 43 Abs. 7 aktueller Fas-
sung.

§ 13 Abs. 3 BDSG

Die oder der Bundesbeauftragte ist berech-
tigt, iiber Personen, die ihr oder ihm in ihrer
oder seiner Eigenschaft als Bundesbeauf-
tragte oder Bundesbeauftragter Tatsachen
anvertraut haben, sowie iiber diese Tatsa-
chen selbst das Zeugnis zu verweigern. Dies
gilt auch fiir die Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter der oder des Bundesbeauftragten mit
der Mafsgabe, dass iiber die Ausiibung dieses
Rechts die oder der Bundesbeauftragte ent-
scheidet. Soweit das Zeugnisverweigerungs-
recht der oder des Bundesbeauftragten
reicht, darf die Vorlegung oder Auslieferung
von Akten oder anderen Dokumenten von ihr
oder ihm nicht gefordert werden.

&) 'Der Didzesandatenschutzbeauftragte ist berech-
tigt, liber Personen, die ihm in seiner Eigenschaft als Di-
0zesandatenschutzbeauftragter Tatsachen anvertraut ha-
ben, sowie tiber diese Tatsachen selbst keine Auskunft zu
geben. *Dies gilt auch fiir die Mitarbeitenden des Didze-
sandatenschutzbeauftragten mit der MaB3gabe, dass iiber
die Ausilibung dieses Rechts der Didzesandatenschutzbe-
auftragte entscheidet. *Soweit diese Verschwiegenheit
reicht, darf die Vorlegung oder Auslieferung von Akten
oder anderen Dokumenten von ihm nicht gefordert wer-
den. “Im Verfahren vor den kirchlichen Datenschutzge-
richten darf er entsprechende Angaben unkenntlich ma-
chen.

3§ 17 bleibt unberiihrt.

Mit Abs. 9 wird die Regelung des § 13 Abs. 3
BDSG, keine Auskunft iiber meldende Perso-
nen und gemeldete Tatsachen geben zu miis-
sen, in kirchliches Recht tiberfiihrt. Die Frage
der Amtsverschwiegenheit ist fiir viele Be-
schwerdefiihrer wichtig, wenn es darum geht,
Datenschutzverstofe kirchlicher Einrichtun-
gen zu melden. Die Regelung greift damit auch
Gedanken zum Schutz von Hinweisgebern auf.
Die Sétze 3 und 4 sollen dabei verhindern, dass
iiber Akteneinsichtsrechte die berechtigten In-
teressen der Beschwerdefiihrer oder Hinweis-
geber ausgehebelt werden konnen.
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Vgl. in diesem Zusammenhang auch § 31
Abs. 3 DSG NW:

Wenn die oder der Datenschutzbeauftragte
bei ihrer oder seiner Titigkeit Kenntnis von
Daten erhdlt, fiir die der Leitung oder einer
bei der offentlichen Stelle beschidiftigten Per-
son aus beruflichen Griinden ein Zeugnisver-
weigerungsrecht zusteht, steht dieses Recht
auch der oder dem Datenschutzbeauftragten
und den ihr oder ihm unterstellten Beschif-
tigten zu. Uber die Ausiibung dieses Rechts
entscheidet die Person, der das Zeugnisver-
weigerungsrecht aus beruflichen Griinden
zusteht, es sei denn, dass diese Entscheidung
in absehbarer Zeit nicht herbeigefiihrt wer-
den kann. Soweit das Zeugnisverweigerungs-
recht der oder des Datenschutzbeauftragten
reicht, unterliegen ihre oder seine Akten und
andere Dokumente einem Beschlagnahme-
verbot.

Zwecks Klarstellung weist Satz 5 darauf hin,
dass das Recht der betroffenen Person auf Aus-
kunft unberiihrt bleibt.

§ 42
Bestellung des Diozesandatenschutzbe-
auftragten
als Leiter der Datenschutzaufsicht

§ 43
Rechtsstellung des Diozesan-
datenschutzbeauftragten

§43
Der Diozesandatenschutzbeauftragte und seine Ver-
tretung

In der neuen Systematik finden sich die eher
amtsbezogenen Regelungen zum Didzesanda-
tenschutzbeauftragten in § 42, die eher auf die
Person des Dibdzesandatenschutzbeauftragten
bezogenen Regelungen in § 43.
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§ 42 Absatz 1 Satz 1 2. Hs., Satz 2

... die Bestellung erfolgt fiir die Dauer von
mindestens vier, hochstens acht Jahren und
gilt bis zur Aufnahme der Amtsgeschifte
durch den Nachfolger. Die mehrmalige er-
neute Bestellung ist zulédssig. Die Bestellung
fiir mehrere Didzesen und/oder Ordensge-
meinschaften ist zuléssig.

§ 43 Absatz 2 Satz 1
Der Diozesandatenschutzbeauftragte iibt sein
Amt hauptamtlich aus. ...

(1) 'Die Bestellung des Didzesandatenschutzbeauf-
tragten durch den Didzesanbischof erfolgt fiir die Dauer
von mindestens vier, hdchstens sechs Jahren und gilt bis
zur Aufnahme der Amtsgeschifte durch den Nachfolger.
’Die mehrmalige erneute Bestellung ist zulissig. Die Be-
stellung fiir mehrere Didzesen und/oder Ordensgemein-
schaften ist zuléssig.

SDer Didzesandatenschutzbeauftragte iibt sein Amt
hauptamtlich aus.

In Abs. 1 werden Regelungen der bisherigen §
42 Abs. 1 2. Hs, und Satz 2, sowie § 43 Abs. 2
Satz 1 zusammengefasst.

Dabei wird die maximale Dauer der Bestellung
des Didzesandatenschutzbeauftragten von acht
auf sechs Jahre reduziert; damit wird die Amts-
zeit an die Amtszeiten des BfDI und die der
Mehrheit der Landesdatenschutzbeauftragten
angeglichen. Hinreichende berufliche Perspek-
tive ist auch bei sechs Jahren Amtszeit gege-
ben; dies insbesondere vor dem Hintergrund,
dass eine mehrmalige erneute Bestellung mog-
lich ist. Die Arbeiten zum Aufbau der Daten-
schutzaufsichten sind weitgehend erledigt, da-
her wird nun eine sechsjéhrige Amtszeit als
ausreichend angesehen.

§ 42 Absatz 2

Zum Didzesandatenschutzbeauftragten darf
nur bestellt werden, wer die zur Erfiillung
seiner Aufgaben erforderliche Fachkunde
und Zuverlassigkeit besitzt. Er soll die Befa-
higung zum Richteramt gemid3 dem Deut-
schen Richtergesetz haben und muss der ka-
tholischen Kirche angehéren. Der Didzesan-
datenschutzbeauftragte ist auf die gewissen-
hafte Erfiillung seiner Pflichten und die Ein-
haltung des kirchlichen und des fiir die Kir-
chen verbindlichen staatlichen Rechts zu ver-
pflichten.

2) 1Zum Didzesandatenschutzbeauftragten darf nur
bestellt werden, wer die zur Erfiillung seiner Aufgaben
erforderliche Fachkunde und Zuverlissigkeit besitzt. 2Er
soll die Befahigung zum Richteramt gemal3 dem Deut-
schen Richtergesetz haben
oder iiber eine vergleichbare Qualifikation verfiigen. *Als
Person, die das katholische Profil der Einrichtung inhalt-
lich pragt, mitverantwortet und nach auflen reprisentiert,
muss er der katholischen Kirche angehdren. “Der Didze-
sandatenschutzbeauftragte ist auf die gewissenhafte Er-
fiillung seiner Pflichten und die Einhaltung des kirchli-
chen und des fiir die Kirchen verbindlichen staatlichen
Rechts zu verpflichten.

Mit Abs. 2 wird die Vorschrift des derzeitigen
§ 42 Abs. 2 iibernommen.

Gemil § 43 Abs. 2 KDG-E soll auch derjenige
zum Didzesandatenschutzbeauftragten bestellt
werden konnen, der liber eine dem Richteramt
vergleichbare Qualifikation verfiigt. Damit
wird eine angesichts der angespannten Perso-
nalsituation flexiblere Handhabung bei der Be-
setzung der Position des Diozesandatenschutz-
beauftragten ermoglicht.

Bei der Entstehung des KDG war jedenfalls die
herausgehobene Stellung des DDSB Grund da-
fir, die Katholizitit zu fordern. Die neue
Grundordnung (Art. 6 Abs. 3 und 4 GO) sieht
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das zwingende Erfordernis der Katholizitét nur
noch bei pastoralen und katechetischen Tétig-
keiten und bei Personen vor, die das Profil der
Einrichtung inhaltlich prdgen, mitverantwor-
ten und nach aulen repréisentieren. Letzteres
diirfte bei einem Didzesandatenschutzbeauf-
tragten gegeben sein.

§ 42 Absatz 3
Die Bestellung kann vor Ablauf der Amtszeit

widerrufen werden, wenn Griinde nach § 24
Deutsches Richtergesetz vorliegen, die bei
einem Richter auf Lebenszeit dessen Entlas-
sung aus dem Dienst rechtfertigen, oder
Griinde vorliegen, die nach der Grundord-
nung des kirchlichen Dienstes im Rahmen
kirchlicher Arbeitsverhéltnisse in der jeweils
geltenden Fassung eine Kiindigung rechtfer-
tigen. Auf Antrag des Didzesandatenschutz-
beauftragten nimmt der Didzesanbischof die
Bestellung zuriick.

3) 'Die Bestellung kann vor Ablauf der Amtszeit wi-
derrufen werden, wenn Griinde nach § 24 Deutsches
Richtergesetz vorliegen, die bei einem Richter auf Le-
benszeit dessen Entlassung aus dem Dienst rechtfertigen,
oder Griinde vorliegen, die nach der Grundordnung des
kirchlichen Dienstes #nRahmenlirehlicher Arbeitsver-
haltnisse-in der jeweils geltenden Fassung eine Kiindi-
gung rechtfertigen. 2Auf Antrag des Didzesandaten-
schutzbeauftragten nimmt der Didzesanbischof die Be-
stellung zurtick.

Mit Abs. 3 wird die Vorschrift des derzeitigen
§ 42 Abs. 3 iibernommen.

Hier handelt es sich um eine redaktionelle An-
derung nach der Grundordnungsénderung.

§ 43 Absatz 3

Das der Bestellung zum Didzesandaten-
schutzbeauftragten zugrundeliegende Dienst-
verhdltnis kann wéhrend der Amtszeit nur
unter den Voraussetzungen des § 42 Absatz 3
beendet werden. Dieser Kiindigungsschutz
wirkt fiir den Zeitraum von einem Jahr nach
der Beendigung der Amtszeit entsprechend
fort, soweit ein kirchliches Beschéftigungs-
verhéltnis fortgefiihrt wird oder sich an-
schlieBt.

4) 'Das der Bestellung zum Didzesandatenschutzbe-
auftragten zugrunde liegende Dienstverhéltnis kann wah-
rend der Amtszeit nur unter den Voraussetzungen des
Absatzes 3 beendet werden. “Dieser Kiindigungsschutz
wirkt fiir den Zeitraum von einem Jahr nach der Beendi-
gung der Amtszeit entsprechend fort, soweit ein kirchli-
ches Beschiftigungsverhiltnis fortgefiihrt wird oder sich
anschlief3t.

Abs. 4 bildet die Regelung des aktuell gelten-
den § 43 Abs. 3 ab und iiberfiihrt diese in das
neue Recht.

§ 43 Absatz 8
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Der Didzesandatenschutzbeauftragte benennt
aus dem Kreis seiner Mitarbeiter einen Ver-
treter, der im Fall seiner Verhinderung die
unaufschiebbaren Entscheidungen triftt.

%) 'Der Didzesandatenschutzbeauftragte benennt
aus dem Kreis seiner Mitarbeitenden einen Vertreter, der
im Fall seiner Verhinderung die unaufschiebbaren Ent-
scheidungen trifft. 2Ist der Didzesandatenschutzbeauf-
tragte an der Ausilibung seines Amtes dauerhaft verhin-
dert oder endet sein Amtsverhiltnis vorzeitig und ist er
nicht zur Weiterfilhrung der Geschifte verpflichtet, be-
stellt der Didzesanbischof bis zur Wiederaufnahme des
Amtes durch den Didzesandatenschutzbeauftragten oder
die Bestellung eines neuen Didzesandatenschutzbeauf-
tragten {ibergangsweise eine Leitung. *Diese hat simtli-
che Rechte und Pflichten, die nach diesem Gesetz dem
Dibzesandatenschutzbeauftragten zukommen. “Sie tritt
nicht in die laufende Amtszeit des bisherigen Didzesan-
datenschutzbeauftragten ein. Mit der Bestellung der
iibergangsweisen Leitung durch den Didzesanbischof en-
det die Vertretung nach Satz 1.

Absatz 5 Satz 1 regelt die Benennung einer
Abwesenheitsvertretung / Verhinderungsver-
tretung durch den Didzesandatenschutzbeauf-
tragten. Da es sich lediglich um eine Abwesen-
heitsvertretung handelt, ist eine Zustimmung
des Dibzesanbischofs nicht erforderlich.

Der Fall einer ldngerfristigen / dauerhaften
Verhinderung des Didzesandatenschutzbeauf-
tragten (z. B. vorzeitige Amtsniederlegung)
kann iiber eine Verhinderungsvertretung nicht
abgedeckt werden. Deshalb muss in diesen
Féllen eine iibergangsweise Leitung sicherge-
stellt werden. Dazu ist eine Einbindung des Di-
0zesanbischofs erforderlich: Er bestellt eine
iibergangsweise Leitung.

§ 43 Absatz 9

Der Diodzesandatenschutzbeauftragte, sein
Vertreter und seine Mitarbeiter sind auch
nach Beendigung ihrer Auftrige verpflichtet,
iiber die ihnen in dieser Eigenschaft bekannt
gewordenen Angelegenheiten Verschwie-
genheit zu bewahren. Dies gilt nicht fiir Mit-
teilungen im dienstlichen Verkehr oder iiber
Tatsachen, die offenkundig sind oder ihrer
Bedeutung nach keiner Geheimhaltung be-
diirfen.

(6) "Der Didzesandatenschutzbeauftragte,—sein—Ver
treter-und seine Mitarbeitenden sind auch nach Beendi-
gung ihrer Auftrige verpflichtet, {iber die ihnen in dieser
Eigenschaft bekannt gewordenen Angelegenheiten Ver-
schwiegenheit zu bewahren. “Dies gilt nicht fiir Mittei-
lungen im dienstlichen Verkehr oder iiber Tatsachen, die
offenkundig sind oder ihrer Bedeutung nach keiner Ge-
heimhaltung bediirfen.

Abs. 6 liberfiihrt die aktuell geltende Regelung
des § 43 Abs. 9 in das neue Recht.

§ 43 Absatz 10
(10)  Der Didzesandatenschutzbeauftragte,
sein Vertreter und seine Mitarbeiter diirfen,

(7 'Der Didzesandatenschutzbeauftragte—sein—\er-
treter und seine Mitarbeitenden diirfen, wenn ihr Auftrag
beendet ist, iiber solche Angelegenheiten ohne

Abs. 7 liberfiihrt die aktuell geltende Regelung
des § 43 Abs. 10 in das neue Recht.
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wenn ihr Auftrag beendet ist, iiber solche An-
gelegenheiten ohne Genehmigung des amtie-
renden  Didzesandatenschutzbeauftragten
weder vor Gericht noch auflergerichtlich
Aussagen oder Erkldrungen abgeben. Die
Genehmigung, als Zeuge auszusagen, wird in
der Regel erteilt. Unberiihrt bleibt die gesetz-
lich begriindete Pflicht, Straftaten anzuzei-
gen.

Genehmigung des amtierenden Didzesandatenschutzbe-
auftragten weder vor Gericht noch auBergerichtlich Aus-
sagen oder Erklirungen abgeben. Die Genehmigung, als
Zeuge auszusagen, wird in der Regel erteilt. *Unberiihrt
bleibt die gesetzlich begriindete Pflicht, Straftaten anzu-
zeigen.

(8) Die Absitze 6 und 7 gelten flir die Vertretung oder
eine iibergangsweise Leitung entsprechend.

§ 44
Aufgaben der
Datenschutzaufsicht

§ 44
Aufgaben der
Datenschutzaufsicht

(1)  Die Datenschutzaufsicht wacht iiber
die Einhaltung der Vorschriften dieses Ge-

setzes sowie anderer Vorschriften iiber den
Datenschutz.

(1)  Die Datenschutzaufsicht wacht tiber die Einhal-
tung der Vorschriften dieses Gesetzes sowie anderer Vor-
schriften iiber den Datenschutz und setzt diese durch.

Durch die Einfligung der Worte ,,und setzt
diese durch® am Satzende wird eine Anglei-
chung an den Wortlaut des Art. 57 Abs. 1 lit.
a) DSGVO vorgenommen. Die Ergénzung ist
wichtig, da damit klargestellt wird, dass Auf-
gabe des DDSB nicht nur die Uberwachung,
sondern auch die Durchsetzung der daten-
schutzrechtlichen Regelungen ist.

War man bei der Erstfassung des KDG noch
unsicher, ob die Durchsetzungsbefugnis des
DDSB kirchenrechtlich iiberhaupt zuldssig
sein  kann, diirfte spatestens  mit
§ 26 KDS-VwVHTG, der unter Beteiligung von
mehreren Kirchenrechtlern verfasst worden ist
und von ,,Durchsetzung und Vollstreckung
von BuBlgeldbescheiden und anderen Anord-
nungen der kirchlichen Datenschutzaufsicht*
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spricht, klar sein, dass auch die Durchsetzung
von Anordnungen kirchenrechtlich zuldssig
ist.

(2) Die in § 3 Absatz 1 genannten kirch-
lichen Stellen sind verpflichtet, im Rahmen
ihrer Zustandigkeit

a) den Anweisungen der Datenschutzauf-
sicht Folge zu leisten,

b) die Datenschutzaufsicht bei der Erfiillung
ihrer Aufgaben zu unterstiitzen. Thr ist da-
bei insbesondere Auskunft zu ihren Fra-
gen sowie Einsicht in alle Unterlagen und
Akten zu gewdhren, die im Zusammen-
hang mit der Verarbeitung personenbezo-
gener Daten stehen, namentlich in die ge-
speicherten Daten und in die Datenverar-
beitungsprogramme, und wéhrend der
Dienstzeit zum Zwecke von Priifungen
Zutritt zu allen Dienstrdumen, die der
Verarbeitung und Auftbewahrung automa-
tisierter Dateien dienen, zu gewidhren.

¢) Untersuchungen in Form von Daten-
schutziiberpriifungen durch die Daten-
schutzaufsicht zuzulassen.

Bislang war die Begriindung fiir Abs. 2:

Unter Beriicksichtigung des unter kirchenrechtlichen Ge-
sichtspunkten Moglichen haben die in Art. 57 EU-DSGVO
festgeschriebenen Aufgaben der Datenschutzaufsicht Eingang
in § 44 gefunden: So ist die Datenschutzaufsicht nach Absatz
1 zwar nur verpflichtet, iiber die Einhaltung der Vorschriften
des KDG sowie anderer Vorschriften iiber den Datenschutz zu
wachen. Jedoch sieht Absatz 2 spiegelbildlich zur ,,Durchset-
zung™ der Anwendung der EU-DSGVO durch die Aufsicht die
Verpflichtung der kirchlichen Stellen vor, den Anweisungen
der Datenschutzaufsicht Folge zu leisten.

Die Regelung, die eine Verpflichtung der
kirchlichen Stellen beinhaltet, wirkt zwischen
den Aufgaben der Datenschutzaufsicht jedoch
wie ein Fremdkdrper, der systematisch nicht in
diese Regelung passt.

Vor dem Hintergrund der Ergénzung des Abs.
1 (,,... und setzt diese durch.”) kann Abs. 2
kann dieser Stelle komplett entfallen.

Um zu verdeutlichen, dass eine Verpflichtung
kirchlicher Stellen, den Anweisungen der Da-
tenschutzaufsicht zu folgen, jedoch nach wie
vor besteht, findet Absatz 2 Eingang in § 46
(neu).

3) Dartiiber hinaus hat die Datenschutz-
aufsicht im Rahmen ihres Zustindigkeitsbe-
reichs insbesondere folgende Aufgaben:

(2) Dariiber hinaus hat die Datenschutzaufsicht ##

Rahmenthres Zustindigkeitsberetehs insbesondere fol-
gende Aufgaben:

Durch die Streichung von Abs. 2 werden die
Regelungen des Abs. 3 zum neuen Abs. 2.

Die Streichung der Worte ,,im Rahmen ihres
Zustandigkeitsbereichs* in Satz 1 erfolgt, da
die Datenschutzaufsicht von Gesetzes wegen
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nur im Rahmen der rdumlichen Geltung des bi-
schoflichen Gesetzes handeln kann. Anders als
in der DSGVO, wo ein Gesetzgeber eine Re-
gelung fiir ganz Europa erldsst und damit den
Zustindigkeitsbereich vieler nationaler Daten-
schutzaufsichten beriihrt, gibt es im Geltungs-
bereich eines dibzesanen KDG nur eine Daten-
schutzaufsicht, die auch nur im Geltungsbe-
reich dieses speziellen didzesanen Gesetzes ta-
tig werden kann.

Die Offentlichkeit fiir die Risiken, Vor-
schriften, Garantien und Rechte im Zu-
sammenhang mit der Verarbeitung sensi-
bilisieren und sie dariiber aufkléren. Be-
sondere Beachtung finden dabei spezifi-
sche MalBnahmen fiir Minderjdhrige;

b)

kirchliche Einrichtungen und Gremien
iiber legislative und administrative Mal3-
nahmen zum Schutz der Rechte und Frei-
heiten natiirlicher Personen in Bezug auf
die Verarbeitung beraten;

die Verantwortlichen und die Auf-
tragsverarbeiter fiir die ihnen aus diesem
Gesetz entstehenden Pflichten sensibili-
sieren,;

d)

auf Anfrage jeder betroffenen Person In-
formationen iiber die Ausiibung ihrer
Rechte aufgrund dieses Gesetzes zur Ver-
fiigung stellen und gegebenenfalls zu die-
sem Zweck mit den anderen Datenschutz-
aufsichten  sowie  staatlichen und
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sonstigen kirchlichen Aufsichtsbehorden
zusammenarbeiten;

sich mit Beschwerden einer betroffenen
Person oder Beschwerden einer Stelle o-
der einer Organisation befassen, den Ge-
genstand der Beschwerde in angemesse-
nem Umfang untersuchen und den Be-
schwerdefiihrer innerhalb einer angemes-
senen Frist iber den Fortgang und das Er-
gebnis der Untersuchung unterrichten; zur
Erleichterung der Einlegung von Be-
schwerden hilt die Datenschutzaufsicht
Musterformulare in digitaler und Papier-
form bereit.

e) sich mit Beschwerden einer betroffenen Person e-

b e D e b e e e
ner—Organisation befassen, den Gegenstand der Be-

schwerde in angemessenem Umfang untersuchen und
den Beschwerdefiihrer innerhalb einer angemessenen
Frist iiber den Fortgang und das Ergebnis der Untersu-
chung unterrichten; zur Erleichterung der Einlegung von
Beschwerden hélt die Datenschutzaufsicht Musterformu-
lare in digitaler und Papierform bereit.

Gemail § 48 KDG haben nur betroffene Perso-
nen das Recht auf Beschwerde bei der Daten-
schutzaufsicht, nicht auch Stellen oder Organi-
sationen, denen es jedoch freisteht, Hinweise
zu geben.

Siehe auch Art. 57 Abs. 1 lit. f) DSGVO mit
Verweis auf Art. 80 DSGVO (damit eigentlich
Verbraucherverbidnde gemeint).

mit anderen Datenschutzaufsichten zu-
sammenarbeiten, auch durch Informati-
onsaustausch, und ihnen Amtshilfe leis-
ten, um die einheitliche Anwendung und
Durchsetzung dieses Gesetzes zu gewéhr-
leisten;

°)

Untersuchungen {iiber die Anwendung
dieses Gesetzes durchfiihren, auch auf der
Grundlage von Informationen einer ande-
ren Datenschutzaufsicht oder einer ande-
ren Behorde;

h)

maligebliche Entwicklungen verfolgen,
soweit sie sich auf den Schutz personen-
bezogener Daten auswirken, insbesondere
die Entwicklung der Informations- und
Kommunikationstechnologie und der Ge-
schéftspraktiken;
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1) gegebenenfalls eine Liste der Verarbei-
tungsarten er-stellen und fiihren, fiir die
gemil § 35 entweder keine oder fiir die
eine Datenschutz-Folgenabschétzung
durchzufiihren ist;

)) Beratung in Bezug auf die in § 35 genann-
ten Verarbeitungsvorginge leisten;

k) interne Verzeichnisse liber Verstofle ge-
gen dieses Gesetz und die im Zusammen-
hang mit diesen Verstofen ergriffenen
MalBnahmen fithren und

) jede sonstige Aufgabe im Zusammenhang
mit dem Schutz personenbezogener Daten
erfiillen.

(4) Die Datenschutzaufsicht kann Emp-
fehlungen zur Verbesserung des Datenschut-
zes geben. Sie kann im Rahmen ihrer Zustin-
digkeit Muster fiir Standardvertragsklauseln
zur Verfiigung stellen.

Die Regelung des Abs. 4 wird gestrichen:

Bei Satz 1 handelt es sich noch um eine Uber-
nahme aus § 18 Abs. 1 Satz 2 KDO. Die Mog-
lichkeit, Empfehlungen zur Verbesserung des
Datenschutzes abzugeben, ergibt sich jetzt be-
reits aus Abs. 2 lit. b) (neu).

Satz 2 wird gestrichen, da der Begriff ,,Stan-
dardvertragsklauseln* in der DSGVO belegt
ist und die Festlegung von Standardvertrags-
klauseln nach Art. 28 Abs. 8 DSGVO und Art.
57 Absatz 1 lit. j) i.V.m. Art. 46 Abs. 2 lit. d)
DSGVO immer einer Kohérenzentscheidung
auf europdischer Ebene bzw. eines Priifverfah-
rens der Europdischen Kommission bedarf.

Soweit mit dem Begriff ,,Standardvertrags-
klauseln“ im KDG die Schaffung von
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Vertragsmustern unterhalb der verbindlichen
Ebene von Standardvertragsklauseln im Sinne
der DSGVO gemeint ist, kann sich die Daten-
schutzaufsicht dieser Aufgabe auch schon aus
der allgemeinen Beratungsfunktion gegeniiber
den kirchlichen Stellen annehmen.

®)) Die Tétigkeit der Datenschutzaufsicht
ist fiir die betroffene Person unentgeltlich.
Bei offensichtlich unbegriindeten Antrégen
kann jedoch die Datenschutzaufsicht ihre
weitere Tétigkeit auf einen neuerlichen An-
trag der betroffenen Person hin davon abhén-
gig machen, dass eine angemessene Gebiihr
fiir den Verwaltungsaufwand entrichtet wird.

3) 'Die Titigkeit der Datenschutzaufsicht ist fiir die
betroffene Person unentgeltlich. *Bei offensichtlich un-
begriindeten Antrdgen kann jedoch die Datenschutzauf-
sicht ihre weitere Tatigkeit auf einen neuerlichen Antrag
der betroffenen Person hin davon abhédngig machen, dass
eine angemessene Gebiihr fiir den Verwaltungsaufwand
entrichtet wird,
oder sich weigern, aufgrund des Antrags tatig zu werden.
3Fiir diesen Fall liegt die Beweislast bei der Datenschutz-
aufsicht.

Durch die Streichung der Abs. 2 und 4 wird
Abs. 5 zu Abs. 3.

Inhaltlich wird der Satz 2 ergidnzt und wird ein
Satz 3 angefiigt. Die Ergéinzung ist dem Vor-
bild des Art. 57 Abs. 4 DSGVO entnommen.

Art. 57 Abs. 4 DSGVO:

Bei offenkundig unbegriindeten oder — insbe-
sondere im Fall von hdufiger Wiederholung —
exzessiven Anfragen kann die Aufsichtsbe-
horde eine angemessene Gebiihr auf der
Grundlage der Verwaltungskosten verlangen
oder sich weigern, aufgrund der Anfrage titig
zu werden. 2In diesem Fall trigt die Aufsichts-
behérde die Beweislast fiir den offenkundig un-
begriindeten oder exzessiven Charakter der
Anfrage.
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Mit dieser Regelung soll den Datenschutzauf-
sichten eine weitere, in der DSGVO ebenfalls
vorgesehene Mdoglichkeit gegeben werden, auf
missbrauchliche Eingaben an die Aufsicht zu
reagieren. Die Beweislast flir das Vorliegen ei-
nes solchen Falles liegt dann aber bei der Da-
tenschutzaufsicht.

(6) Die Datenschutzaufsicht erstellt jéhr-
lich einen Tatigkeitsbericht, der dem Bischof
vorgelegt und der Offentlichkeit zuginglich
gemacht wird. Der Tatigkeitsbericht soll
auch eine Darstellung der wesentlichen Ent-
wicklungen des Datenschutzes im nichtkirch-
lichen Bereich enthalten.

4) 'Die Datenschutzaufsicht erstellt jihrlich einen
Tatigkeitsbericht, der dem Bischof vorgelegt und der Of-
fentlichkeit zugiinglich gemacht wird. Der Titigkeitsbe-
richt soll auch eine Darstellung der wesentlichen Ent-
wicklungen des Datenschutzes im nichtkirchlichen Be-
reich enthalten.

Der bisherige Abs. 6 wird durch Streichung
zweier vorhergehender Absétze zu Abs. 4.

§ 45
Zustindigkeit der
Datenschutzaufsicht bei
iiber- und mehrdiozesanen Rechtstrigern

§ 45
Zustindigkeit der
Datenschutzaufsicht bei
iiber- und mehrdiozesanen Rechtstrigern
sowie bei gemeinsamer
Verantwortlichkeit

(1) Handelt es sich bei dem Rechtstriger
einer kirchlichen Stelle im Sinne des § 3 Ab-
satz 1 um einen iiber- oder mehrdi6zesanen
kirchlichen Rechtstriger, so gilt das Ge-setz
iiber den kirchlichen Datenschutz der Di6-
zese und ist die Datenschutzaufsicht der Di6-
zese zustdndig, in der der Rechtstriger der
kirchlichen Stelle seinen Sitz hat. Bei Ab-
grenzungsfragen gegeniiber dem Bereich der
Ordensgemeinschaften erfolgt eine
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Abstimmung zwischen dem Didzesandaten-
schutzbeauftragten und dem Ordensdaten-
schutzbeauftragten.

(2) Verfiigt der iiber- oder mehrdiézesane
kirchliche Rechtstrager im Sinne des § 3 Ab-
satz 1 liber eine oder mehrere rechtlich un-
selbststandige Einrichtungen, die in einer an-
deren Didzese als der Didzese ihren Sitz ha-
ben, in der der Rechtstrager seinen Sitz hat,
so gilt das Gesetz iiber den kirchlichen Da-
tenschutz der Didzese, in der der Rechtstra-
ger seinen Sitz hat.

(3) In Fillen einer gemeinsamen Verantwortlichkeit im
Sinne des § 28 verstidndigen sich die betroffenen Daten-
schutzaufsichten tiber die Zustindigkeit.

In Absatz 3 erfolgt eine Regelung zu Féllen der
gemeinsamen Verantwortlichkeit im Sinne des
§ 28 (bisher nicht geregelt). Sie orientiert sich
an der derzeitigen Praxis der Datenschutzauf-
sichten.

§ 46
Zusammenarbeit mit anderen
Datenschutzaufsichten

Um zu einer moglichst einheitlichen Anwen-
dung der Datenschutzbestimmungen beizu-
tragen, wirkt die Datenschutzaufsicht auf
eine Zusammenarbeit mit den anderen Da-

Die Regelung des § 46 ist redundant mit § 44
Abs. 3 lit. f) und kann daher entfallen. Das Art.
60 DSGVO zugrundeliegende Kohirenzver-
fahren wird im kirchlichen Bereich so nicht ab-

tenschutzaufsichten sowie den staatlichen | sensticenkirehlichen Aufsichtsbehérdenhin: gebildet. Im Ubrigen greift § 45 KDG einen

und den sonstigen kirchlichen Aufsichtsbe- Teilaspekt des Anwendungsbereichs des Art.

horden hin. 60 DSGVO auf. § 44 Abs. 2 (neu) lit. f) ist aus-
reichend.

§ 46 Um zu verdeutlichen, dass eine Verpflichtung

kirchlicher Stellen, den Anweisungen der
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Zusammenarbeit Kirchlicher Stellen mit den Daten-

schutzaufsichten

Datenschutzaufsicht zu folgen, nach wie vor
besteht, findet § 44 Absatz 2 (alt) Eingang in §
46 (neu).

Siehe auch weitere Hinweise zu § 44 Abs. 2
(alt)

Die in § 3 Absatz 1 genannten kirchlichen Stellen sind
verpflichtet, im Rahmen ihrer Zustindigkeit

a)

den Anweisungen der Datenschutzaufsicht Folge zu
leisten,

b)

die Datenschutzaufsicht bei der Erflillung ihrer Auf-
gaben zu unterstiitzen. Ihr ist dabei insbesondere
Auskunft zu ihren Fragen sowie Einsicht in alle Un-
terlagen und Akten zu gewihren, die im Zusammen-
hang mit der Verarbeitung personenbezogener Da-
ten stehen, namentlich in die gespeicherten Daten
und in die Datenverarbeitungsprogramme, und wéh-
rend der Dienstzeit zum Zwecke von Priifungen Zu-
tritt zu allen Dienstrdumen, die der Verarbeitung und
Aufbewahrung automatisierter Dateien dienen, zu
gewihren.

Untersuchungen in Form von Datenschutziiberprii-
fungen durch die Datenschutzaufsicht zuzulassen.

§ 47
Beanstandungen durch die
Datenschutzaufsicht

§ 47
Befugnisse der
Datenschutzaufsicht

Die Uberschrift des § 47 wird dem neuen Re-
gelungsinhalt angepasst (vgl. auch Art. 58
DSGVO).

Der Begriff ,,Beanstandungen‘ entstammt der
KDO und sollte nicht weiterverwendet wer-
den.

Unter der Geltung der KDO konnte die Daten-
schutzaufsicht bzw. der Didzesandatenschutz-
beauftragte nur Beanstandungen aussprechen,
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was nicht mit den Untersuchungs- und Bean-
standungsbefugnissen im Sinne des Art. 58
DSGVO zu vergleichen ist.

(1) Stellt die Datenschutzaufsicht Ver-
stoBe gegen Vorschriften dieses Gesetzes o-
der gegen andere Datenschutzbestimmungen
oder sonstige Méngel bei der Verarbeitung
personenbezogener Daten fest, so macht sie
diese aktenkundig und beanstandet sie durch
Bescheid unter Setzung einer angemessenen
Frist zur Behebung gegeniiber dem Verant-
wortlichen.

(1)

Die Datenschutzaufsicht verfligt iiber samtliche

folgenden Untersuchungsbefugnisse, die es ihr gestatten,

In dem neugefassten Absatz 1 werden jetzt die
Untersuchungsbefugnisse des Art. 58 Abs. 1
DSGVO {iibernommen. Eine entsprechende
Regelung fehlt derzeit in § 47 KDG. Die Un-
tersuchungsbefugnisse der Datenschutzauf-
sicht sollten jedoch klar geregelt sein, damit
die Verantwortlichen genau wissen, welche
MaBnahmen durch die Datenschutzaufsicht
vorgenommen werden konnen bzw. diirfen.
Die Erwéhnung in § 44 Abs. 2 KDG ist derzeit
nicht ausreichend und gesetzessystematisch
falsch angeordnet. Auch die Datenschutzauf-
sicht sollte dem Grundsatz der Transparenz un-
terliegen und ihr Handeln auf bestehende
rechtliche Normen stiitzen kdnnen.

den Verantwortlichen, den Auftragsverarbeiter und
gegebenenfalls den Vertreter des Verantwortlichen
oder des Auftragsverarbeiters anzuweisen, alle In-
formationen bereitzustellen, die fiir die Erfiillung ih-
rer Aufgaben erforderlich sind,

Untersuchungen in Form von Datenschutziiberprii-
fungen durchzufiihren,

den Verantwortlichen oder den Auftragsverarbeiter
auf einen vermeintlichen VerstoB3 gegen dieses Ge-
setz hinzuweisen,

von dem Verantwortlichen und dem Auftragsverar-
beiter Zugang zu allen personenbezogenen Daten
und Informationen, die zur Erfiillung ihrer Aufgaben
notwendig sind, zu erhalten,
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e) gemidB dem geltenden Verfahrensrecht Zugang zu
den Raumlichkeiten, einschlieflich aller Datenver-
arbeitungsanlagen und -gerite, des Verantwortli-
chen und des Auftragsverarbeiters zu erhalten.

(2) Die Datenschutzaufsicht verfiigt tiber sdmtliche
folgenden Abhilfebefugnisse, die es ihr gestatten,

Artikel 58 Absatz 2 DSGVO (neu) beinhaltet
die elementaren Abhilfebefugnisse fiir die Da-
tenschutzaufsichten, welche sich in der derzeit
geltenden Fassung des KDG so nicht wieder-
finden. Damit fehlt ein wesentlicher Baustein
der Umsetzung des Kapitels 6 der DSGVO,
aufgrund dessen die kirchlichen Datenschutz-
aufsichten moglicherweise nicht iiber ver-
gleichbare Befugnisse wie die staatlichen Auf-
sichten verfligen (Art. 91 Absatz 2 DSGVO).
Eine Anndherung an die deutsche Gesetzge-
bungssystematik wird dadurch erreicht, dass in
dieser Befugnisnorm fiir die Datenschutzauf-
sichten die einzelnen, hier mit Buchstaben an-
gegebenen Befugnisse in einzelnen Absdtzen
ndher ausformuliert werden.

Die Regelung eines abgestuften Vorgehens der
Datenschutzaufsicht in dem vorgeschlagenen
Sinne (Warnung, Verwarnung, Anweisung,
Anordnung, ...) wirkt der oben dargelegten
Problematik entgegen. Allerdings agiert die
kirchliche Datenschutzaufsicht als verldnger-
ter Arm des Bischofs mit der Folge, dass im
kirchlichen Datenschutzrecht weniger drasti-
sche Mittel im Vergleich zum staatlichen Da-
tenschutzrecht ausreichen diirften.
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einen Verantwortlichen oder einen Auftragsverar-
beiter zu warnen, dass beabsichtigte Verarbeitungs-
vorgénge voraussichtlich gegen dieses Gesetz oder
andere datenschutzrechtliche Bestimmungen versto-
Ben,

,» Warnung*

b)

einen Verantwortlichen oder einen Auftragsverar-
beiter zu verwarnen, wenn er mit Verarbeitungsvor-
gingen gegen dieses Gesetz oder andere daten-
schutzrechtliche Bestimmungen verstof3en hat,

»verwarnung'

[3

den Verantwortlichen oder den Auftragsverarbeiter
anzuweisen, den Antrigen der betroffenen Person
auf Ausiibung der ihr nach diesem Gesetz zustehen-
den Rechte zu entsprechen,

,Anweisung*

d)

den Verantwortlichen oder den Auftragsverarbeiter
anzuweisen, Verarbeitungsvorgdnge gegebenenfalls
auf bestimmte Weise und innerhalb eines bestimm-
ten Zeitraums in Einklang mit diesem Gesetz zu
bringen,

»2Anweisung*

den Verantwortlichen anzuweisen, die von einer
Verletzung des Schutzes personenbezogener Daten
betroffene Person entsprechend zu benachrichtigen,

»Anweisung*

eine voriibergehende oder endgiiltige Beschrankung
der Verarbeitung, einschlieBlich eines Verbots, zu
verhdngen,

,»Anordnung*

2

die Berichtigung oder Loschung von personenbezo-
genen Daten oder die Einschrankung der Verarbei-
tung geméal den §§ 18, 19 und 20 und die Unterrich-
tung der Empfanger, an die diese personenbezoge-
nen Daten gemél § 19 Absatz 2 und § 21 offengelegt
wurden, iiber solche Mallnahmen anzuordnen,

,2Anordnung*

h)

eine GeldbufBle gemiB § 51 zu verhdngen, zusitzlich
zu oder anstelle von in diesem Absatz genannten

,2Anordnung*
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MaBnahmen, je nach den Umstdnden des Einzel-
falls,

i) die Aussetzung der Ubermittlung von Daten an ei-
nen Empfinger in einem Drittland oder an eine in-
ternationale Organisation oder an ein nichtstaatli-
ches Volkerrechtssubjekt anzuordnen.

,2Anordnung*

(2)  Hat die Datenschutzaufsicht die Fest-
stellung getroffen, dass eine Datenschutzver-
letzung objektiv vorliegt, kann der betroffe-
nen Person im Verfahren vor den staatlichen
Zivilgerichten iiber den Schadenersatz das
Fehlen einer solchen nicht entgegengehalten
werden.

(3)  Hat die Datenschutzaufsicht die Feststellung ge-
troffen, dass eine Datenschutzverletzung objektiv vor-
liegt, kann der betroffenen Person im Verfahren vor den
staatlichen Zivilgerichten {iber den Schadensersatz das
Fehlen einer solchen nicht entgegengehalten werden.

Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3.

3) Wird die Beanstandung nicht fristge-
recht behoben, so verstindigt die Daten-
schutzaufsicht die fiir die kirchliche Stelle
zustindige Aufsicht und fordert sie zu einer
Stellungnahme gegeniiber der Datenschutz-
aufsicht auf. Diese Stellungnahme soll auch
eine Darstellung der MaBBnahmen enthalten,
die aufgrund der Beanstandungen der Daten-
schutzaufsicht getroffen worden sind.

4) "Werden MaBnahmen nach Absatz 2 nicht in der
von der Datenschutzaufsicht bestimmten Frist befolgt, so
verstandigt die Datenschutzaufsicht die fiir die kirchliche
Stelle zustindige Aufsicht und fordert sie zu einer Stel-
lungnahme gegeniiber der Datenschutzaufsicht auf.
’Diese Stellungnahme soll auch eine Darstellung der

Malnahmen enthalten, die avferund-der Beanstandungen
derDatensehutzaufsieht-getroffen worden sind.

Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 4 und es
werden die Worte ,,Wird die Beanstandung
nicht fristgerecht behoben,* durch die Worte
,,Werden Mallnahmen nach Absatz 2 nicht in
der von der Datenschutzaufsicht bestimmten
Frist befolgt, ...* ersetzt.

Die Streichung in Satz 2 erfolgt, da die Mog-
lichkeit der Beanstandung durch die Daten-
schutzaufsicht zugunsten der Abhilfe- und Un-
tersuchungsbefugnisse gestrichen worden ist.

(4) Die Datenschutzaufsicht kann von ei-
ner Beanstandung absehen oder auf eine Stel-
lungnahme der die Aufsicht fiihrenden Stelle
verzichten, wenn es sich um unerhebliche
Mingel handelt, deren Behebung mittler-
weile erfolgt ist. Die Datenschutzaufsicht
kann auBerdem auf eine Stellungnahme der
die Aufsicht fiihrenden Stelle verzichten,

Der bisherige Absatz 4 bezieht sich auf die
nicht mehr relevante ,,Beanstandung® und wird
daher aufgehoben.
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wenn eine sofortige Entscheidung wegen Ge-
fahr im Verzug oder im kirchlichen Interesse
notwendig erscheint.

(%) Der Bescheid gemil3 Absatz 1 kann
Anordnungen enthalten, um einen rechtmafi-
gen Zustand wiederherzustellen oder Gefah-
ren fiir personenbezogene Daten abzuweh-
ren. Insbesondere ist die Datenschutzaufsicht
befugt anzuordnen:

a) Verarbeitungsvorgidnge auf bestimmte
Weise und innerhalb einer von der Daten-
schutzaufsicht zu bestimmenden Frist mit
diesem Gesetz in Einklang zu bringen,

b) die von einer Verletzung des Schutzes
personenbezogener Daten betroffene Per-
son entsprechend zu benachrichtigen,

c) eine voriibergehende oder endgiiltige Be-
schrankung sowie ein Verbot der Verar-
beitung,

d) personenbezogene Daten zu berichtigen
oder zu 16schen oder deren Verarbeitung
zu beschranken und die Empfinger dieser
Daten entsprechend zu benachrichtigen,

e) die Aussetzung der Ubermittlung von Da-
ten an einen Empfinger in einem Dritt-
land oder an eine internationale Organisa-
tion,

f) den Antrdgen der betroffenen Person auf
Ausiibung der ihr nach diesem Gesetz zu-
stehenden Rechte zu entsprechen.

Der Verantwortliche hat diese Anordnungen

binnen der genannten Frist — falls eine solche

Der bisherige Absatz 5 bezieht sich auf die
nicht mehr relevante ,,Beanstandung® und wird
daher aufgehoben.
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nicht bezeichnet ist, unverziiglich — umzuset-
zen

(6) Die Datenschutzaufsicht ist befugt,
zusitzlich zu oder anstelle von den in Absatz
5 genannten Maflnahmen eine Geldbulle zu
verhdngen. Néheres regelt § 51.

Der bisherige Absatz 6 bezieht sich auf die
nicht mehr relevante ,,Beanstandung® und wird
daher aufgehoben.

Siehe auch § 51 Abs. 3: Geldbufsen werden je
nach den Umstdnden des Einzelfalls zusdtzlich
zu oder anstelle von Mafflnahmen nach § 47
Absatz 2 lit. a) bis g) und i) verhdngt.

(7) Mit der Beanstandung kann die Da-
tenschutzaufsicht Vorschlige zur Beseiti-
gung der Méngel und zur sonstigen Verbes-
serung des Datenschutzes verbinden.

Der bisherige Absatz 7 bezieht sich auf die
nicht mehr relevante ,,Beanstandung® und wird
daher aufgehoben.

(8)  Bevor eine Beanstandung, insbeson-
dere in Verbindung mit der Anordnung von
MaBnahmen nach Absitzen 5 oder 6 erfolgt,
ist dem Verantwortlichen innerhalb einer an-
gemessenen Frist Gelegenheit zu geben, sich
zu den fiir die Entscheidung erheblichen Tat-
sachen zu &uBlern. Von der Anhérung kann
abgesehen werden, wenn sie nach den Um-
stinden des Einzelfalls nicht geboten, insbe-
sondere wenn eine sofortige Entscheidung
wegen Gefahr im Verzug oder im kirchlichen
Interesse notwendig erscheint.

Der bisherige Absatz 8 bezieht sich auf die
nicht mehr relevante ,,Beanstandung® und wird
daher aufgehoben.

Kapitel 7
Beschwerde, gerichtlicher Rechtsbehelf,
Haftung und Sanktionen

Kapitel 7
Beschwerde, gerichtlicher Rechtsbehelf, Haftung
und Sanktionen
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§ 48
Beschwerde bei der
Datenschutzaufsicht

§ 48
Beschwerde bei einer
Datenschutzaufsicht

Vgl. die Ausfiihrungen zu Absatz 1

(1) Jede betroffene Person hat unbeschadet
eines anderweitigen Rechtsbehelfs das Recht
auf Beschwerde bei der Datenschutzaufsicht,
wenn sie der Ansicht ist, dass die Verarbei-
tung der sie betreffenden personenbezogenen
Daten gegen Vorschriften dieses Gesetzes o-
der gegen andere Datenschutzvorschriften
verstoft. Die Einhaltung des Dienstwegs ist
dabei nicht erforderlich.

(1) 'Jede betroffene Person hat unbeschadet eines an-
derweitigen Rechtsbehelfs das Recht auf Beschwerde bei
einer Datenschutzaufsicht, wenn die betroffene Person
der Ansicht ist, dass die Verarbeitung der sie betreffen-
den personenbezogenen Daten gegen Vorschriften dieses
Gesetzes oder gegen andere Datenschutzvorschriften ver-
stoBt. 2Die Einhaltung des Dienstwegs ist dabei nicht er-
forderlich.

Die bisherige Formulierung ,,bei der Daten-
schutzaufsicht* ist auslegungsbediirftig. Nach
den Regelungen der DSGVO ist es ausrei-
chend, bei einer Aufsichtsbehorde die Be-
schwerde einzureichen. Art. 77 DSGVO er-
moglicht sogar die Beschwerde bei einer Auf-
sichtsbehorde eines anderen Mitgliedstaates.
Innerhalb der Bundesrepublik Deutschland
wird eine unzustidndige Aufsichtsbehorde al-
lerdings dann nicht téitig, wenn eine andere
deutsche Datenschutzaufsicht zusténdig ist. In
diesen Féllen gibt sie die Beschwerde aus Zu-
standigkeitsgriinden ab (gingige Praxis der
Aufsichtsbehdrden des Bundes und der Lén-
der). Dies praktizieren die katholischen Daten-
schutzaufsichten ebenfalls. Das Einreichen bei
einer anderen als der zustindigen (katholi-
schen) Aufsicht ist jedoch mdéglich.

Bei der zweiten Anderung handelt es sich le-
diglich um eine sprachliche Anpassung, die an
die Textfassung der DSGVO angelehnt ist.

(2)  Auf ein solches Vorbringen hin priift
die Datenschutzaufsicht den Sachverhalt. Sie
fordert den Verantwortlichen, den Empfan-
ger und/oder den Dritten zur Stellungnahme
auf, soweit der Inhalt des Vorbringens den
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Tatbestand einer Datenschutzverletzung er-
fiillt.

(3) Niemand darf gemaBregelt oder be-
nachteiligt werden, weil er sich im Sinne des
Absatz 1 an die Datenschutzaufsicht gewen-
det hat.

(4) Die Datenschutzaufsicht unterrichtet
den Beschwerdefiihrer iiber den Stand und
die Ergebnisse der Beschwerde einschliel3-
lich der Maoglichkeit eines gerichtlichen
Rechtsbehelfs nach § 49.
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§ 49
Gerichtlicher Rechtsbehelf gegen eine Ent-
scheidung der Datenschutzaufsicht oder ge-
gen den Verantwortlichen oder den
Auftragsverarbeiter

§49
Recht auf gerichtlichen Rechtsbehelf gegen einen
Bescheid der Datenschutzaufsicht

In § 49 sind bisher die Regelungen der Art.
78 und 79 DSGVO zusammengezogen. Zur
besseren Ubersichtlichkeit und weil hier
zwei getrennte Sachverhalte behandelt wer-
den, werden die Regelungen nunmehr in ge-
trennten Vorschriften (§ 49 und § 49 a) dar-
gestellt.

(1) Jede natiirliche oder juristische Person
hat unbeschadet des Rechts auf Beschwerde bei
der Datenschutzaufsicht (§ 48) das Recht auf ei-
nen gerichtlichen Rechtsbehelf gegen einen sie
betreffenden Bescheid der Datenschutzaufsicht.
Dies gilt auch dann, wenn sich die Datenschutz-
aufsicht nicht mit einer Beschwerde nach § 48
befasst oder die betroffene Person nicht inner-
halb von drei Monaten iiber den Stand oder das
Ergebnis der erhobenen Beschwerde gemil § 48
in Kenntnis gesetzt hat.

!Jede natiirliche oder juristische Person hat unbescha-
det des Rechts auf Beschwerde bei einer Datenschutz-
aufsicht (§ 48) das Recht auf einen gerichtlichen
Rechtsbehelf gegen einen sie betreffenden Bescheid
der Datenschutzaufsicht. *Dies gilt auch dann, wenn
sich die Datenschutzaufsicht nicht mit einer Be-
schwerde nach § 48 befasst oder die betroffene Person
nicht innerhalb von drei Monaten iiber den Stand oder
das Ergebnis der nach § 48 erhobenen Beschwerde in
Kenntnis gesetzt hat.

Vgl. die Ausfiihrungen zu § 48 Abs. 1

Hier handelt es sich um eine redaktionelle
Anderung.

(2) Jede betroffene Person hat unbeschadet
eines Rechts auf Beschwerde bei der Daten-
schutzaufsicht (§ 48) das Recht auf einen ge-
richtlichen Rechtsbehelf, wenn sie der Ansicht
ist, dass die ihr aufgrund dieses Gesetzes zu-
stechenden Rechte infolge einer nicht im Ein-
klang mit diesem Gesetz stehenden Verarbeitung
ihrer personenbezogenen Daten verletzt wurden.

Abs. 2 wird an dieser Stelle gestrichen und
findet sich in § 49 a Abs. 1 (neu).

(3)  Fir gerichtliche Rechtsbehelfe gegen
eine Entscheidung der Datenschutzaufsicht oder
einen Verantwortlichen oder einen

Die Regelung des § 49 Abs. 3 wird in § 49
c iiberfiihrt.
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Auftragsverarbeiter ist das kirchliche Gericht in
Datenschutzangelegenheiten zustindig.

s Eh;.*e.he Gericht-in-Datenschutzangelegenheiienzu

§ 49a
Recht auf gerichtlichen Rechtsbehelf gegen Ver-
antwortliche
oder Auftragsverarbeiter

Es handelt sich um die Regelung des § 49
Abs. 2 (alt): In § 49 sind bisher die Rege-
lungen der Art. 78 und 79 DSGVO zusam-
mengezogen. Zur besseren Ubersichtlich-
keit und weil hier zwei getrennte Sachver-
halte behandelt werden, werden die Rege-
lungen nunmehr in getrennten Vorschriften
(§ 49 und § 49a) dargestellt.

Jede betroffene Person hat unbeschadet eines Rechts
auf Beschwerde bei einer Datenschutzaufsicht (§ 48)
das Recht auf einen gerichtlichen Rechtsbehelf gegen
einen Verantwortlichen oder einen kirchlichen Auf-
tragsverarbeiter, wenn sie der Ansicht ist, dass die ihr
aufgrund dieses Gesetzes zustehenden Rechte infolge
einer nicht im Einklang mit diesem Gesetz stehenden
Verarbeitung ihrer personenbezogenen Daten verletzt
wurden.

Vgl. die Ausfiihrungen zu § 48 Abs. 1

Es wird lediglich auf den kirchlichen Auf-
tragsverarbeiter Bezug genommen, weil nur
dieser der kirchlichen Gerichtsbarkeit un-
terfillt, vgl. § 2 KDSGO.

§49b
Recht der Datenschutzaufsicht auf gerichtlichen
Rechtsbehelf

Werden MalBBnahmen der Datenschutzaufsicht nach §
47 Abs. 2 ganz oder teilweise nicht oder nicht innerhalb
der gesetzten Frist umgesetzt, hat die Datenschutzaut-
sicht nach ndherer Maflgabe der KDSGO das Recht auf
einen gerichtlichen Rechtsbehelf gegen einen Verant-
wortlichen oder einen kirchlichen Auftragsverarbeiter.

Bislang sieht das KDG fiir die Datenschutz-
aufsichten keine Klagebefugnis vor. Mit §
49 b wird eine solche eingefiihrt. Sie ermog-
licht es den Datenschutzaufsichten in Fél-
len, in denen aufgegebenen MalBnahmen
nicht rechtzeitig oder nur in Teilen Rech-
nung getragen wird, Klage vor dem Interdi-
6zesanen Datenschutzgericht zu erheben.
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In der Regel haben Behorden keine eigene
Klagebefugnis. Mangels Vollstreckbarkeit /
Verwaltungszwang wird hier eine Klage-
befugnis der Datenschutzaufsichten vorge-
sehen.

Es wird lediglich auf den kirchlichen Auf-
tragsverarbeiter Bezug genommen, weil nur
dieser der kirchlichen Gerichtsbarkeit un-
terfallt, vgl. § 2 KDSGO.

Allerdings sieht die KDSGO gegenwirtig
einen solchen Rechtsbehelf nicht vor. Die
einschldgigen Regelungen der KDSGO
sind daher zu gegebener Zeit entsprechend
anzupassen. Erst nach erfolgter Anpassung
der KDSGO kann von dem Rechtsbehelf
des § 49 b KDG Gebrauch gemacht werden.

§49c
Zustindigkeit der
Datenschutzgerichte

Die Regelung des § 49 Abs. 3 (alt) gehort
eigentlich in die KDSGO bzw. in die neue
Verwaltungsgerichtsordnung der Kirche.
Sie wird fiir simtliche Félle der Zustiandig-
keit des IDSG (§§ 49, 49 aund 49 b) in § 49
¢ (neu) zusammengefasst und hier ,,iiber-
gangsweise® (weiter) aufgefiihrt, um durch
eine Streichung an dieser Stelle keine Rege-
lungsliicke entstehen zu lassen.

§ 49 Abs. 3

Fiir gerichtliche ....

(1) Fiir gerichtliche Rechtsbehelfe nach den §§ 49, 49
a und 49 b ist das Interdidzesane Datenschutzgericht
zustindig.

,,Das kirchliche Gericht in Datenschutzan-
gelegenheiten®, wie es in der aktuellen Fas-
sung des § 49 KDG heilit, wird konkreti-
siert: Beim Interdidzesanen
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Datenschutzgericht handelt es sich um die
erste Instanz der kirchlichen Datenschutz-
gerichtsbarkeit.

(2) Fir Rechtsmittel gegen eine Entscheidung des In-
terdi6zesanen Datenschutzgerichts ist das Datenschutz-
gericht der Deutschen Bischofskonferenz zusténdig.

Der Vollstindigkeit halber wird auch das
Rechtsmittel gegen eine Entscheidung des
IDSG aufgefiihrt.

§ 50
Haftung und
Schadenersatz

§ 50
Haftung und
Schadenersatz

(1)  Jede Person, der wegen eines VerstoB3es
gegen dieses Gesetz ein materieller oder imma-
terieller Schaden entstanden ist, hat Anspruch
auf Schadenersatz gegen die kirchliche Stelle als
Verantwortlicher oder Auftragsverarbeiter.

(2) Ein Auftragsverarbeiter haftet fiir den
durch eine Verarbeitung verursachten Schaden
nur dann, wenn er seinen speziell den Auf-
tragsverarbeitern auferlegten Pflichten aus die-
sem Gesetz nicht nachgekommen ist oder unter
Nichtbeachtung der rechtmédfig erteilten Anwei-
sungen des fiir die Datenverarbeitung Verant-
wortlichen oder gegen diese Anweisungen ge-
handelt hat.

3) Ein Verantwortlicher oder ein Auf-
tragsverarbeiter ist von der Haftung geméfl Ab-
satz 1 befreit, wenn er nachweist, dass er in kei-
nerlei Hinsicht fiir den Umstand, durch den der
Schaden eingetreten ist, verantwortlich ist.

(4) Wegen eines Schadens, der nicht Verma-
gensschaden ist, kann die betroffene Person eine
angemessene Entschddigung in Geld verlangen.
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®)) Lasst sich bei einer automatisierten Ver-
arbeitung personenbezogener Daten nicht ermit-
teln, welche von mehreren beteiligten kirchli-
chen Stellen als Verantwortlicher oder Auf-
tragsverarbeiter den Schaden verursacht hat, so
haftet jede als Verantwortlicher fiir den gesam-
ten Schaden.

(6) Mehrere Ersatzpflichtige haften als Ge-
samtschuldner im Sinne des Biirgerlichen Ge-
setzbuches.

(7) Hat bei der Entstehung des Schadens ein
Verschulden der betroffenen Person mitgewirkt,
ist § 254 des Biirgerlichen Gesetzbuchs entspre-
chend anzuwenden.

() Auf die Verjahrung finden die fiir uner-
laubte Handlungen geltenden Verjdhrungsvor-
schriften des Biirgerlichen Gesetzbuchs entspre-
chende Anwendung.

§ 51
Geldbuflen

§ 51
Geldbuflen

(1) Verstoflt ein Verantwortlicher oder ein
Auftragsverarbeiter vorsitzlich oder fahrldssig
gegen Bestimmungen dieses Gesetzes, so kann
die Datenschutzaufsicht eine Geldbufle verhin-
gen.

Auch in Ansehung der Entscheidung des
EuGH vom 05.12.2023 (C-807/21) zur Zu-
lassigkeit der unmittelbaren Verhidngung
von BuB3geldern gegen juristische Personen
kann es bei der bisherigen Formulierung
bleiben. Es muss fiir die Handlungspraxis
der Datenschutzaufsichten lediglich klar
sein, dass die Verhdngung einer GeldbuBle
gegeniiber einer juristischen Person zwar
schuldhaftes Handeln (Vorsatz oder Fahr-
lassigkeit), nicht jedoch eine konkrete
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Zurechnung zu handelnden Personen (ins-
besondere Leitungsebene) erfordert.

(2) Die Datenschutzaufsicht stellt sicher,
dass die Verhdngung von GeldbuB3en gemal3 die-
sem Paragraphen fiir VerstoB3e gegen dieses Ge-
setz in jedem Einzelfall wirksam, verhdltnisméa-
Big und abschreckend ist.

3) GeldbuBlen werden je nach den Umstén-
den des Einzelfalls verhingt. Bei der Entschei-
dung iiber die Verhidngung einer Geldbuf3e und
iiber deren Betrag wird in jedem Einzelfall Fol-
gendes gebiihrend berticksichtigt:

3) !GeldbuBen werden je nach den Umsténden des
Einzelfalls zusitzlich zu oder anstelle von Mafnahmen
nach § 47 Absatz 2 lit. a) bis g) und i) verhéingt. *Bei
der Entscheidung iiber die Verhdngung einer Geldbulle
und iiber deren Betrag wird in jedem Einzelfall Folgen-
des gebiihrend beriicksichtigt:

Als Folgednderung zur Neufassung des § 47
als Nachbildung des Art. 58 DSGVO er-
folgt auch bei den Regelungen zu den BuB3-
geldern eine sprachliche Angleichung an
Art. 83 Abs. 2 Satz 1 DSGVO. Damit soll
auch bei dem fiir die Gleichwertigkeit der
Regelungen der katholischen Kirche immer
wieder diskutierten Thema der BuBgelder
eine Umsetzung im Sinne des Art. 91 Abs.
2 DSGVO erfolgen.

Hinweis:
§ 51 Abs. 3 und § 47 Abs. 2 lit. h korrespondieren.

a) Art, Schwere und Dauer des Verstofles unter
Beriicksichtigung der Art, des Umfangs oder
des Zwecks der betreffenden Verarbeitung
sowie der Zahl der von der Verarbeitung be-
troffenen Personen und des Ausmalles des
von ihnen erlittenen Schadens;

b) Vorsitzlichkeit oder Fahrldssigkeit des Ver-
stof3es;

¢) jegliche von dem Verantwortlichen oder dem
Auftragsverarbeiter getroffenen Mallnahmen
zur Minderung des den betroffenen Personen
entstandenen Schadens;
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d) Grad der Verantwortung des Verantwortli-
chen oder des Auftragsverarbeiters unter Be-
riicksichtigung der von ihnen gemiB § 26 ge-
troffenen technischen und organisatorischen
Malnahmen,;

e) etwaige einschlidgige frithere VerstoBBe des
Verantwortlichen oder des Auftragsverarbei-
ters;

f) Umfang der Zusammenarbeit mit der Daten-
schutz-aufsicht, um dem Versto3 abzuhelfen
und seine moglichen nachteiligen Auswir-
kungen zu mindern;

g) Kategorien personenbezogener Daten, die
von dem Verstof} betroffen sind;

h) Art und Weise, wie der Versto3 der Daten-
schutz-aufsicht bekannt wurde, insbesondere
ob und gegebenenfalls in welchem Umfang
der Verantwortliche oder der Auftragsverar-
beiter den Verstofl mitgeteilt hat;

1) Einhaltung der frither gegen den fiir den be-
treffenden  Verantwortlichen oder Auf-
tragsverarbeiter in Bezug auf denselben Ge-
genstand angeordneten MafBnahmen (§ 47
Absatz 5), wenn solche MaBlnahmen angeord-
net wurden;

1) Einhaltung der friither gegen den fiir den betref-
fenden Verantwortlichen oder Auftragsverarbeiter in
Bezug auf denselben Gegenstand angeordneten Mal3-
nahmen (§ 47 Absatz 2), wenn solche Maflnahmen an-
geordnet wurden;

Als Folgednderung zur Neufassung des § 47
als Nachbildung des Art. 58 DSGVO wird
hier der Verweis auf angeordnete Malinah-
men korrigiert.

j) jegliche anderen erschwerenden oder mil-
dernden Umstidnde im jeweiligen Fall, wie
unmittelbar oder mittelbar durch den Versto3
erlangte finanzielle Vorteile oder vermiedene
Verluste.

4) Verstoflt ein Verantwortlicher oder ein
Auftragsverarbeiter  bei  gleichen  oder
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miteinander verbundenen Verarbeitungsvorgén-
gen vorsdtzlich oder fahrldssig gegen mehrere
Bestimmungen dieses Gesetzes, so iibersteigt der
Gesamtbetrag der Geldbuf3e nicht den Betrag fiir
den schwerwiegendsten Verstof3.

(%) Bei Verstoflen werden im Einklang mit
Absatz 3 GeldbuBen von bis zu 500.000 EUR
verhéngt.

(%) 'Bei VerstoBen werden im Einklang mit Absatz
3 Geldbullen innerhalb eines Rahmens von bis zu
1.000.000 EUR verhéngt.

%Fiir den Bereich kirchlicher Unternehmen im Sinne
des § 4 Nr. 19, die am Wettbewerb teilnehmen, kdnnen
im Einklang mit Absatz 2 Geldbuflen von bis zu 4 %
des Jahresumsatzes, maximal in Héhe von 3.000.000 €,
verhdngt werden.

§ 51 Abs. 5 KDG sieht — ebenso wie § 45
Abs. 5 DSG-EKD - derzeit GeldbuBlen bis
zu einem Betrag von 500.000 Euro vor. Der
aktuelle Entwurf der EKD sieht eine Anhe-
bung des BuBlgeldrahmens auf
6 Millionen Euro vor. Zur Begriindung wird
angefiihrt, um den Anforderungen des Art.
91 Abs. 2 DSGVO Rechnung zu tragen,
miissten die spezifischen Aufsichtsbehor-
den mit den gleichen Befugnissen ausge-
stattet werden wie die staatlichen Behorden.
Sie miissten also ein Buflgeld verhéngen
konnen, das die gleichen Zwecke erfiillt wie
die staatlich verhdangten BuB3gelder. Es gebe
durchaus kirchliche (diakonische) Stellen,
die sehr hohe Jahresumsitze erzielen (in
Einzelfdllen bis iiber 1 Mrd. Euro). Ein
BuBigeldrahmen von maximal 500.000 Euro
sei folglich zu knapp bemessen und konne
dazu fiihren, dass die gesetzlich festgelegte
Wirkung des Buf3gelds in manchen Fillen
nicht erzielt werden konne. Problematisch
sei auch, dass kirchliche Stellen mit hohen
Jahresumsédtzen ungleich zu staatlichen Un-
ternehmen behandelt wiirden, die nach der
DSGVO schon jetzt mit deutlich hoheren
BuB3geldern belegt werden konnten.
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Nach Beratung in der Rechtskommission
wird die hier vorgeschlagene Regelung fiir
ausreichend erachtet, um die vom europdi-
schen Gesetzgeber intendierte Abschre-
ckungswirkung zu erzielen.

Ganz generell ldsst sich feststellen, dass der
bisherige Buflgeldrahmen von bis zu
500.000 € bislang ausreichend war, um die
vom europdischen Regelungsgeber gefor-
derte Abschreckungswirkung zu erzielen.
Angesichts der Entwicklung seit 2018 und
der gewonnenen Erfahrungen erscheint es
jedoch keine Option, den im KDG gesetzten
BuBigeldrahmen unverdndert zu belassen.
Denn insbesondere vor dem Hintergrund
fortschreitender Zusammenschliisse im Be-
reich der Krankenhaustriager erscheint die
Position, dass ein BuB3geldrahmen von bis
zu 500.000 Euro ausreichend ist, um die
vom europdischen Regelungsgeber gefor-
derte Abschreckungswirkung zu erzielen,
zunehmend fraglich. Denn zum Teil werden
in Tragerverbiinden inzwischen Jahresum-
sdtze von bis zu 1 Milliarde Euro und mehr
erzielt. Vor diesem Hintergrund diirfte eine
differenzierende Regelung sinnvoll sein: In
der Regel diirfte eine mafivolle Erhohung
des allgemeinen BufBgeldrahmens auf 1
Million Euro angemessen sein, um den An-
forderungen des Art. 91 Abs. 2 DSGVO
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auch kiinftig zu entsprechen. Fiir den Be-
reich kirchlicher Unternechmen, die am
Wettbewerb teilnehmen, soll die maximale
BuBlgeldhéhe ohne Differenzierung nach
der Art der VerstdBe grundsitzlich 4 % des
Jahresumsatzes betragen. Als Korrektiv
wird vor dem Hintergrund, dass im kirchli-
chen Bereich keine Unternehmen der Gro-
enordnung von Microsoft oder Alphabet
(friiher Google) existieren, ein Hochstbe-
trag im Sinne einer Kappungsgrenze von 3
Millionen Euro vorgeschlagen.

(6) Gegen kirchliche Stellen im Sinne des §
3 Absatz 1, soweit sie im weltlichen Rechtskreis
offentlich-rechtlich verfasst sind, werden keine
GeldbufBlen verhdngt; dies gilt nicht, soweit sie
als Unternechmen am Wettbewerb teilnehmen.

(7) Die Datenschutzaufsicht leitet einen Vor-
gang, in welchem sie einen objektiven Verstof3
gegen dieses Gesetz festgestellt hat, einschlieB3-
lich der von ihr verhdngten Hohe der Geldbulle
an die nach staatlichem Recht zustdndige Voll-
streckungsbehdrde weiter. Unbeschadet ihrer je-
weiligen Rechtsform ist die Datenschutzaufsicht
Inhaber der BuBlgeldforderung und mithin Voll-
streckungsgldubiger. Die nach staatlichem Recht
zustindige Vollstreckungsbehorde ist an die
Feststellung der Datenschutzaufsicht hinsicht-
lich des Verstof3es und an die von dieser festge-
setzten Hohe der GeldbuBle gebunden. Sofern
das staatliche Recht die Zustdndigkeit einer
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solchen Vollstreckungsbehorde nicht vorsieht,
erfolgt die Vollstreckung auf dem Zivilrechts-
weg.

(8) Eine Meldung nach § 33 oder eine Benachrichti-
gung nach § 34 Absatz 1 darf in einem Verfahren zur
Verhidngung eines Bullgeldes nach dieser Vorschrift
gegen den Meldepflichtigen oder Benachrichtigenden
oder seine in § 52 Absatz 1 der Strafprozessordnung
bezeichneten Angehdrigen nur mit Zustimmung des
Meldepflichtigen oder Benachrichtigenden verwendet
werden.

Mit dem neuen Abs. 8 wird eine dem § 43
Abs. 4 BDSG nachgebildete Vorschrift in
das KDG eingefiigt, die dem Verfassungs-
grundsatz, dass sich kein Mensch selbst be-
lasten muss, Rechnung trigt. Die Uber-
nahme der Vorschrift aus dem BDSG in das
KDG wiirde auch die Diskussion beenden,
ob und wie weit dieser Grundsatz auch im
kirchlichen Datenschutzrecht gilt.

Kapitel 8
Vorschriften fiir besondere
Verarbeitungssituationen

Kapitel 8
Vorschriften fiir besondere
Verarbeitungssituationen

§52
Videoiiberwachung

§52
Videoiiberwachung

(1)  Die Beobachtung 6ffentlich zugéngli-
cher Rdume mit optisch-elektronischen Einrich-
tungen (Videotliberwachung) ist nur zulissig,
soweit sie

a) zur Aufgabenerfiillung oder zur Wahr-
nehmung des Hausrechts oder

b) zur Wahrnehmung berechtigter Interes-
sen fiir konkret festgelegte Zwecke
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erforderlich ist und keine Anhaltspunkte beste-
hen, dass schutzwiirdige Interessen der betroffe-
nen Person {iberwiegen.

(2) Der Umstand der Beobachtung und der
Verantwortliche sind durch geeignete MafB3nah-
men zum frithestmoglichen Zeitpunkt erkennbar
zu machen.

3) Die Speicherung oder Verwendung von
nach Absatz 1 erhobenen Daten ist zuléssig,
wenn sie zum Erreichen des verfolgten Zwecks
erforderlich ist und keine Anhaltspunkte beste-
hen, dass schutzwiirdige Interessen der betroffe-
nen Person {iberwiegen.

(3) Die Verarbeitung von nach Absatz 1 erhobenen Da-
ten ist zuldssig, wenn sie zum Erreichen des verfolgten
Zwecks erforderlich ist und keine Anhaltspunkte beste-
hen, dass schutzwiirdige Interessen der betroffenen
Person liberwiegen.

Anpassung der Terminologie

(4) Werden durch Videoiiberwachung erho-
bene Daten einer bestimmten Person zugeordnet,
ist diese iiber eine Verarbeitung gemdll §§ 15
und 16 zu benachrichtigen.

(%) Die Daten sind unverziiglich zu 16schen,
wenn sie zur Erreichung des Zwecks nicht mehr
erforderlich sind oder schutzwiirdige Interessen
der betroffenen Person einer weiteren Speiche-
rung entgegenstehen.

(%) Die Daten sind unverziiglich zu 16schen, wenn
sie zur Erreichung des Zwecks nicht mehr erforderlich
sind oder schutzwiirdige Interessen der betroffenen
Person einer weiteren Verarbeitung entgegenstehen.

Anpassung der Terminologie

§52a
Gottesdienste und
kirchliche Veranstaltungen

(1) Die Aufzeichnung, Ubertragung oder Verdffentli-
chung von Gottesdiensten oder Veranstaltungen gottes-
dienstéhnlicher Art sind datenschutzrechtlich zuléssig,
wenn die betroffenen Personen vor der Teilnahme

Mit dieser Regelung (seit 2018 gibt es be-
reits eine vergleichbare Regelung im DSG-
EKD) wird das seit ,,Corona* eingefiihrte
Streamen  von  Gottesdiensten  und
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durch geeignete MaBBnahmen iiber Art und Umfang der
Aufzeichnung, Ubertragung oder Verdffentlichung in-
formiert werden.

kirchlichen Veranstaltungen datenschutz-
rechtlich geregelt.

(2) Besonderen schutzwiirdigen Interessen - insbeson-
dere von Minderjdhrigen - ist in angemessenem Um-
fang Rechnung zu tragen.

Mit Blick auf das besonders schutzwiirdige
Interesse an der unbeeintridchtigten Teil-
nahme am Gottesdienst oder den Fall, dass
die Vornahme der Kasualien nur mit Ein-
willigung der Betroffenen aufgezeichnet,
ibertragen oder verdffentlicht werden darf,
sollten addquate Losungen durch Ausle-
gung gefunden werden.

(3) Unbeschadet des Absatz 2 sind von der Aufzeich-
nung, Ubertragung oder Verdffentlichung nicht er-
fasste Plitze in angemessener Zahl vorzuhalten.

§53
Datenverarbeitung fiir Zwecke des Beschif-
tigungsverhéltnisses

§53
Datenverarbeitung fiir Zwecke des Beschiftigungs-
verhiiltnisses

Im Hinblick auf ein mdgliches staatliches
Beschiftigtendatenschutzgesetz sollte diese
Norm einstweilen unverdndert belassen
werden. § 53 gewihrleistet einen angemes-
senen Schutz personenbezogener Daten von
Beschiftigten innerhalb des Beschéfti-
gungsverhéltnisses und bestimmt Grenzen
fiir die Verarbeitung von personenbezoge-
nen Daten.

Die Frage der Zuldssigkeit der Weitergabe
von Informationen an die MAV lisst sich
durch Anwendung des § 53 Abs. 1i1.V.m.
der MAVO datenschutzrechtlich praxis-
tauglich 16sen (siehe auch Abs. 4).
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Die Frage, an welcher Stelle mogliche
kirchliche Neuregelungen ihren Platz fin-
den (KDG oder Spezialgesetzgebung), ist
zu gegebener Zeit zu entscheiden.

(1) Personenbezogene Daten eines Beschéf-
tigten einschlielich der Daten {iber die Religi-
onszugehdrigkeit, die religiose Uberzeugung
und die Erfiillung von Loyalitdtsobliegenheiten
diirfen fiir Zwecke des Beschéftigungsverhélt-
nisses verarbeitet werden, wenn dies fiir die Ent-
scheidung iiber die Begriindung eines Beschéfti-
gungsverhéltnisses oder nach Begriindung des
Beschiftigungsverhéltnisses flir dessen Durch-
fiihrung oder Beendigung erforderlich ist.

(2) Zur Aufdeckung von Straftaten diirfen
personenbezogene Daten eines Beschiftigten
dann verarbeitet werden, wenn zu dokumentie-
rende tatsdchliche Anhaltspunkte den Verdacht
begriinden, dass die betroffene Person im Be-
schiftigungsverhéltnis eine Straftat begangen
hat, die Verarbeitung zur Aufdeckung erforder-
lich ist und das schutzwiirdige Interesse des Be-
schéftigten an dem Ausschluss der Verarbeitung
nicht liberwiegt, insbesondere Art und Ausmall
im Hinblick auf den Anlass nicht unverhéltnis-
mafBig sind oder eine Rechtsvorschrift dies vor-
sieht.

3) Absatz 1 ist auch anzuwenden, wenn per-
sonenbezogene Daten verarbeitet werden, ohne
dass sie automatisiert verarbeitet oder in oder aus
einer nicht automatisierten Datei verarbeitet oder
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fiir die Verarbeitung in einer solchen Datei erho-
ben werden.

(4)  Die Beteiligungsrechte nach der jeweils
geltenden Mitarbeitervertretungsordnung blei-
ben unberiihrt.

§ 54
Datenverarbeitung zu wissenschaftlichen o-
der historischen Forschungszwecken
oder zu statistischen Zwecken

§ 54
Verarbeitung personenbezogener Daten zu wissen-
schaftlichen oder historischen Forschungszwecken,
zu Archivzwecken oder zu statistischen Zwecken

§ 54 wird neu gefasst und um den Aspekt
der Verarbeitung zu Archivzwecken er-
ginzt. Dementsprechend wird die Uber-
schrift erweitert und an den gednderten Re-
gelungsgehalt der Vorschrift angepasst.

Zwar werden im KDG an verschiedenen
Stellen Aussagen zum Archivieren von Un-
terlagen getroffen, es fehlt jedoch eine ei-
gene Regelung fiir das Archivrecht. Nun-
mehr wird § 54 um grundsitzliche Aussa-
gen zum Archivrecht ergénzt. Insoweit fin-
det auch der Dreiklang des Artikels 89
DSGVO Beriicksichtigung, dessen Uber-
schrift lautet: ,, Artikel 89 - Garantien und
Ausnahmen in Bezug auf die Verarbeitung
zu im Offentlichen Interesse liegenden Ar-
chivzwecken, zu wissenschaftlichen oder
historischen Forschungs-zwecken und zu
statistischen Zwecken *.

§ 54 ist im Zusammenhang mit § 2 Absatz
2 zu lesen, wonach kirchliche Sondervor-
schriften, hier die KAO, den Vorschriften
des KDG vorgehen, sofern sie dessen Da-
tenschutzniveau nicht unterschreiten.
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(1)  Fiir Zwecke der wissenschaftlichen oder
historischen Forschung oder der Statistik erho-
bene oder gespeicherte personenbezogene Daten
diirfen nur fiir diese Zwecke verarbeitet werden.

!Personenbezogene Daten diirfen zu im kirchlichen o-
der offentlichen Interesse liegenden Archivzwecken,
zu wissenschaftlichen oder historischen Forschungs-
zwecken oder zu statistischen Zwecken verarbeitet
werden, soweit geeignete Garantien fiir die Rechte und
Freiheiten der betroffenen Personen vorgesehen wer-
den. 2Mit diesen Garantien wird sichergestellt, dass
technische und organisatorische MaBBnahmen bestehen,
mit denen insbesondere die Achtung des Grundsatzes
der Datenminimierung gewdéhrleistet wird.

Abs. 1 bisheriger Fassung entfdllt. Abs. 1
(neu) lehnt sich an Art. 89 Abs. 1 DSGVO
an und entspricht — bis auf Satz 2 — weitest-
gehend auch dem geénderten § 50 DSG-
EKD.

Zweck ist die Erleichterung der Datenverar-
beitung zu Forschungs- und Archivzwe-
cken sowie zu statistischen Zwecken. Wih-
rend es bisher nur um fiir diese Zwecke er-
hobene Daten ging, wird die Zuldssigkeit
der Verarbeitung nun auf alle personenbe-
zogenen Daten erweitert.

Die Regelung ist nicht als Rechtsgrundlage,
sondern lediglich programmatisch zu ver-
stehen.

Art. 89 Abs. 1 Satz 2 DSGVO wird eben-
falls tibernommen; er legt die ,,Spur®.

(2)  Die Offenlegung personenbezogener Da-
ten an andere als kirchliche Stellen fiir Zwecke
der wissenschaftlichen oder historischen For-
schung oder der Statistik ist nur zuldssig, wenn
diese sich verpflichten, die iibermittelten Daten
nicht fiir andere Zwecke zu verarbeiten und die
Vorschriften der Abséitze 3 und 4 einzuhalten.
Der kirchliche Auftrag darf durch die Offenle-
gung nicht gefdhrdet werden.

3) Die personenbezogenen Daten sind zu
anonymisieren, sobald dies nach dem For-
schungs- oder Statistikzweck moglich ist. Bis
dahin sind die Merkmale gesondert zu speichern,
mit denen Einzelangaben iiber personliche oder

3) Personenbezogene Daten, die fiir Zwecke der
Forschung

oder Statistik verarbeitet werden, sind zu anonymisie-
ren, sobald dies nach dem  Forschungs-
oder Statistikzweck moglich ist. *Bis dahin sind die

Die vorgeschlagene Anderung des Absatzes
3 beinhaltet redaktionelle Anpassungen.
Durch die Verwendung der Formulierung
"... die fiir Zwecke der Forschung oder Sta-
tistik verarbeitet werden" wird deutlich,
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sachliche Verhéltnisse einer bestimmten oder
bestimmbaren Person zugeordnet werden kon-
nen. Sie diirfen mit den Einzelangaben nur zu-
sammengefiihrt werden, soweit der Forschungs-
oder Statistikzweck dies erfordert.

Merkmale gesondert zu speichern-verarbeiten, mit de-
nen Einzelangaben iiber personliche oder sachliche
Verhiltnisse einer identifizierten oder identifizierbaren
Person zugeordnet werden kénnen. *Sie diirfen mit den
Einzelangaben nur zusammengefiihrt werden, soweit
der Forschungs- oder Statistikzweck dies erfordert.

dass dies, anders als bei Absatz 1 nicht fiir
die Archivzwecke gilt.

Vgl. auch § 27 Abs. 3 BDSG

(4) Die Veréffentlichung personenbezoge-
ner Daten, die zum Zwecke wissenschaftlicher
oder historischer Forschung oder der Statistik
iibermittelt wurden, ist nur mit Zustimmung der
iibermittelnden kirchlichen Stelle zuldssig. Die
Zustimmung kann erteilt werden, wenn

a) die betroffene Person eingewilligt hat oder

b) dies fiir die Darstellung von Forschungser-
gebnissen iiber Ereignisse der Zeitgeschichte
unerlésslich ist, es sei denn, dass Grund zu
der Annahme besteht, dass durch die Verof-
fentlichung der Auftrag der Kirche gefdhrdet
wiirde oder schutzwiirdige Interessen der be-
troffenen Person iiberwiegen.

(5) Fiir die Archivierung von Unterlagen kirchlicher
Stellen im Sinne des § 3 KDG gilt die Anordnung iiber
die kirchlichen Archive (KAO) in der jeweils geltenden
Fassung.

Zur Klarstellung wird auf die Geltung der
Kirchlichen Archivordnung verwiesen.

§ 54a

Verarbeitung
personenbezogener Daten zur
institutionellen Aufarbeitung

Hierbei handelt es sich um eine § 50a Abs.
1 DSG-EKD nachgebildete Regelung fiir
den Bereich der katholischen Kirche. Aller-
dings werden die nachfolgenden Absitze
des § 50 a DSG-EKD nicht iibernommen,
sondern es wird in Absatz 2 auf di6zesane
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sexualisierter Gewalt und
anderer Formen des
Missbrauchs

Regelungen verwiesen: Die Didzesen ha-
ben mittlerweile sehr unterschiedliche Re-
gelungen getroffen. Es bestiinde die Gefahr
einer Kollision mit neuen Regelungen im
KDG, wollte man im KDG weitergehende
Regelungen treffen.

(1) 'An der institutionellen Aufarbeitung sexualisierter
Gewalt und anderer Formen des Missbrauchs besteht
ein iiberragendes kirchliches Interesse. “Personenbezo-
gene Daten diirfen zum Zwecke der institutionellen
Aufarbeitung sexualisierter Gewalt nach MafB3gabe die-
ses Gesetzes verarbeitet werden.

Neben der Feststellung, dass an der institu-
tionellen Aufarbeitung sexualisierter Ge-
walt ein liberragendes kirchliches Interesse
besteht, wird mit Absatz 1 lediglich klarge-
stellt, dass sich die Verarbeitung innerhalb
der Leitplanken halten muss, die das KDG
vorgibt. Es handelt sich um eine gesetzliche
Auslegung des kirchlichen Interesses; es
wird keine neue Rechtsgrundlage geschaf-
fen! Abs. 1 steht insofern der Auskunft und
Einsicht auf Basis einer Einwilligung nicht
entgegen.

(2) Nidheres kann durch spezifische didzesane Bestim-
mungen geregelt werden.

Diese Regelung dient der Klarstellung, dass
die bereits geltenden didzesanen Regelun-
gen zur institutionellen Aufarbeitung sexu-
alisierter Gewalt und anderer Formen des
Missbrauchs auch in Ansehung des neuen
Absatz 1 weiterhin Bestand haben und dass
auch kiinftig di6zesanspezifische Regelun-
gen moglich sein werden.

§55
Datenverarbeitung durch die Medien

§55
Verarbeitung
personenbezogener Daten durch die Medien

Redaktionelle Anpassung der Uberschrift

(1) Soweit personenbezogene Daten von
kirchlichen Stellen ausschlieflich zu eigenen

(1) 'Soweit personenbezogene Daten von kirchli-
chen Stellen ausschlieBlich zu eigenen journalistisch-
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journalistisch-redaktionellen oder literarischen
Zwecken verarbeitet werden, gelten von den
Vorschriften dieses Gesetzes nur die §§ 5, 26 und
50. Soweit personenbezogene Daten zur Heraus-
gabe von Adressen-, Telefon- oder vergleichba-
ren Verzeichnissen verarbeitet werden, gilt Satz
1 nur, wenn mit der Herausgabe zugleich eine
journalistisch-redaktionelle oder literarische Té-
tigkeit verbunden ist.

redaktionellen oder literarischen Zwecken verarbeitet
werden, gelten von den Vorschriften dieses Gesetzes
nur die §§ 5, 26 und 50. 2Soweit personenbezogene Da-
ten zur Herausgabe von Adressen-, Telefon- oder ver-
gleichbaren Verzeichnissen verarbeitet werden, gilt
Satz 1 nur, wenn mit der Herausgabe zugleich eine
journalistisch-redaktionelle oder literarische Tatigkeit
verbunden ist.

(2) Fithrt die journalistisch-redaktionelle
Verarbeitung personenbezogener Daten zur Ver-
offentlichung von Gegendarstellungen der be-
troffenen Person, so sind diese Gegendarstellun-
gen zu den gespeicherten Daten zu nehmen und
fiir dieselbe Zeitdauer aufzubewahren wie die
Daten selbst.

3) Wird jemand durch eine Berichterstat-
tung in seinem Personlichkeitsrecht beeintrdch-
tigt, so kann er Auskunft {iber die der Berichter-
stattung zugrunde liegenden, zu seiner Person
gespeicherten Daten verlangen. Die Auskunft
kann verweigert werden, soweit aus den Daten
auf die berichtenden oder einsendenden Perso-
nen oder die Gewéhrsleute von Beitrdgen, Unter-
lagen und Mitteilungen fiir den redaktionellen
Teil geschlossen werden kann. Die betroffene
Person kann die Berichtigung unrichtiger Daten
verlangen.

_ Kapitel 9
Ubergangs- und
Schlussbestimmungen

_ Kapitel 9
Ubergangs- und
Schlussbestimmungen
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§ 56
Ermiéchtigungen

Die zur Durchfiihrung dieses Gesetzes erforder-
lichen Regelungen trifft der Generalvikar. Er
legt insbesondere fest:

a) den Inhalt eines Musters der schriftlichen
Verpflichtungserklarung gemdll § 5 Satz 2
und

b) die technischen und organisatorischen Mal-
nahmen gemaf § 26.

) § 57
Ubergangsbestimmungen

(1)  Die bisherige Bestellung des Didzesan-
datenschutzbeauftragten, dessen Amtszeit noch
nicht abgelaufen ist, bleibt unberiihrt, soweit
hierbei die Regelungen der §§ 42 ff. Beachtung
finden. Entsprechendes gilt fiir den bestellten
Vertreter des Diozesandatenschutzbeauftragten.

Die Regelung ist obsolet geworden, da die
Amtszeiten der noch unter der KDO bestell-
ten Didzesandatenschutzbeauftragten abge-
laufen bzw. die Bestellungen nach neuer
Rechtslage erneuert worden sind.

(2)  Bisherige Bestellungen der betrieblichen
Datenschutzbeauftragten, deren Amtszeiten
noch nicht abgelaufen sind, bleiben unberiihrt,
soweit hierbei die Regelungen der §§ 36 ff. Be-
achtung finden.

Es ist nicht auszuschlielen, dass bereits vor
2018 benannte betriebliche Datenschutzbe-
auftragte noch immer in dieser Funktion té-
tig sind. Von einer Streichung dieses Absat-
zes wird daher vorsichtshalber abgesehen.

3) Vereinbarungen iiber die Erhebung, Ver-
arbeitung oder Nutzung personenbezogener Da-
ten im Auftrag nach § 8 der Anordnung iiber den
Kirchlichen Datenschutz (KDO) in der bisher

Absatz 3 wird gestrichen, da die Frist abge-
laufen ist.
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geltenden Fassung gelten fort. Sie sind bis zum
31.12.2019 an dieses Gesetz anzupassen.

(4)  Verzeichnisse von Verarbeitungstitig-
keiten gemal § 31 sind bis zum 30.06.2019 zu
erstellen.

Absatz 4 wird gestrichen, da die Frist abge-
laufen ist.

%) Die nach § 22 der Anordnung iiber den
kirchlichen Datenschutz (KDO) erlassene
Durchfiihrungsverordnung (KDO-DVO) (Amts-
blatt ...) und ... (Amtsblatt ...) bleiben, soweit
sie den Regelungen dieses Gesetzes nicht entge-
genstehen, bis zu einer Neuregelung, langstens
bis zum 30.06.2019, in Kraft.

Absatz 5 wird gestrichen, da die Frist abge-
laufen ist.

§ 58
Inkrafttreten, Aullerkrafttreten, Uberprii-
fung

(1) Dieses Gesetz tritt am 24.05.2018 in
Kraft. Gleichzeitig treten die Anordnung iiber

Dieses Gesetz tritt am 24.05.2018 in Kraft. Gleichzeitig
treten die Anordnung iiber den kirchlichen Datenschutz

Es ist eine Formulierung zum Inkrafttreten
des Anderungsgesetzes in diesem vorzuse-

den kirchlichen Datenschutz vom ...... sowie vom ...... sowie ... auBer Kraft. hen.
. auler Kraft.
(2) Dieses Gesetz soll innerhalb von drei 2)—Dieses Gesetzselnnerhalbven-dreiJahrenab | Die Evaluierung wurde durchgefiihrt. Ab-

Jahren ab Inkrafttreten iiberpriift werden.

N e

satz 2 wird deswegen ersatzlos gestrichen.
Anderungen des KDG werden anlassbezo-
gen als Einzelgesetze oder im Rahmen von
Artikelgesetzen erfolgen.




	In Absatz 3 erfolgt eine Regelung zu Fällen der gemeinsamen Verantwortlichkeit im Sinne des § 28 (bisher nicht geregelt). Sie orientiert sich an der derzeitigen Praxis der Datenschutzaufsichten. 

